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Editorial 

Ausnahmezustand, Ausgangssperre, Tränengas, brennende M üllcontainer -  die 
Bi lder aus Seatt le gingen um die Welt .  Auch wenn sich gerade in den USA der 
Unmut über die WTO und andere Freihandelsabkommen wie die NAFTA schon seit  
lä ngerem aufgestaut hatte, mit  einer solchen Wucht an Protesten hatte niemand 
gerechnet,  nicht einmal die Protest ierenden selbst.  Die WTO-Ministerkonferenz 
konnte nur mit erhebl icher Versp ätung beginnen. Am Ende musste sie ohne Ergebnis 
beendet werden. Die anvisierte Milenniumsrunde war vorerst gescheitert .   
Gescheitert  ist  s ie al lerdings vorwiegend an den unvereinbaren 
Interessengegens ätzen innerhalb der WTO -Mitgl iedsstaaten, die von den Protesten 
nur noch zugespitzt  wurden. Die pol i t ische Landschaft  hat sich in den wenigen 
Jahren seit Gr ündung der WTO radikal ge ändert.  Der Abschluss der Uruguay -Runde 
und die Abkommen zur Gründung der WTO 1994 wurde von der Ö ffentl ichkeit  noch 
mehr oder weniger ignoriert  und im Bundestag durchgewunken, ohne dass mehr als 
eine Handvol l  Abgeordnete ansatzweise verstand, was sie da rat i f iz ierte. Die erste 
Ministerkonferenz vor 3 Jahren in Singapur fand noch im Elfenbeinturm unter 
weitestgehendem Ausschluss der Ö ffentl ichkeit  statt .   
A l lmähl ich beginnt die Öffent l ichkeit  zu begreifen, auf was sich die Regierungen mit 
der WTO eingelassen haben, welch weitreichender Demokrat ieabbau hier 
beschlossen wurde. Wie kann es sein, dass der demokratische Wil le von 15 EU -
Nationen, keine Wachstumshormone f ür Rindfleisch zuzulassen, von drei nicht 
gewählten WTO-Schiedsrichtern in einem nicht öffent l ichem Verfahren annul l iert  
wird? Bisher sind in al len Verfahren vor den WTO-Schiedsgerichten Umwelt -  und 
Verbraucherinteressen, beschlossen von demokrat isch gewählten Parlamenten, von 
den WTO -Funktion ären als "Handelshemmnisse" bezeichnet und annul l iert  worden.  
Mit  nachhalt iger Entwicklung hat dies nichts zu tun. Die WTO in ihrer jetzigen 
Verfassung ist zu einseit ig einem "Freihandel ü ber al les" verpf l ichtet,  dass sie in 
dieser Form keinen Bestand haben kann. Der Reformbedarf ist  un übersehbar: Wenn 
die WTO intel lektuel le Eigentumsrechte schützen kann, dann kann sie auch die 
Schutzrechte der Umwelt und der Verbraucher sch ützen. Wenn die WTO Patente 
schützen kann, kann sie auch die Ern ährungssicherheit  schützen. Auch Patente sind 
schl ieß l ich monopolist ische Handelshemmnisse, im Interesse von 
Innovationsanreizen. Wenn die WTO Hollywoodfi lme sch ützen kann, kann sie auch 



Mindestrechte von Arbeitern sch ützen.  
Das Unbehagen mit der Schief lage der WTO-Verträ ge beginnt auch auf die 
Regierungen überzugreifen. Wenn US -Pr äsident Cl inton die Strassenschlachten von 
Seatt le als "rather interest ing hoopla"  bezeichnet und hinzuf ügt "I  disagree with a lot 
of what they say, but I 'm glad they're here, because they count in this debate" , dann 
spricht das B ände.  
Doch die Widersprüche und Interessensgegens ä tze der WTO ziehen sich bis t ief  in 
das Lager der Kri t iker und Gegner der WTO. In Seatt le demonstr ierten US -
Gewerkschaften für  Mindest-Sozialstandards -  ein Ziel, f ür das auch die USA und die 
EU, vor al lem die Bundesregierung eintraten, gegen den erkl ä rten Widerstand der 
Entwicklungsl änder. W ährend etwa die deutschen Umwelt -  und 
Entwicklungsorganisat ionen verbesserten Marktzugang f ür Entwicklungsländer 
fordern, gibt es andere WTO-Kri t iker und Global is ierungsgegner, die zwar nichts 
gegen eigene Exportüberschüsse haben, aber genau diesen verbesserten 
Marktzugang für Entwicklungsländer heft ig bek ämpfen.  
Ein zentrales Hindernis f ür die Milenniumsrunde sind auch die Agrarsubventionen 
der EU und Japans. Die Forderung nach ihrem Abbau oder ihrer Abschaffung eint die 
USA und die Entwicklungsl ä nder. Auch nach unserer Meinung m üssen viele davon 
gestr ichen werden, insbesondere die Exportsubventionen. Viele der agrarischen 
WTO-Gegner in Europa gehen aber auf die Straße, um genau das zu verhindern.  
Seatt le war wohl auch das def ini t ive Ende der Geheimdiplomatie der Industr ieländer, 
die es bisher noch immer verstanden hatten, in informellen Runden vol lendete 
Tatsachen auszuhandeln, die die gro ße Mehrheit  der Entwicklungsländer nur noch 
schlucken konnte. Doch gleichzeit ig wird die von den NRO geforderte Öffnung der 
WTO f ür die Zivi lgesel lschaft  insbesondere von wicht igen Entwicklungsländern am 
heft igsten bek ämpft.  
Widersprüche gibt es also genug. Wie weiter? Es w ä re weltfremd zu glauben, die 
WTO in Genf k önne nun ihre aus der Uruguay-Runde verbl iebene Tagesordnung 
über Landwirtschaft  und Dienst leistungen abarbeiten und einen neuen Anlauf f ür 
eine "gro ße Runde" nach den US -Prä sidentschaftswahlen machen. In Seatt le wurde 
unmissverständl ich deutl ich, dass in einem demokratischen Prozess nun al le 
Interessen, die bisher dem Freihandel untergeordnet wurden, angemessen 
berücksicht igt werden mü ssen. Der Welthandel braucht mult i laterale Regeln, wenn 
sich nicht das Recht des St ärkeren durchsetzen sol l .  In diesem Sinne braucht er 
eine Welthandelsorganisat ion. Aber deren Regeln m üssen auch die Umwelt ,  die 
Ernährungssicherheit ,  den Verbraucherschutz, soziale Mindeststandards und andere 
Werte vor den zerst örerischen Folgen nicht -nachhalt igen Wirtschaftens schützen und 
den Auftrag der Agenda 21 einl ö sen, nämlich das Umsteuern zu einer nachhalt igen 
Form von Entwicklung, die nicht ihre eigenen Grundlagen zerstö rt.  
Das heißt im Klartext:  Nicht das Verbot von Hormonen im Rindf leisch, sondern die 



Hormone selbst sind das Handelshemmnis f ür dieses Fleisch. Die Pol i t ik ist  nun 
aufgerufen, die Konstrukt ionsfehler der WTO-Verträ ge gründl ich zu analysieren und 
zu beheben. Das ist die Lekt ion von Seatt le. Wird sie ignoriert ,  war Seatt le wohl nur 
der Anfang vom Ende der WTO.  
Jürgen Maier   



Verschiebung des Weltern ährungsgipfels kommt 
vielen entgegen 

Deutsche NRO-Aktivit äten zum World Food Summit -  Five 
Years Later 

 
Die in Rom beim Weltern ährungsgipfel 1996 formulierten Ma ßnahmen und Ziele 
sind nicht ausgeführt und erreicht worden. Der Folgeprozess ist bisher ohne 
nachhaltige Wirkung auf die Bek ämpfung des Hungers geblieben. Die Frage von 
Hungerbekä mpfung und einer angepaßten Politik ist auf der internationalen 
Agenda sogar noch weiter in den Hintergrund getreten.  
 
Aufgrund dieser mangelhaften Umsetzung hat die FAO entschieden, eine 
Folgekonferenz, den "World Food Summit- f ive years later" durchzuf ühren, um die 
Erfahrungen der letzten fü nf Jahre aufzuarbeiten, aktuel le Problemfelder zu 
identi f iz ieren und neue Handlungsfelder zu entwickeln. Ein weiterer Grund für diese 
Konferenz ist ,  dass die FAO ihre Bedeutung im Inst i tut ionengefüge der Vereinten 
Nationen st ärken wi l l .   
Wenige Wochen bevor der World Food Summit - Five years later (WFS -FYL) im 
November in I tal ien statt f inden sol l te,  wurde mitgetei l t ,  dass er auf Juni 2002 
verschoben wird. Vorausgegangen waren lange Debatten zwischen der FAO und der 
i tal ienischen Regierung. Letztere befürchtete, nach den Erfahrungen beim G8-Gipfel 
in Genua, dass die gewalt tät igen Global is ierunsgegner auch in Rom Unfr ieden 
sti f ten würden. W äre es nach der i tal ienischen Regierung gegangen, so h ätte man 
den Gipfel am l iebsten in ein afr ikanisches Land verlegt.  Doch so einfach geht das 
nicht,  denn als Gastland einer UN-Organisation ist die i tal ienische Regierung 
verpf l ichtet der FAO die Mögl ichkeit  zu geben, Gipfelkonferenzen in I tal ien 
durchzuführen. Nachdem schl ie ß l ich entschieden wurde, dass der Gipfel  in Rimini 
stattf inden könne, kam der 11. September und I tal ien hatte neue Argumente gegen 
diese Veranstaltung. Da die Vorbereitungen auf seiten der FAO sich aufgrund der 
Unentschiedenheit  verzögert und sich nur wenige Regierungen zur Tei lnahme 
angemeldet hatten, plädierte der FAO-Generaldirektor Jacques Diouf für eine 
Verschiebung des Gipfels.  



Auch wenn das Verhalten der i tal ienischen Regierung nicht akzeptabel ist ,  k önnen 
nun neben der FAO und den Regierungsvertretern auch die 
Nichtregierungsorganisat ionen von dieser Verschiebung prof i t ieren. Auch für letztere 
war n ämlich eine Vorbereitung kaum m ögl ich, so wurden etwa dringend notwendige 
Gelder aufgrund der Unsicherheit  nicht bewil l igt ,  was die Planung tei lweise lahm 
legte.  
Wie in den letzten beiden Rundbriefen berei ts erwähnt, gibt es dazu das Projekt 
Weltern ährung, das die AG Landwirtschaft  &Ernährung durchführt.  Im folgenden wird 
erl äutert,  was von den geplanten Aktivi t äten berei ts umgesetzt und welche 
Maßnahmen auf die Zeit  unmittelbar vor dem Gipfel  im Juni 2002 verschoben wurde.  
 
Vernetzungstreffen der NRO  
Am 7. und 8. September haben in Bonn sowohl ein internationales als auch ein 
deutsches NRO-Vernetzungstreffen zur Vorbereitung des WFS -FYL stattgefunden.  
Bei dem internat ionalen Treffen am 7. und 8. September waren Vertreter von NROs 
anwesend, die zum Thema Welternährung arbeiten und Aktivit äten im Vorfeld und 
während des WEG-FYL sowohl in ihren L ändern als auch am Ort des Gipfels planen. 
Das Treffen diente dazu, über den aktuel len Planungsstand zu informieren und 
gemeinsam weiterzuplanen. Zeitgleich tagten in Havanna, Cuba ebenfal ls 
internat ionale NROs zur WFS-Vorbereitung, mit  denen einen telefonischer Austausch 
stattfand. Es wurden Vorschl äge und Themenschwerpunkte erarbeitet,  die zum Tei l  
inhalt l icher, zum Tei l  organisatorischer/ strukturel ler Art sind.  
 
Pressearbeit   
Unter anderem wurde betont,  dass die Pressearbeit  eine große Bedeutung hat. Um 
zu vermeiden, dass die Presse nur über potent iel le Gewalt  und nicht über die Inhalte 
des Gipfels und die Posit ionen der NROs berichtet, mü ssen die NROs schon im 
Vorfeld eine breite Pressearbeit  machen. W ährend des Gipfels ist es dann wichtig, 
dass es ein gut ausgestattetes Pressebüro gibt und die internat ionale Pressearbeit  
gut koordiniert wird.  
Inhalt l ich wurden bei dem Treffen in Bonn die Schwerpunkte gesetzt auf 
Ernährungssouveränit ät,  Terminatortechnologie/Gentechnologie, Zugang zu 
genetischen Ressourcen, International Undertaking, Farmers' Rights, ö kologische 
Landwirtschaft und Handel.  Diese Themen sind nicht nur für den WFS-FYL sondern 
ebenso für die Ministerkonferenz der WTO und den Gipfel  Rio+10 von Bedeutung.  
 
Teilnahme osteuropäischer NROs  
Im Rahmen des Projektes Welternährung waren Gelder verf ügbar, um Tei lnehmern 
aus osteurop äischen Ländern eine Tei lnahme zu erm öglichen. Dies war wicht ig, da 
es in Zentral-  und Osteuropa noch keine ausreichende Arbeit  und Vernetzung der 
NROs zu dem Themenbereich Welternährung gibt.  Die gemeinsame Arbeit  der NROs 



ist  laut der anwesenden Vertreter noch schwach. Die FAO ist bisher kein ö ffentl iches 
Thema. Der WFS-FYL ist  eine Chance, sich zu treffen und zu koordinieren, um die 
Arbeit  der einzelnen NROs und zwischen ihnen zu verbessern.  
 
Treffen des deutschen NRO-Netzwerkes   
Das Treffen am 8. September diente zur Wiederbelebung und Erweiterung des 
deutschen NRO-Netzwerkes zum Weltern ährungsgipfel  1996. Dass die Tei lnahme an 
diesem Treffen nicht so zahlreich war wie 1996, l iegt u.a. daran, dass das Thema 
Weltern ährung bzw. Hungerbek ämpfung heute deutl ich weniger in der Ö ffentl ichkeit  
diskut iert  wird als noch vor 5 Jahren und erst wenigen bekannt ist ,  dass es diesen 
Folgegipfel  WFS-FYL geben sol l .   
Schwerpunktmäßig ging es bei diesem Treffen darum, die anwesenden NRO-
Vertreter über den derzeit igen Stand zu informieren. Neben dem aktuel len 
Planungsstand der internat ionalen und deutschen NRO-Aktivitäten, wurden die 7 
Verpfl ichtungen und die Beschlüsse und Annahmen, die von den Regierungen beim 
Weltern ährungsgipfel  1996 verabschiedet wurden dargestel l t .  Außerdem wurden die 
Posit ionen aus dem Akt ionsplan von Rom den Posit ionen der NROs 
gegenübergestel l t  und die auftretenden Widerspr üche skizziert .  Am Nachmittag gab 
es einen Austausch mit einigen Vertretern des internat ionalen Treffens, bei dem die 
oben erwähnten Themen nochmals diskut iert  wurden. Betont wurde, dass der WFS-
FYL keinesfal ls als Einzelereignis gesehen werden darf,  sondern in einen 
Zusammenhang mit der Ministerkonferenz der WTO und dem Gipfel  Rio+10 gestel l t  
werden muß. Die Akt iv i tä ten und Schwerpunkte der NRO-Gemeinschaft m üssen also 
jetzt für die n ächsten 12 Monate festgelegt werden.  
 
Symposium zur internationalen Agrarwende   
Ebenfal ls Anfang September fand in Berl in ein Symposium zur internat ionalen 
Agrarwende statt .  Hier ging es darum, die derzeit ig diskut ierten Strategien der 
Neuorient ierung der Agrarpol i t ik auf ihre internationalen Folgen hin zu untersuchen. 
Außerdem wurde überlegt,  wie die Diskussion um die Neuorient ierung der 
Agrarpol i t ik besser verzahnt werden kann mit  den Debatten zum WFS-FYL.  
Zu diesem Themenbereich ist eine Publ ikat ion unter dem Titel :  "Agrarwende für uns 
- wo bleibt der S üden" in Bearbeitung. In dieser Publ ikat ion wird aufgezeigt,  dass 
eine Diskussion der deutschen Agrarpol i t ik und der Ruf nach einer Agrarwende nur 
sinnvol l  ist ,  wenn die internationale Dimension einbezogen wird. Die Notwendigkeit  
einer Agrarwende ist eine weltweite Angelegenheit  (vgl.  Art ikel von R. Buntzel in 
diesem Heft).  
 
Folgende Maßnahmen aus dem Projekt Welternährung sind au ßerdem derzeit  in 
Bearbeitung:  



l Eine Powerpointpräsentat ion: Hier wird der beim Welternä hrungsgipfel  1996 
verabschiedete Akt ionsplan von Rom mit seinen 7 Verpf l ichtungen dargestel l t  
sowie die Posit ionen und Forderungen der Nichtregierungsorganisat ionen 
erl äutert.  Die Powerpointpräsentation soll  Verwendung f inden in 
Bi ldungsveranstaltungen der schul ischen und außerschulischen Jugend - und 
Erwachsenenarbeit.   

l Ein Pol i t ikpapier zum Stand der Umsetzung der Verpf l ichtungen von Rom: 
Eine aktual is ierte Analyse des Standes der Umsetzung der Verpf l ichtungen 
von Rom 1996 aus zivi lgesel lschaft l icher Sicht dient der Strategiebi ldung für 
den WFS -FYL und als Diskussionsgrundlage f ür die Netzwerkarbeit  und 
Veranstal tungen in den nächsten Monaten. Ein wicht iger Aspekt dabei ist ,  
dass sich mögl ichst viele Organisat ionen damit befassen und sich über ihre 
Erwartungen und Konzepte zur Weltern ä hrung klar werden.  

l Der Workshop "Der Code of Conduct for the Right to Food" wird am 13. 
Dezember in Bonn statt f inden. In diesem von FIAN organisierten Workshop 
sol l  der Verhaltenskodex zum Recht auf Nahrung als ein zentrales Instrument 
zur Entwicklung innovativer Strategien fü r eine nachhalt ig wirksamere 
Ernährungssicherungspol i t ik vorgestel l t  und diskut iert  werden.  

l Für die interessierte Ö ffentl ichkeit  wird zeitgleich ein Faltblatt  über den 
Verhaltenskodex zum Recht auf Nahrung herausgegeben.  

l Wir nutzen die Gipfelverschiebung, um den Forderungskatalog zum WFS-FYL 
an die Bundesregierung und die internat ionale Staatengemeinschaft  erneut 
mit  den Mitgl iedsorganisat ionen des Forums Umwelt & Entwicklung 
abzustimmen. In der Folge sol l  er von m öglichst vielen NROs unterschrieben 
werden  

l Noch in diesem Jahr wol len wir ein Faltblatt  und eine Posterserie 
fert igstel len, die die breite Öffent l ichkeit  wieder n äher mit  dem Thema 
Weltern ährung und Hungerbek ämpfung vertraut machen sol len. Die Poster 
sollen überal l  dort  aufgehängt werden, wo es einen Bezug zu der Thematik 
gibt,  etwa in Landwirtschaftsschulen, bei kirchl ichen Organisationen, in 
Inst i tut ionen der Bi ldungsarbeit ,  bei der Landjugend etc.  

 
Verschiedene Akt iv i täten verschieben wir auf die Zeit  unmit telbar vor dem WFS-FYL 
im Juni 2002, damit dieses Ereignis stä rker in der Öffent l ichkeit  wahrgenommen wird 
und die Posit ionen der NROs ins Bewußtsein der Menschen rücken. Hierzu z ählt v.a. 
d ie Presse-  und Lobbyarbeit .  Ganz pragmatisch gesehen ist  natürl ich in dieser Zeit  
die Chance größer, dass wir die n öt ige Aufmerksamkeit  bei Presse, Ö ffentl ichkeit  
und Pol i t ikern f inden, wei l  das Thema internat ional wieder im Gespräch ist.  
 



Gudrun Soergel  
Die Autorin ist Koordinatorin der AG Landwirtschaft & Ernährung im Forum Umwelt & 
Entwicklung.  



Hoffnung auf freien Zugang zu Saatgut 

In den USA w ächst die Unterst ützung für die Rechte der 
Bauern  

 
Am 3. November wurde in Rom mit dem Internationalen Vertrag über 
Pflanzengenetische Ressourcen der erste internationale Vertrag des neuen 
Jahrtausends beschlossen, erfreulicherweise ein Vertrag, der öffentliches Gut 
schützen will  und den Hunger in der Welt bek ämpfen hilft.   
 
Nach sieben Jahren schwierigster Verhandlungen verabschiedete ihn die Konferenz 
der FAO-Mitgl iedstaaten einst immig, nur die USA und Japan enthiel ten sich der 
Stimme. Die Einigung war erst dadurch mö glich geworden, dass aus dem 
Vertragstext al le Klammerzeichen herausgenommen wurden und die 
widersprüchl iche Passagen nun nebeneinander stehen gebl ieben sind.  
Vorab hatten die USA und einige andere L änder der Cairns Group vergebl ich 
versucht,  den Art ikel  zu streichen, durch den Saatgut frei  zugänglich bleiben soll .  
Was nicht bedeutet,  dass das Genmaterial  der 35 Nahrungs -  und 29 Futterpf lanzen, 
die der Vertrag abdeckt,  frei  zug änglich bleibt.  Was patentiert werden darf oder 
nicht,  ist  unklar gebl ieben. Ebenso unklar bl ieb, ob der neue Vertrag oder aber das 
TRIPS-Abkommen der WTO bei Streit igkeiten entscheidend sein werden.  
Die Widersprüche aufzulösen wird die Aufgabe des "Governing Body" sein, der 
eingerichtet wird, wenn der Vertrag in Kraft  getreten ist ,  d.h. wenn vierzig 
Mitgliedsl änder ihn rat i f iz iert haben. Auch die Liste der Nahrungs -  und 
Futterpf lanzen muss noch erweitert  werden, wenn die Ziele des Vertrages erreicht 
werden sol len. Ein weiteres Problem ist  der Mechanismus zum gerechten 
Vortei lsausgleich. Wie können die bä uerl ichen Gemeinschaften, die die Nutzpf lanzen 
entwickelt  haben, einen gerechten Antei l  am Mil l iardengeschä ft mit Nahrungsmitteln 
erhalten?  
 
Rolle der USA   
Die US -Delegation spielte eine äußerst negative Rol le. Sie hatte zum einen 
vergebl ich versucht,  einen weiteren Art ikel  einzuführen, durch den aus Gründen der 



nationalen Sicherheit  der Vertrag außer Kraft gesetzt werden k önnte. Zum anderen 
wol l te sie den freien Zugang zu Saatgut verhindern, obwohl der Mehrheitsführer im 
US -Senat Tom Daschle das USAußenministerium per Schreiben vom 1. November 
gebeten hatte, al les zu tun, damit die Rechte der Bauern nicht eingeschr änkt 
werden. Das Schreiben des Mehrheitsf ührers konnte zwar das Vertragsergebnis 
nicht mehr verbessern, sorgte aber f ür erhebl ich mehr Optimismus, als es der 
Vertragsabschluss al lein getan h ätte.  
Es gibt überdies Grund zum Optimismus, dass k ünftig die US -Regierung in 
Gentechnik -  und Patentfragen wahrscheinl ich nicht mehr ausschl ie ßlich die 
Interessen der US -Saatgutf irmen wird vertreten k önnen. Senator Tom Daschle setzt 
sich n äml ich außerdem daf ür ein, dass Patent inhaber fü r Schä den durch GVOs 
haften, und zwar nicht nur Schäden an Umwelt und Gesundheit ,  sondern auch fü r 
ökonomische Schä den durch Umsatzverluste, die Bauern durch GVOs oder 
Kontaminierungen mit GVOs erzielen. Der Terminator sol le verboten werden.  
 
Vertrag widersprüchlich   
Trotz der Unklarheiten hat die Zivi lgesel lschaft  den Vertrag begrüßt. Sie sieht darin 
eine Platt form, von der aus weitergearbeitet werden kann. Pat Mooney (ETC Group, 
vormals RAFI),  der schon vor mehr als zwei Jahrzehnten am dem Vertrag 
vorausgegangenen freiwi l l igen Abkommen mitgearbeitet hatte, bi lanzierte, dass der 
Vertrag zwar schwach, widersprüchl ich und nicht fair  gegen über den Bauern ist.  
Dennoch kann nur ein solcher internat ionaler Vertrag die bereits eingetretenen 
Behinderungen des freien Austausch aufhalten. Er bi ldet auch fü r den Erhalt  der 
genetischen Ressourcen unserer Nahrungspf lanzen die entscheidende Grundlage.  
 
Susanne Gura  
 
Die Autorin ist eine der Koordinatorinnen der AG  
Landwirtschaft  & Ernährung.   



Nachhaltige Ernährungssicherung f ür alle!  

IFPRI Konferenz "Vision 2020" in Bonn  

 
Im September 2001 fand in Bonn eine internationale Konferenz zur 
Ern ä hrungssicherung ("Vision 2020") statt,  die von IFPRI (International Food 
Policy Research Institute) und anderen organisiert wurde. Vom 3.-5. September 
luden zivilgesellschaftl iche Organisationen die KonferenzteilnehmerInnen, 
Presse und Fach öffentlichkeit zu Begleitveranstaltungen ein.   
 
Im September 2001 fand in Bonn statt ,  was von den meisten eher in Rom, dem Sitz 
der Welternährungsorganisat ion FAO vermutet w ürde -  eine 
"Weltern ährungskonferenz". Veranstaltet wurde die Konferenz vom International 
Food Pol icy Research Inst i tute IFPRI, einem internationalen 
Agrarforschungszentrum. IFPRI hatte das hehre Ziel  vor Augen, Mit tel  und Wege zu 
f inden, wie für al le Menschen bis zum Jahr 2020 Ern ä hrungssicherheit  hergestel l t  
werden k önne. Die Industr ie wol l te -  als Mitveranstalter -  die Debatte über den 
Einsatz der Biotechnologie in der Landwirtschaft  in Deutschland voran bringen. Dem 
Hauptveranstalter entsprechend kam die Mehrheit  der Tei lnehmerInnen aus der 
Wirtschaft ,  aber auch Industr ie, Pol i t ik und NGOs waren vertreten.  
 
Bauern fehlten auf der Konferenz   
Wer jedoch fehlte, waren die Bauern und dabei vor al lem die aus dem S üden. Ohne 
sie kann Ern ährungssicherheit  nicht erreicht werden und die anstehenden Probleme 
können ohne sie nicht wirkl ich erörtert  werden. In Entwicklungsländern leben 
durchschnit t l ich 70% der Bev ölkerung auf dem Land -  und leben in der Regel von der 
Landwirtschaft ;  es gibt Lä nder mit  einem Antei l  von bis zu 80% kleinbäuerl ichen 
Famil ien. Daher war das Fehlen von Bauern f ür viele NGOs ein Skandal.   
So ging es in Bonn denn auch weniger um die "best practices" der f ür die 
Ernährungssicherheit  so wicht igen Kleinbauern sondern vielmehr um die gro ßen 
Lösungen. Dies verwundert nicht,  wenn man sich nochmals das Ziel  der Konferenz 
vor Augen f ührt:  Kein Hunger mehr auf der Welt im Jahre 2020. Hierfü r sind 
tats ächl ich revolut ionä re Ideen gefragt.   



Doch diese bl ieben aus. Erarbeitet wurde ein realpol i t ischer, breit  angelegter 
Katalog von Ma ßnahmen, die al len Fachleuten seit  langem als notwendig 
erscheinen. Hierzu geh ören gerechter Welthandel,  Zugang zu Ressourcen wie Land 
und Saatgut, verst ärkte Agrarforschung u.v.m.. Es wurde eingestanden, dass 
Biotechnologie ledigl ich ein Baustein zur L ösung einiger Probleme sein kann.  
 
BMZ für Abbau von Agrarsubventionen   
Auch Heidemarie Wieczorek -Zeul,  Uschi Eid sowie Johannes Rau bekundeten ihre 
Skepsis gegen über den technologischen L ösungen. Ihre gemeinsames Plä doyer 
fokussierte besonders eine Reform des Welthandels, den wicht igen Zugang der 
Entwicklungsl änder zu den M ärkten der Industr iel ändern und den dringend 
erforderl ichen Abbau der Agrarsubventionen: 19.500 US$ erh ält jeder europ äische 
Bauer j ährl ich an Unterst ützung. Dagegen kann kein Bauer aus einem 
Entwicklungsland konkurr ieren. Der uns ägliche Skandal, dass über 700 Mio. 
Menschen auf der Welt  hungern und 24.000 Menschen pro Tag verhungern, schal l te 
mit  Hi l fe der Prominenz nach langer Zeit  einmal wieder laut und vernehmlich durch 
Deutschland - er schien fast vergessen.  
Das gro ße Defizi t  der Konferenz war die fehlende Debatte. Es handelte sich eher um 
eine perfekt inszenierte Show als um eine Experten-Konferenz. Das gro ße Know -
How der Anwesenden wurde regelrecht vergeudet. So war es auch nicht m öglich, der 
Poli t ik ihr Desinteresse an Hungerbek ämpfung und l ändl icher Entwicklung vor Augen 
zu f ühren. Seit  Jahren nimmt der Antei l  der Ausgaben f ür Ern ährungssicherung und 
lä ndl iche Entwicklung an den Entwicklungshi l feausgaben ab -  und die 
Gesamtausgaben sowieso.  
Der Industr ie m üsste deut l ich gemacht werden, dass Gentechnologie in der 
Landwirtschaft -  wenn überhaupt - nur etwas für Industr iel änder ist .  Sie kann die 
Hungernden nicht erreichen. Wenn wir wirkl ich wol l ten, k önnten wir,  so Agrarexperte 
Devinda Sharma aus Indien, die Zahl der Hungernden innerhalb von Monaten 
halbieren. Al lein in Indien seien die Kornspeicher vol l  mit  Getreide, das verrotte. 
Doch das Welthandelsrecht und innterstaat l iche Ungerecht igkeit  verhindern den 
Zugang der armen Bev ölkerung zu Nahrung. Ein schlüssiges Argument - denn 70% 
aller unterernährten Kinder leben in L ändern mit Nahrungsmittel überschüssen.  
 
NRO -Veranstaltungen gut besucht   
Vor al lem das Forum Umwelt und Entwicklung und in der AG Landwirtschaft  & 
Ernährung vernetzte Organisat ionen sorgten mit Paral lelevents und 
Pressekonferenzen f ür eine kr i t ische Ö ffentl ichkeit.   
Angesichts der fehlenden Debatten im Rahmen der off iz iel len Konferenz, war der 
Andrang zur Misereor-Podiumsdiskussion "Mit Gen - und Biotechnologie den Hunger 
bek ämpfen?" am Rande der IFPRI -Konferenz gro ß. 180 Teilnehmer lauschten 
zun ächst gebannt der qual i f iz ierten Debatte zwischen den Bef ürwortern der 



Gentechnologie von Industr ie (Manfred Kern, Avent is) und Omar Noman vom UN-
Entwicklungsprogramm UNDP, den Kri t ikern Pat Mooney (Rafi ,  Kanada) und 
Emanuel Yap (Masipag, Phi l ippinen) sowie dem Vertreter der Bundesregierung 
Ludwig Nel l inger vom BMVEL.  
Einig wurde man sich erwartungsgem äß nicht.  Dennoch wurde deutl ich -  auch 
Manfred Kern st immte dem zu -  dass viele Versprechungen seitens einiger 
Industrieverb ände, Firmen und Wissenschaft ler überzogen sind. Er sieht das 
Potential  der Gentechnologie eher im Einzelfal l  denn im gro ßen Durchbruch. Das 
sehr kompetente Publ ikum nahm rege an der Debatte tei l  und entzauberte 
gemeinsam mit den Kri t ikern die Ans ä tze der Produktionssteigerung zur 
Hungerbek ämpfung. Den Menschen in den Entwicklungsl ä ndern müsse das gleiche 
Recht auf eine öffent l iche Debatte und ein Nein zu Gen-Food zugestanden werden 
wie uns in Europa. Emanuel Yap verwies auf die gro ßen Erfolge der Kleinbauern mit 
Ans ätzen nachhalt iger standortangepasster Landwirtschaft und verwies auf die 
Erträge, die seine Organisat ion mit  t radit ionel len Reissorten erziel t ,  die höher seien 
als die der Hochertragssorten der Industr ie.  Erhebl iche Bedenken gegen den Einsatz 
der Gentechnologie basierten auch auf dem einher gehen mit  Patentschutz auf diese 
neuen High -Tech-Sorten.  
Bauern k önnen damit gezwungen werden, f ür jede Aussaat neues Saatgut zu kaufen 
anstatt  die tradit ionel le kosteng ünstige Wiederaussaat zu betreiben.  
 
Bernd Nil les  
 
Der Autor ist  Mitarbeiter von MISEREOR   



Die Internationale Agrarforschung hat 
ungenügend gelernt 

SITZENGEBLIEBEN!  

 
Auf der Jahrestagung der Consultative Group on International Agricultural 
Research (CGIAR) Ende Oktober in Washington wurden nur Reförmchen 
beschlossen. Die wichtigste öffentliche Einrichtung der internationalen 
Agrarforschung bleibt weiter in der Kritik.   
 
Die Demokrat is ierung der Lenkungsstruktur der CGIAR kommt kaum voran. Es gibt 
zwar einzelne gute Leistungen bei den sechzehn internat ionalen 
Agrarforschungszentren; insgesamt ist  das Klassenziel jedoch nicht erreicht.  Eine 
zwar gutwi l l ige Schüler in, der es aber leider an Zielstrebigkeit  und vor al lem 
Orient ierung und Unabhängigkeit  fehle, bescheinigt der Trä ger des alternativen 
Nobelpreises, Pat Mooney (ETCGroup, vormals RAFI),  der CGIAR. Zwar habe sie mit  
der Ablehnung des Terminators, Bek ämpfung von Biopiraterien und der raschen 
internen Reakt ion auf Meldungen über Kontaminierung ihrer Genbanken mit  
gentechnisch veränderten Organismen Pluspunkte gesammelt.  Jedoch sol l te die 
CGIAR sich auch öffent l ich gegen Genkontaminierungen äu ßern und vor al lem bei 
ihrer Patentpol i t ik nicht nur Patente meiden, sondern sich öffent l ich gegen Patente 
auf Nahrungspflanzen aussprechen. Die Ökologisierung der Landwirtschaft  verfolgt 
die CGIAR heute erhebl ich besser als zur Zeit  des Erdgipfels in Rio. Al lerdings sind 
nur "die m ündlichen Pr üfungen bestanden; im Prakt ikum hat die CGIAR weitgehend 
versagt."  
 
CGIAR zu undemokratisch   
Auf der Forschungsebene passen die hierarchischen Arbeitsweisen der CGIAR nicht 
zu den meist demokrat ischeren Strukturen der Bauernorganisat ionen und der 
Zivi lgesel lschaft ;  auch wol len diese Organisat ionen ihre Arbeit  nicht auf die 
Übermitt lung von Forschungsprodukten an die Bauern reduzieren lassen. Sie 
beziehen Bauern und B äuerinnen mit ihrer prakt ischen Erfahrung und ihrem 
tradit ionel len Wissen in die Forschung ein. Die CGIAR hat bislang weitgehend 



versäumt, sich den heut igen Anforderungen an dezentrale regional is ierte 
Kooperat ionsstrukturen anzupassen. Stattdessen beharrte sie auf zwar technisch 
modernen, aber organisatorisch vergreisten Agrarforschungszentren. Neue 
Kooperat ionsmodelle sol len entwickelt  werden; die zus ä tzl ichen Mittel ,  die die 
CGIAR dafü r erwartet hatte, stehen jedoch nicht zur Verf ügung, so dass Kürzungen 
bei den bisherigen Programmen bevorstehen. Vieles hängt davon ab, ob die neuen 
"Chal lenge Programmes" von regionalen Partnern, einschl ie ßlich 
Bauernorganisat ionen, mitgesteuert werden.  
 
NGOs oft enttäuscht   
Nichtregierungsorganisat ionen sind auf die Einladungen zur Zusammenarbeit  mit  der 
CGIAR mit einigem Aufwand eingegangen, jedoch oft  entt äuscht worden. Viele 
Organisat ionen der Zivi lgesel lschaft  haben es aufgegeben, mit  der CGIAR 
zusammenzuarbeiten, weil  die CGIAR so wie ihr größter Geber, die Weltbank, den 
Dialog mit  der Zivi lgesel lschaft  zwar kult iv iert ,  deren Beiträge bei den 
Entscheidungen aber weitgehend ignoriert .  Interesse an NRO-Posit ionen besteht:  
Eine Informationsveranstaltung w ährend des Mitgl iedertreffens Ende Oktober wurde 
von al len großen Gebern und einigen CGIAR -Vertretern besucht.   
 
Schönheitsreparaturen   
Manchmal wird nur die " language" verbessert.  So wurde der f ür eine öffentl iche 
Einrichtung unpassende Begri f f  "Shareholder" -  gemeint s ind Geber und CGIAR-  
Vertreter - , der von NROs kri t is iert  wurde, jetzt fal lengelassen. Aber die CGIAR ist 
kein Monol i th. Die Zivi lgesel lschaft  kann erfahrungsgem äß für ihre Forderungen 
Unterst ützung bei wicht igen Gruppierungen f inden. Ein Beispiel daf ür ist regionale 
Priorit ätensetzung der Agrarforschung, die neben den regionalen 
Forschungszusammenschl üssen auch Geber wie die EU für essentiel l  halten. Sie ist 
darum in der CGIAR akzeptiert ,  wenn sie auch nur h öchst schleppend umgesetzt 
wird. Bei der Diskussion um Patente und Gentechnik spiel t  die Zivi lgesel lschaft  auch 
in der CGIAR eine Rol le.  Nachdem die CGIAR den "Goldenen Reis" wegen des 
Protestes vor al lem aus asiat ischen Nichtregierungsorganisat ionen aus der 
Diskussion, al lerdings nicht aus der Forschung, genommen hat,  propagiert  s ie jetzt 
"Biofort i f icat ion" zur Bek ämpfung von Mikronährstoffm ä ngeln. Biofort i f icat ion 
bedeutet die Anreicherung von Nahrungsmitteln mit Mikron ährstoffen auf 
genetischem (züchterischem oder gentechnischem) Weg, im Gegensatz zur 
Anreicherung per Beimischung. Das k äme bi l l iger,  so argumentiert  die CGIAR; 
al lerdings hat sie die Rechnung ohne die Folgekosten zB durch die Risiken der 
Gentechnik gemacht.  Zudem wird an den Symptomen kuriert  anstatt  Ursachen zu 
beseit igen.  
 
Kontakte zur Industrie gesucht   



Die Lenkungsstrukturen hinter der CGIAR-  Poli t ik stehen seit  sieben Jahren mit 
mitt lerweile vier aufwendigen Reformans ä tzen ("Renewal"/1995, "Global 
Forum"/1996, "Review"/1998, "Change/ 2001") in der Kri t ik.  Zwar sind jetzt  knapp 
die H älfte der Mitgl iedsl änder aus dem S ü den; die Aufsichtsräte der Zentren wurden 
bunter hinsicht l ich Herkunft  und fachl ichem Hintergrund, und es wurde ein NGO 
Committee berufen. Aus 18 Zentren wurden 16. Diese und weitere kleine 
organisatorische Ä nderungen hatten f ür die Arbeitsweise und -ergebnisse der CGIAR 
wenig Folgen. Auf den Rat des NGO Committees wird selten gehö rt. 
Bauernorganisat ionen sind nach wie vor in zahlreichen Gremien nicht vertreten. Auf 
dem diesj ährigen Mitgl iedertreffen Ende Oktober wurde ein Farmer Commit -  tee 
erstmalig diskutiert  und in Aussicht gestel l t .  Um die Industr ie hat sich die CGIAR 
dagegen schon lange bemü ht, gleichzeit ig mit dem NGO Committee ein Private 
Sector Committee eingerichtet,  Kooperat ionsvorhaben gesucht,  vereinzelt  vor al lem 
in der Gentechnik gefunden und in der Ö ffent l ichkeit  breit  diskut iert ,  und die CGIAR 
ist für die Entwicklung von Gentechnik und Patentrecht auch im S üden eingetreten. 
In der Ende Oktober beschlossenen neuen Struktur hat die Industr ie einen eigenen 
Sitz, w ährend Zivi lgesel lschaft  und Bauernorganisat ionen sich einen Sitz tei len 
müssen. In dem 21 -köpf igen Exekutivrat,  nicht mehr in der Mitgl iederversammlung, 
werden k ünft ig Vorentscheidungen getroffen. Beobachter, ein wicht iges Mittel  zur 
Demokrat isierung, werden zugelassen.  
 
Weitere Reformen notwendig   
Die CGIAR ist  nach wie vor in Gefahr,  s ich zu weit  von den Vorstel lungen der Geber 
und den Forderungen der Zivi lgesel lschaft  zu entfernen. Zur Image-Verbesserung 
wurde das Future Harvest-Projekt gestartet und die Agrarforschungszentren in 
Future Harvest Centers umbenannt. Noch mehr Forschungsmittel  darf die CGIAR 
nicht in Eigenwerbung investieren. Dass die CGIAR heute in Fachkreisen erhebl ich 
bekannter als noch vor zwei Jahren, dazu haben wom ögl ich das Global Forum on 
Agricultural Research in Dresden, Mai 2000, die Vision 2020 -  Konferenz des IFPRI 
in Bonn im September 2001 und auch die Zivi lgesel lschaft mehr beigetragen als 
Future Harvest.  Mehr Finanzmittel  wurden dadurch für die CGIAR kaum 
eingeworben. Eine eff iz iente öffent l iche internationale Agrarforschung ist notwendig, 
und die nü tzl ichen Tei le der CGIAR m üssen erhalten bleiben. Um t iefere Reformen 
v.a. bei der Lenkungsstruktur und der Regional is ierung wird die CGIAR nicht 
herumkommen  
 
Susanne Gura  
 
Die Autorin ist eine der Koordinatorinnen der AG Landwirtschaft & Ern ährung des 
Forums Umwelt  & Entwicklung  
 



Weitere Informationen  

l RAFI und Forum Umwelt  und Entwicklung, Mai 2001: In Search of Common 
Ground II.  CDMT -  Can Dinosaurs Make Teammates? http:/ /www.raf i .org  

l Gura S. (Hrsg), 2000: Food without Farmers? Agricultural  research needs a 
profoundly changed CGIAR. Forum Umwelt und Entwicklung; 
http:/ /www.forumue.de  

l Gura S.,  2001, Change and the CGIAR: A contradict ion in terms, Seedl ing, 
Volume 18, Issue 3, September 2001, GRAIN Publ icat ions; 
http:/ /www.grain.org  

l Biofort i f icat ion: Linking Agriculture to Human Health and Nutr i t ion, 
AGM/01/16; http://www.cgiar.org  

 



Agrarwende für uns - Wo bleibt der Süden?!  

Studie zu internationaler Agrarwende erscheint Ende des 
Jahres 

 
Zusammen mit 10 Personen aus verschiedenen Mitgliedsorganisationen habe 
ich im Auftrag der AG Landwirtschaft und Ern ährung eine Studie geschrieben, 
die eigentlich zum Anla ß des Welternährungsgipfels erscheinen sollte. Nun ist 
der auf Juni 2002 verschoben worden, so dass die Studie erst gegen Ende des 
Jahres vorliegen wird.   
 
In der Studie geht es um eine Bewertung der entwicklungspol i t ischen Impl ikat ionen 
der Agrarwende von Minister in Renate Kü nast und um ein Weiterdenken ihrer 
Ans ätze in Richtung einer "Agrarwende international".   
Agrarsubventionen umlenken Die K ünast -Pol i t ik wird in Bezug auf die Reduzierung 
der landwirtschaft l ichen Überschüsse und die weitere Umschichtung der 
Agrarsubventionen von "handelsverzerrenden" zu "nicht-handelsverzerrenden 
Unterst ützungen" (direkte Einkommens übertragungen) eine defini t ive Entlastung f ü r 
die Weltagrarm ärkte und die Entwicklungsl änder mit sich bringen. Sie wird aber auch 
neue Belastungen einführen, die prim är mit der Einf ührung von "Standards" zu tun 
haben. Die Agrarwende wi l l  d ie Subvent ionen umlenken zugunsten von folgender 
Ziele:  Nachhalt igkei t ,  Hochqual i tätsproduktion, Ökolandbau, Regional isierung, 
Tierschutz, Verbraucherschutz, soziale Staffelung (der Subventionszahlungen), 
lä ndl iche Entwicklung. So ehren-  und unterstützenswert diese Umorientierung ist,  
stel l t  s ich doch die Frage: Wo bleiben dabei die Entwicklungsl änder bzw. die globale 
Verantwortung, die da ist:  Weltern ährung, Armutsbek ä mpfung, Weltumwelt,  
gerechter Handel,  internat ionale Glaubwürdigkeit,  Koh ärenz? Werden diese Anl iegen 
mitbedacht?  
 
Agrarwende international übertragbar?  
Die Ziele der Agrarwende bei uns sind auch gro ßentei ls Ziele, die die sozialen 
Bewegungen der Armen auf dem Lande in den meisten Entwicklungsländern tei len: 
Auch sie wol len weg vom Weltmarkt hin zur Binnenvermarktung, Nachhalt igkeit ,  



Ökolandbau, soziale Orient ierung (Armuts-  und Hungerbek ämpfung); was Tier - und 
Verbraucherschutz anbelangt, ist das nicht eindeutig. Insofern k önnte man sehr 
pauschal sagen: Die Agrarwende hier und die Agrarwende internat ional,  f ür die wir 
uns einsetzen, sind v ö l l ig kompatibel.  Dann m üssten wir uns keine weiteren 
Gedanken machen.  
 
Die Irritationen tauchen auf anderer Ebene auf:  

l Handelsgerecht igkeit  (Reform der WTO): Selbst wenn das Ziel  die 
Binnenvermarktung ist,  bleibt doch die Abh ängigkeit von den Weltm ärkten 
bestehen, mindestens f ür eine Übergangsfr ist .  Welche Angebote macht die 
Agrarwende z.B. hinsicht l ich verbesserten Marktzugangs f ür 
Kleinbauernerzeugnisse und umweltgerechte Agrarg üter?  

l Inwieweit  setzt sich die Bundesregierung auch fü r die Agrarwende in den 
Entwicklungsl ändern ein? Und das auf verschiedenen Ebenen: bei der 
globalen Strukturpol i t ik,  bei der Pol i t ik der mult i lateralen Organisat ionen, bei 
der bi lateralen Entwicklungszusammenarbeit ;  pol i t isch, mit Finanzmitteln, mit 
technischer Hil fe.  

l Inwieweit r ichten wir die konkreten Ma ßnahmen, etwa die Standards, so aus, 
dass sie nicht die Entwicklungsl änder diskr iminieren, sondern viel leicht sogar 
hi l f reich sind, jedenfal ls offen sind f ür die speziel len Belange und Bed ürfnisse 
der Entwicklungsl änder? Es geht um nicht mehr und nicht weniger als: eine 
entwicklungspol i t ische Sensibi l i t ät bei der Standardsetzung, ein welt - 
pol i t isches Engagement f ür eine neues landwirtschaft l iches 
Entwicklungsparadigma, ein Tei len der Finanzen, und das nicht absolut 
gesetzt,  sondern "wenigstens" zeichenhaft .  Die Regierungen der 
Entwicklungsl änder werfen nat ürl ich der Agrarwende mit ihren neuen 
Standards "Diskr iminierung" und "technische Handelshemmnisse" vor.  Da 
dieser Vorwurf nicht ganz falsch ist,  vertreten ihn auch eine Reihe von Sü d- 
NGOs.  

 
 
Agrarwende entwicklungspolitisch kompatibel gestalten  
Die Broschüre versucht nun, dieses Di lemma zu l ösen und Frau K ünast Beratung 
anzubieten, wie man die Agrarwende m öglichst "nicht -diskriminierend" und 
entwicklungspol i t isch kompatibel vornehmen kann. Die Standardsetzung, egal wof ür, 
hat in der Tat ihre Schwierigkeiten: Wie verfährt man mit Importen? Dabei gibt es 
unterschiedl iche Ebenen:  



l Importg üter,  die vergleichbare Qual i tät bzw. Herstel lungsmethode haben: Wie 
bezieht man die in die Zert i f iz ierung der Inlandsstandards mit ein? Wie l ässt 
man ihnen die gleichen Vortei le zukommen, wie der Inlandsware. Z.B. 
Bioprodukte aus dem Ausland.  

l Konkurrenzprodukte aus dem Ausland, die "ä hnl ich" sind, aber nicht 
nachweisbar den Standard nicht erfül len.  

l Standardsetzung: Haben wir das Recht f ür uns und dann f ür den Rest der 
Welt  (die mit  uns Handel treiben wol len) zu best immen, was z.B. Biolandbau 
ist,  was nachhalt ig ist,  wie Tiere zu sch ützen sind, usw.?  

 
 
Eine Vorgehensweise f ür eine "nichtdiskriminierende Standardsetzung" w äre:   
1.)  basierend auf einem mult i lateralen Konsultat ionsprozeß,  
2.) mögl ichst mit  sofort iger internat ionaler Anerkennung,  
3.) guter Mix zwischen globaler Harmonisierung des Rechts, mult i lateraler 
Rahmenkonvention, pr ivater Kennzeichnung freiwi l l iger Leistungen und staat l ich 
geschützter Zert i f iz ierung,  
4.) technische und f inanziel le Hil fe für die Entwicklungsländer zur 
Standarderreichung,  

5.) Erstel lung in einem part izipatorischen Proze ß unter  Gewährleistung von starker 
Betei l igung einer ausgewogenen Mischung von Organisat ion der Zivi lbev ölkerung 
und der starken Mitbestimmung der Entwicklungsl ä nder,  
6.) Anerkennung gleichwert iger Standards und Produktionsverfahren,  
7.) Gleichbehandlung ä hnlicher G üter,  
8.) Transparente Durchf ührung und Inspekt ion. Die Studie buchstabiert  diese 
Anforderungen an verschiedenen Aspekten der Agrarwendenmaßnahmen durch.  
 
Sozial -  und Umweltstandards  
Grunds ätzl ich ist nat ü rl ich die Frage, wie können nat ionale Standards an der Grenze 
abgesichert werden? Bei den Berufsverb änden, die nach Sozial -  und 
Umweltstandards in der WTO rufen, besteht sicherl ich die Vorstel lung, dass ein 
pauschaler Ökoschutz - oder Sozialschutzzol l  an der Grenze erhoben wird, egal 
woher die Produkte stammen, wie sie erzeugt wurden und wie die Inlandsprodukte, 
mit  denen sie konkurr ieren, erzeugt wurden. Diese Vorstel lung ist  i rr ig, denn sie 
entspricht genau dem, was die Entwicklungsl ä nder als "Ökoprotekt ionismus" oder 
"Sozialprotekt ionismus" verstehen. Die Vergabe von staat l ichen Subventionen f ür die 
mit  hohen Standards belasteten inländischen Produzenten ist  schon 
WTOverträgl icher, aber führt auch zu Diskriminierung, wenn Produkte aus dem 
Ausland, die genauso " ökologisch" oder "sozial" sind, nicht auch in den Genu ß 
kommen. Die Kennzeichnung und Zert i f iz ierung wä re ein pr ivatwirtschaft l icher Weg, 



der dann geht,  wenn die Verbraucher die Leistung durch die Bereitschaft ,  höhere 
Preise zu zahlen, honorieren. Der Nachtei l  ist  aber der, dass ein solches Siegel 
weltweit einzuf ühren ungeheuere Kosten mit sich bringt.  Ein anderer Weg ist die 
Vergabe von Anreizen an ausl ä ndische Produzenten, die freiwi l l ig die hohen 
deutschen Standards erf ül len, etwa durch die Gewährung pr äferierten Marktzugangs. 
Ein Beispiel k ö nnte sein, dass man z.B. mongol isches Rindf leisch, das von reinen 
Weidetieren stammt, ein Kontingent zur Ausfuhr in die EU gew ährt, denn der 
Rindfleischmarkt ist  ansonsten v öl l ig dicht für ausl ä ndische Anbieter.  Das ist  ein 
guter Weg, der aber nur f ür  geschützte M ärkte gangbar ist.  Schl ieß l ich kann man 
noch seine Standards entgegen den WTO-Regeln durchsetzen, sich vor Importe 
schützen, das WTO-Schiedsverfahren verl ieren und dann die Kompensationen 
zahlen an die geschädigten Handelspartner, die geklagt haben. Das war der Weg, 
den die EU bei den Tierhormonen gegangen ist .   
 
Rudolf Buntzel -Cano  
 
Der Autor ist Mitarbeiter des Evangelischen Entwicklungsdienstes (EED) und 
Mitgl ied der AG Landwirtschaft  & Ern ährung des Forums Umwelt & Entwicklung.  



Zwischenbericht der Bundestags-Enquete zur 
Globalisierung 

NGOs zunehmend wichtig f ür lebenswerte Zukunft 

 
Im Oktober hat die im M ärz 2000 vom Bundestag eingesetzte und u.a. von NGOs 
zuvor geforderte Enquete Kommission "Globalisierung der Weltwirtschaft" 
einen Zwischenbericht (Drs. 14/6910) ver öffentlicht(1). Der Bericht wurde am 
18. Oktober (Prot. 14/195) im BT-Plenum u.a. zusammen mit den Forderungen 
des Parlaments an die deutsche/EU Verhandlungsführung für die k ürzliche 
WTO-Ministerkonferenz in Doha debattiert.   
 
Dabei bef ürwortete die BT-Mehrheit  u.a. aufgrund der bisherigen Arbeit  der 
Kommission detai l l ierte soziale und ökologische Leitplanken f ür die Global isierung, 
während die al te Mehrheit  die Chancen des Global is ierungsprozesses, leichte 
Retuschen am Insti tut ionengef üge und mehr Flexibi l i tät bei uns und in den 
schwachen L ändern in den Vordergrund stel l te.  Die Bundesregierung betei l igte sich 
(zu beiden Themen!) nicht an der Aussprache und markierte damit den Stel lenwert,  
den sie parlamentarischen Vorarbeiten zu einer am "Nerv der Zeit  l iegenden" (SZ) 
Thematik beimisst.  Die Berecht igung der die Kommissionsarbeiten durchziehenden 
Sorge um die schwindende Rol le nat ionaler Parlamente in unserer Demokrat ie in der 
Globalisierung h ätte kaum deutl icher gemacht werden k ö nnen. In Doha trafen sich 
als eine Antwort die anwesenden Parlamentarier im Rahmen der IPU um über eine 
St ärkung ihrer Rolle in der WTO gesteuerten Globalisierung zu beraten.  
Die f ür  eine fr iedensfähige Welt notwendigen Reformen im Norden mit ihren 
unvermeidbaren t iefen Einschnit ten in unseren Lebensstandard bl i tzten in den 
Wochen nach dem 11.9. v ielerorts kurz auf.  Mit  200 Mio. -  aus 3 Mrd. zusätzl ichen 
Anti terrormitteln -  d.h.  2001 status quo gegenü ber 2000 im BMZ Haushalt  wird der 
geringe realpol i t ische Wert einer zumindest aus NGO Sicht unabweisbaren neuen 
Nord -Süd-Polit ik f ür Bundestag und Regierung deut l ich. Dies scheint auch der 
hämischen Einschätzung der Kommission als eines 
"Globalisierungskr änzchens" (FAZ) recht zu geben. Einer nicht nur tagespol i t ischen 
Debatte über die tats ächl ichen Ergebnisse der Kommissionsarbeit  w ürde diese 



Einschä tzung m.E. nicht standhalten. So spricht auch die FR "von Goldadern" im 
Bericht.  Es zeigt sich erneut,  dass die Reaktionszeiten des pol i t ischen Systems - 
über ref lexhafte mil i t ärische Schl äge hinaus -  selbst auf solche grundlegenden 
Einschnitte viel l änger als wom öglich zuträgl ich dauern. Dies f ür die wesentl ichen 
Herausforderungen der "wi lden" Global is ierung (aus durchsicht igen -  aber u.a. von 
der FAZ andererseits tagt ägl ich verteidigten -  Interessen hingenommene 
systemische Instabil i t ät  der Finanzmärkte, zunehmende Vermachtung der Wirtschaft ,  
trotz al ler Versprechungen zunehmende Nord -Süd -Spaltung beim Zugang zu 
Nahrung, Wasser, Bi ldung, Jobs, neuen Technologien sowie die menschengemachte 
Beeinträchtigung von Kl ima, Biodiversit ät und die insgesamt unzureichenden 
nat ionalen wie internat ionalen Reakt ionsweisen) zusammengestel l t  zu haben ist  ein 
wesentl iches Ergebnis aus den Anh örungen und Beratungen der Kommission, die 
z.T. berei ts in konkrete Reformvorschläge an Bundespol i t ik und das internat ionale 
Inst i tut ionengefüge eingegangen sind. Ein weiterer Bericht mit  umfassenden 
Empfehlungen f ür 8 der 10 vom Bundestag vorgegebenen Themenfelder sol l  bis Juni 
2002 vorl iegen. Der n ächste Bundestag wird über eine Fortsetzung der Arbeit  der 
Kommission befinden.  
 
Global Governance   
Ernst Ulrich v. Weizs äcker, der Kommissionsvorsitzende, sieht in seiner Einleitung 
(S.1-10 der 216 Seiten des Berichts) eine zentrale Herausforderung der 
Global is ierung in ihrer Beeinträchtigung öffentl icher G üter wie: stabi les und faires 
Wel t-Finanzsystem, Mindestma ß sozialer Gerecht igkeit ,  rechtsstaat l iche Ordnungen, 
intakte Umwelt und nicht zuletzt der Menschenrechte. F ür eine Verteidigung dieser 
Güter -  im Sinne einer lebenswerten Zukunft -hä lt  er die Verzahnung des 
Nationalstaats mit  darüber hinausreichenden globalen Formen der Demokrat ie f ür 
uner lässl ich und sieht dabei für NGOs und soziale Bewegungen eine herausragende 
Rol le. Zu den Besonderheiten der Kommissionsarbeit  geh ör t ,  daß die Union bereits 
dieser Einleitung eine eigene Einleitung (S.159 f.)  gegen übergestel l t  hat,  in der sie 
die kr i t ische Sicht mancher Aspekte der Global is ierung als " Ängste schüren" 
kennzeichnet und die "al le negativen Effekte bei weitem überwiegenden posit iven 
Auswirkungen" der Global is ierung an die Spitze stel l t .   
Weizs äckers Fragestel lung hat die Kommission in der Arbeit  ihrer AG 4 "Global 
Governance" (Ltg. Prof.  Nuscheler),  in den Mittelpunkt gestel l t  (S.105 - 120). Global 
Governance (nicht:  global government) wurde dabei eher als Zielprojekt ion und 
angesichts bestehender Machtblockaden weniger als Zustandsbeschreibung der Welt 
angesehen. Neben einer lesenswerten Analyse bestehender internat ionaler und 
supranationaler Strukturen hat sich die Kommission vor al lem mit neuen 
Kooperat ionsformen zwischen staat l ichen und nichtstaat l ichen (Rol le der "global 
opposit ion" als m öglicher Teil  eines zuk ünft igen globalen Systems von "checks and 



balances") Akteuren befasst sowie die dabei noch ungel östen Fragen der Legit imität 
der neuen Akteure und des "soft  law" generel l  behandelt .  2 Leitgedanke dieser AG 
ist  der Schutz durch die Global is ierung gefährdeter öffentl icher Gü ter in einer Zeit, 
in denen private G üter absolute Vorfahrt genießen. Es wurde deutl ich, dass die 200 -
j ährige europ äische Geschichte der Herausbi ldung eines demokrat ischen 
Nationalstaates durch eine Phase der Herausbi ldung demokrat ischer Strukturen 
überhalb des Nationalstaats erg änzt werden muss. Im weiteren Verlauf sol len daher 
der konkrete Reformbedarf f ür bestehende internat ionale Organisat ionen aber auch 
diese Fragen der Demokrat ie und speziel l  der Rol le der Parlamente in die Form von 
Handlungsempfehlungen an den Bundestag gebracht werden. Nur diese AG bl ieb 
ohne abweichende Voten der 3 Opposit ionsfrakt ionen Union, FDP und PDS. In der 
Regel mühsam erarbeitete partei ü bergreifende gemeinsame Posit ionen, wie z.B. die 
der BT -Kl imaenqueten, haben es in der Vergangenheit  vermocht die 
Regierungspoli t ik über mehrere Legislaturperioden auch internat ional vorbi ldl ich zu 
prägen. Insofern stel l t  dieser Tei lbericht Vorschl äge bereit ,  die eine besonders gute 
Chance haben vom Parlament aufgegri f fen zu werden. Umso mehr fal ls sie den in 
den n ächsten Monaten anstehenden Real i tätstest einer Abst immung mit  den 
Vorarbeiten der anderen AGs zu jewei ls spezif ischen der bestehenden einschlägigen 
Inst i tut ionen bestehen.  
 
Bislang 8 von 10 Themenfeldern Aufgegriffen   
Die Kommission hat f ür ihre vom Bundestag vorgegebenen 10 Themenfelder nach 
einer Beschäft igung mit einzelnen Aspekten der Global isierung in der gesamten 
Kommission, in der bis zum Sommer 2001 über 50 in - und ausländische Experten 
sowie eine gleich gro ße Zahl von Regierungsvertretern grunds ätzlich in öffentl ichen 
Sitzungen zu einzelnen Aspekten angeh ört wurden, ab Sommer 2000 die folgenden 
vier AGs eingerichtet:  Finanzmärkte (Moderation Prof. Altvater),  G üter und 
Dienstleistungen (Moderation. Dr. Br ühl) ,  Ressourcen (Moderat ion Prof.  Dr. Dr. 
Dolzer) und Global Governance (Prof.  Nuscheler -  s.o.(3)).  Zwei weitere AGs für die 
Themen Arbei tsmä rkte (Moderat ion Ottmar Schreiner MdB) und Wissen (Moderat ion 
Ulla Lö tzer MdB) folgten in diesem Jahr. Die beiden übrigen Themenfelder (Globale 
Ö ffentl ichkeit  -  globale Kultur und Vertei lung von Einkommen, Vermögen und 
wirtschaft l icher Macht) werden in dieser Legislaturperiode al lenfal ls nur noch 
kursorisch behandelt  werden. Die Beobachtung der Auswirkungen des globalen 
Terrors (z.B.:  gibt es mehr Chancen für einen aufgeklärten oder weiterhin nur einen 
instrumentel len Mult i lateral ismus der USA?) wird dagegen für al le AGs ein 
zus ätzl iches Gewicht bekommen.  
 
Finanzmärkte   
Am gehaltreichsten ist angesichts der l ängsten Vorlaufzeit  sicherl ich der Tei lbericht 
der AG 1 "Finanzm ärkte", der in seinem Mehrheitstei l  (S.11 -39) 28 konkrete 



Empfehlungen an den Bundestag enth ält .  Fussend auf einer Auseinandersetzung mit  
der aktuel len internat ionalen Reformdiskussion von Meltzer über FTAF/OECD, FSF 
bis hin zu Basel I I ,  ethischem investment und den Vorstel lungen von Attac wurden 
sie eingehend vorbereitet.  In den Empfehlungen wurden schon im Vorgri f f  
hochaktuel le Themen wie das der Finanzierung des globalen Terrors aufgegri f fen. 
Die gemeinsame Haupterkenntnis sind Defizi te beim heutigen Ordnungsrahmen. 
Daher wurden Empfehlungen zu Reform der internat ionalen Finanzarchitektur wie 
Erhöhung der Kontrol le von offshore -Zentren, St ärkung der Legi t imität informeller 
Gremien, Nutzung regionaler W ährungsblö cke auch für die Ziele der 
Besch äft igungspol i t ik,  Ma ßnahmen zur Minderung der Volat i l i t ät  der Finanzmärkte, 
Umsetzung der Forderungen des FSF (wie Einbeziehung des pr ivaten Sektors in die 
Krisenbew ält igung) hinsicht l ich der Entwicklungsf inanzierung: Forderung der 
Aufstockung der ODA auf 1% BSP und Einrichtung eines internationalen 
Insolvenzrechts aufgenommen. Insgesamt Posit ionen, die zum Teil  deutl ich über die 
G7 konformen Posit ionen der Bundesregierung hinaus gehen. Die b ürgerl iche 
Opposit ion erscheint mit  ihrer Zurückhal tung gegenüber vielen dieser Vorschl äge 
gelegentl ich regierungsn äher . . .oder nur kurzsichtiger? Einige der 
Mehrheitsempfehlungen (zur Geldw äsche) sind bereits in die Folgegesetze zum 
11.9. eingegangen. Union und FDP (s. S. 158 ff  des Berichts) haben vor al lem die 
Analyse der Mehrheit  nicht mitgetragen (auch nach den Krisen in Russland, Asien, 
Mexiko bislang inst i tut ionel l  kaum gebremste Gef ährdung der Stabi l i t ät der 
internationalen Finanzm ärkte) aber auch manche der Empfehlungen nicht 
unterst ützt .  Beim Thema Geldwäsche wurden sie von der Wirkl ichkeit  überholt. 
Deutl icher als die Mehrheit  spricht sich die PDS u.a. expl izi t  f ür eine Tobinsteuer 
aus.  
 
Durchsetzung von Sozialstandards   
Ein zentrales Kapitel  des Berichtstei ls der AG 2 "Waren und Dienst leistungen" (S. 
60-80) befasst sich mit  der Thematik der Sozialstandards (und recht vor läufig auch 
der Umweltstandards) im Handel.  Im Kern -  auch der erneuten 3 Minderheitsvoten - 
steht die Frage des pro und contra einer "Verankerung" der Kernarbeitsnormen der 
ILO in der WTO. Diese Forderung ist aus den Erwartungen ihrer Bef ürworter an den 
angebl ichen "Biss" des Streitschl ichtungs -Mechanismus der WTO angesichts der vor 
al lem gewerkschaft l ichen Frustrat ion über eine "zahnlose" ILO entstanden. Viele 
NGOs -  auch der Verfasser und einige der von der Kommission hinzugezogenen 
Gutachter - sehen hier Gefahren einer Überfrachtung der WTO und eine 
Missbrauchsgefahr durch erfahrungsgem äß im Einzelfal l  protekt ionist isch geneigte 
Parlamente zumal durch den US -Kongress. Die große Mehrzahl der Regierungen und 
NGOs im S üden tei len solche Bef ürchtungen - ebenso wie die Arbeitgeber generel l  -  
jewei ls aus durchaus unterschiedl ichen Motiven. Die Gegenforderung ist  die nach 



einer  Stärkung ILO-eigener Sanktionsmechanismen. Die Frage von weltweit  g ült igen 
Standards bei Produkt ion und Handel vor dem Hintergrund sowohl des Verbraucher - 
als auch des Arbeitnehmerschutzes wird ein wicht iges Thema der weiteren 
Kommissionsarbeit  sein. Gesichtpunkte des dabei bislang meist (auch in der 
bisherigen Kommissionsarbeit)  übergangenen aber in vielen Ländern überwiegenden 
informellen Sektors sol len dabei einbezogen werden.  
Weitere in der AG vert iefte Aspekte waren bislang u.a. die Gefä hrdung der 
internat ionalen Wettbewerbsordnung durch Megafusionen (Empfehlung zu einer 
verst ärkten Zusammenarbeit  nat ionaler Kartel lbeh örden) und die Rol le von Verkehr 
und Transportkosten als wesentl icher Motor der Global isierung. Die Forderung nach 
einer Internal isierung s ämtl icher Kosten wird nirgends bestr i t ten. Umstr i t ten bl ieb 
die Erfassung und Zurechnung der Kosten. Fragen al ternat iver Verkehrsysteme 
wurden nicht  erörtert - sol len aber in dem in diesem Jahr von der Bundesregierung 
berufenen Rates f ür Nachhalt ige Entwicklung (RNE) aufgegri f fen werden.  
 
Forderung nach einer Stärkung der globalen Umweltpolitik   
Die AG 3 Ressourcen hat sich u.a. mit der inst i tut ionel len Frage einer der WTO 
gleichwert igeren Weltumweltorganisat ion befasst.  Hierzu werden in diesen Wochen -  
nach der zwischenzeit l ichen Vorlage des Berichts des WGBU (Wissenschaft l icher 
Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen) hierzu -  gemeinsam mit 
der AG Global Governance Empfehlungen fü r die Enquete erarbeitet. Sie zielen auf 
eine gest ärkte Umweltorganisat ion mit  eigenem Budget sowie das Ziel  einer 
zus ätzl ichen Finanzierung zuk ü nft iger Umwelt-  und Entwicklungspo - l i t ik aus der 
Besteuerung der Nutzung globaler G üter.  
Im Rahmen einer Anh örung im Bundestag -  gemeinsam mit dem AWZ und dem 
Umweltausschuß -  wurden Fragen geeigneter Instrumente zur Sicherung der 
Süßwasserversorgung (Durchsetzung eines Menschenrechts auf Wasser -  Ricardo 
Petrel la) erörtert .  Die Frage um die notwendige (und Entwicklungslä ndern 
mögl iche?) staat l iche Rahmensetzung f ür Privat isierungsvorhaben bei der 
Wasserversorgung wurde kontrovers diskutiert.  Ihr Ergebnis sol l  in Empfehlungen 
der Kommission im Endbericht eingehen. Die CDU/FDP Opposit ion tei l t  offensicht l ich 
nicht die Skepsis der Mehrheit  hinsicht l ich viel fach f ür eine Rahmendurchsetzung zu 
schwacher Staaten im Süden. Zu den noch offenen Beratungsthemen gehören u.a. 
die Rol le der grünen Gentechnik und der Weltern ährung auch angesichts der 
wachsenden Bev ö lkerungszahlen.  
Mit  dem Ziel  einer Posit ionierung der Kommission zu Reformforderungen f ür den 
Norden verbinden sich u.a. meine Bem ühungen das Thema des 
Verbraucherverhaltens vert ief t  zu behandeln.  
 
W ürdigung und Ausblick   
Die Arbeit  in der Kommission ist  stark beeinf lusst durch parteipol i t ische und 



innerpartei l iche Kalküle. Das größte handicap f ür eine solche Arbeit ist jedoch der 
geringe verf ügbare Zeitrahmen. Wenn man seine Aufgabenstel lung so wicht ig nimmt, 
wie sicherl ich al le "abgeordneten" und "sachverständigen" Kommissionsmitgl ieder, 
bleibt angesichts ihrer viel fachen beruf l ichen Beanspruchung wenig Zeit  fü r 
tats ächl iche fachl iche Diskussionen der aus unterschiedl ichen Lebenserfahrungen 
und R ückbindungen result ierenden, legit imen und häufig kontroversen Sichtweisen. 
Selten zuvor in meiner beruf l ichen Arbeit  wurde mir bewusst welch eine kostbare 
Ressource Zeit  ist  und welche hohe Kunst es ist ,  verbleibende M ögl ichkeiten opt imal 
zu nutzen -  zumal bei einem solchen in der Öffent l ichkeit  zu recht mit  hohen 
Erwartungen verbundenen Thema. Für die Arbeit  konnte m.E. bislang viel  zu wenig 
z.B. von den fruchtbaren M öglichkeiten mehrt ägiger gemeinsamer Sitzungen 
Gebrauch gemacht werden. Einsparungen beim Bundestag fü hrten dazu, daß bisher 
nur wenige der Kommissionsmitgl ieder eine (!)  gemeinsame au ßereuropäische Reise 
(Kanada, USA und Mexiko) vornehmen konnten. Dabei wurde vor al lem deutl ich, 
welch hohe Erwartungen zumal in Mexiko auf die europ äischen Antworten auf die 
Global isierung im Vergleich zu denen der USA gerichtet sind. Das gi l t  nach meinen 
Erfahrungen ähnl ich fü r Ost -/ und S üdostasien. NGOs haben in hohem Maße 
Gelegenheit  bekommen und genutzt - ähnlich anderen Vertretern al lgemeiner oder 
part ikularer Interessen -  ihre Sichtweisen in die Arbeit  einzubringen.  
In den abschl ießenden Monaten werden über die angesprochenen Punkte hinaus 
Sü d-Themen ( internat ionales Insolvenzrecht,  Vorbereitung von Posit ionen zu der 
Financing for Development Conference im M ärz in Monterrey und des Erdgipfels im 
September in Johannesburg, global governance aus S ü dsicht,  Wettbewerbspol i t ik 
aus Sicht des S üdens, bessere Bedingungen zur Umsetzung des Menschenrechts 
auf Wasser und Ern ährung) eine besondere Rol le spielen. Hinzu kommen werden 
nach der Doha/WTO -Konferenz und der Jahresversammlung der ILO Bem ühungen 
um eine Zusammenf ührung bislang in der Kommission kontroverser Sichtweisen zur 
Durchsetzung von Kernarbeitsnormen und Sozialstandards und nicht zuletzt die 
vielf äl t igen Fragen der globalen Wissensgesel lschaft .   
 
Michael Baumann  
 
Der Verfasser ist sachverst ändiges Mitgl ied der Enquete Kommission Global isierung 
und stv. Vorsitzender von Germanwatch.  
Über ein feedback auf die Sichtweisen und Anregungen im Bericht (er ist  im Internet 
www.bundestag.de/gremien/welt /  welt_zwischenbricht/  und als BT-Drs 6910 
zug änglich) w ürde sich der Autor -  ebenso wie die übrigen Kommissionsmitgl ieder 
freuen. Zur Beantwortung von Fragen ebenso zu Vorträgen/Diskussionsrunden steht 
der Autor gerne zur Verf ügung.  
 
(1) ihr geh ören 26 Mitgl ieder -  13 MdB: 6 (SPD) 4 (Union) und je1 MdB von Grünen, 



FDP und PDS sowie 13 von den Frakt ionen vorgeschlagene Sachverst ändige -  an  
(2) zur Unterst ützung der Arbeit  der Kommission bei diesen Fragen veranstal ten die 
Ev. Akademie Berl in und Germanwatch vom 7. -9.12. eine öffentl iche Tagung in 
Berl in. N ähere Infos über berl in@germanwatch.de  
(3) Global Governance wurden 3 dieser 10 Themen (neue internat ionale und 
regionale (formelle und informelle) Ordnungs -  und Regelungssysteme und ihr 
Verhä ltnis zur Poli t ik, Übertragung von Souveränit ätsrechten und Kompetenzen auf 
supranationale und subnationale Ebenen sowie Netzwerke informeller Pol i t ik) 
übertragen.  



Öffentlichkeitskampagne Rio +10 

Herausforderung für uns alle 

 
Das Forum Umwelt & Entwicklung startet anl ässlich des Weltgipfels in 
Johannesburg in enger Abstimmung mit DNR und VENRO eine 
Öffentlichkeitskampagne "Rio+10".   
 
Im September 2002 f inden voraussicht l ich zwei pol i t ische Ereignisse statt . ,  die f ür 
den weiteren Prozess einer nachhalt igen Entwicklung auf globaler und nat ionaler 
Ebene von herausragender Bedeutung sind. Einmal der UN-Gipfel im 
südafr ikanischen Johannesburg und zum anderen die Bundestagswahlen, die über 
den Fortgang der rot -grünen Bundesregierung entscheiden werden. Sp ät, zu spä t hat 
der Bundeskanzler das Thema nationale Nachhalt igkeit  entdeckt.  In der 
verbleibenden Zeit  bis zum Herbst nächsten Jahres sollen jetzt ein 
Staatssekret ärsausschuss und der Nationale Nachhalt igkeitsrat mit  al ler Macht 
Ergebnisse produzieren, damit die Bundesregierung in Johannesburg und auch vor 
den W ählern zuhause bestehen kann.  
Dabei sind die Erfolge bisher d ünn ges ät.  Es gibt zwar die zwei highl ights 
Erneuerbare Energien Gesetz und in wenigen Tagen wohl auch nach 15 Jahren 
vergebl ichen Anlaufs ein neues Bundesnaturschutzgesetz. Aber von einer 
Integrat ion des Umweltschutzes in zentrale Pol i t ikbereiche wie Verkehr, Energie, 
Land - und Forstwirtschaft  und Finanzen sind wir nach wie vor weit  entfernt.  Der 
Beitrag der deutschen Entwicklungshi l fe bef indet sich mit  0,24 % des BSP auf einem 
erb ärmlich niedrigen Niveau und weit  von den fr üher zugesagten 0,7 % des BSP 
entfernt.  Da global gesehen die Entwicklung noch schl immer verläuft,  festgemacht 
etwa am Ausmaß der Zerstörung tropischer Regenwälder oder der zunehmenden 
Armut in zahlreichen Ländern dieser Erde, von den kr iegerischen 
Auseinandersetzungen in Afghanistan ganz abgesehen, wird es h öchste Zeit ,  den 
Rio-Prozess nat ional und weltweit  wieder in Gang zu br ingen. Mit  Ausnahme der 
verr ingerten Beeinträcht igung des Ozonschi ldes sind auf al len anderen Sektoren nur 
Verschlechterungen zu verzeichnen.  
 



Welt-Umweltorganisation notwendig   
Natürl ich d ürfen in Johannesburg nicht nur die Verschl immerung der globalen 
Umweltsi tuat ion beklagt werden. Vielmehr m üssen die notwendigen 
Schlussfolgerungen gezogen werden. Der Deutsche Naturschutzr ing schlägt in 
diesem Zusammenhang als ein konkretes Ziel  die Gründung einer Welt -
Umweltorganisat ion (GEO) vor.  Die Aufgabe dieser Organisat ion wäre es, die 
globale Umweltverschmutzung zu kontrol l ieren und eine nachhalt ige Nutzung der 
globalen Ressourcen (Weltmeere, W älder usw.) zu f ördern. Derzeit ist ein 
Hauptnachtei l  f ür ein erfolgreiches globales Umweltmanagement die Zerspl i t terung 
von Zustä ndigkeiten in den UN. Diese sieht wie folgt aus: Umweltschutzprogramm 
(UNEP), UN-Entwicklungsprogramm (UNDP), UN-Kommission zur nachhalt igen 
Entwicklung (CSD), Weltmeteorolgie -Organisat ion (WMO), Internationale 
Ozeanographische Organisat ion (IOC), Welternährungsorganisat ion (FAO), 
Weltgesundheitsorganisat ion (WHO). Dazu kommen zahlreiche an sich unabh ängige 
Sekretariate f ür die internat ionalen Umweltverträ ge wie Kl imarahmen- , 
Biodiversi täts -  und W üstenkonvention, Basler Konvention, CITES; Montrealer 
Protokol l ,  um nur die wicht igsten zu nennen.  
 
Rio+10 Kampagne   
Mit einer Öffent l ichkeitskampagne, die das Forum Umwelt und Entwicklung in enger 
Abstimmung mit seinen Tr ägern, den beiden Dachverbä nden Deutscher 
Naturschutzr ing (DNR), und Verband Entwicklungspol i t ik deutscher Nicht -
Regierungsorganisat ionen (VENRO) durchf ührt,  sol len neue Impulse f ür öffentl iches 
Bewusstsein und pol i t isches Handeln im Sinne einer weltweiten ökologisch und 
sozial  gerechten Entwicklung geschaffen werden Angestrebt wird eine neue Dynamik 
für eine Partnerschaft  zwischen Nord und Süd.  
 
Kampagnenrat formuliert 10 Forderungen   
Die geplante Kampagne setzt dabei auf die Ini t iat ive und das Engagement der 
Mitgl iedsorganisat ionen von DNR und VENRO sowie weiterer gesel lschaft l icher 
Gruppen. Sie sol l  eine Klammer der Akt ivi täten von Nichtregierungsorganisat ionen 
im Vorfeld des  Johannesburg-Gipfels bi lden, indem sie mit  Hi l fe eines Corporate 
Designs (Logo, Anzeigenkonzept etc.)  einzelne Akt iv i täten als Tei l  einer breit  
getragenen Akt ion erkennbar macht. Gemeinsames Leitmotiv wird die Zahl "10" sein, 
die den jewei l igen Ini t iat iven und Nichtregierungsorganisat ionen ausreichend 
Spielraum l ä sst,  ihre eigenen Inhalte und Anl iegen in der Öffent l ichkeit  zu 
präsentieren. Als Rahmen daf ür dient ein grundlegender Aufruf und zehn 
Forderungen, die der Kampagnenrat formuliert  hat.  Im Kampagnenrat sind neben den 
Mitgl iedern von VENRO und DNR weitere gesel lschaft l iche Gruppen vertreten wie 
z.B. die Verbraucherverb ände. Das Forum Umwelt  & Entwicklung hat als zentrale 
Anlaufstel le der Kampagne eine Homepage mit Links zu al len betei l igten 



Organisat ionen eingerichtet.  Gleichzeit ig wurde ein gemeinsames Anzeigenkonzept 
für Verbandszeitungen und andere Medien entwickelt .  Geplant sind ferner eine 
eigene Kampagnenzeitung und die Durchf ührung ö ffent l ichkeitswirksamer 
Veranstaltungen.  
 
Machen Sie mit!   
Damit unsere Ö ffent l ichkeitskampagne auch tatsächl ich erfolgreich wird, ben ötigen 
wir  Ihre engagierte Mitwirkung und Unterstützung. Machen Sie mit,  und weisen Sie 
auch andere Personen auf die Kampagne hin. Gemeinsam sind wir stark.  
 
Helmut Röscheisen  
 
Der Autor ist  DNR -Generalsekret är und Sprecher im Leitungskreis Forum Umwelt & 
Entwicklung.  



Die "Neuen" im Forum Umwelt & Entwicklung 

AG Lokale Agenda 21   
 
Die Mitglieder der Lokale Agenda 21 Arbeitsgruppe fanden sich erstmals 
Anfang 1998 zu einem pers önlichen Erfahrungsaustausch über praktische 
Fragen der konkreten LA21-Arbeit und Erfolgsbedingungen von Agenda -
Prozessen zusammen. Um eine Kontinuit ät der inhaltlichen und 
organisatorischen Arbeit zu erreichen, ist im Jahre 2000 der Entschluss gefasst 
worden, dass Netzwerk im Forum Umwelt & Entwicklung anzusiedeln.   
 
Mitgl ieder der Arbeitsgruppe sind akt ive Akteure aus kommunalen Agenda 21 -  
Prozessen und Nachhalt igkeitsini t iat iven. Beispielhaft  seinen die Vertreter/ - innen 
von Stä dten und Nichtregierungsorganisat ionen genannt:  Augsburg, Berl in,  Bremen, 
Chemnitz,  Cottbus, Darmstadt,  Dresden, Erfurt ,  Frankfurt ,  Freiberg, Hamburg, 
Hannover, K öln, Leipzig, München, Nü rnberg, Rostock, Saarbrücken, Stuttgart,  
Wiesbaden, GERMANWATCH e.V.,  Bonn/Berl in,  Bü rgerst i f tung Zukunftsf ähiges 
München, Freiberger Agenda 21 e.V., Gr üne Liga e.V.,  Berl in,  KATE e.V.,  Stuttgart ,  
Kö ln Agenda e.V.,  Lokale Agenda 21 für Dresden e.V., Öko - Inst i tut e.V., Darmstadt. 
Ein Sprecherrat von 5 Personen leitet die laufenden Gesch äfte der Arbeitsgruppe. Er 
tr i f f t  sich regelm äßig mindestens 4x im Jahr anl ä sslich ü berregionaler Konferenzen 
und Tagungen in den jewei l igen "Mitgl iedsst ädten". Als Gesch äftsstel le des 
Agenda21 -Netzwerkes ist  die Grü ne Liga in Berl in best immt worden 
(Ansprechpartner Stefan Richter).  Sprecherin und Sprecher der AG sind Dö rte 
Bernhardt von Germanwatch und Manfred Born vom Sustainabi l i ty Center in Bremen 
(ecolo/econtur).  
 
Ziele und Schwerpunkte der AG Lokale Agenda 21   
Die Arbeitsgruppe versteht sich als Netzwerk von derzeit  ca. 20 Mitgl iedern aus 
Kommunen, die ihre Erfahrungen bei der Umsetzung der Lokalen Agenda 21 
austauschen, sich gegenseit ig unterstü tzen, durch Lobbyarbeit  auf der nat ionalen 
Ebene Beiträge zur Verbesserung der Rahmenbedingungen f ür  Agenda21-Prozesse 
vor Ort l iefern und neue L ösungskonzepten, Strategien, Instrumente und Methoden 
für die Stabi l is ierung der Lokalen Agenda 21 entwickeln und umsetzen. Das 
Netzwerk wird mit den Vor-Ort-Erfahrungen der einzelnen Kommunen, ihren 



prakt ischen Konzepten und Projekten einen Beitrag f ür einen Nachhalt igkeitsdiskurs 
auf der lokalen Ebene leisten.  
Die AG sucht den Kontakt zu ma ßgebl ichen Organisat ionen und Inst i tut ionen, wie 
z.B. dem Nachhalt igkeitsrat,  die sich in Deutschland f ür eine nachhalt ige 
Entwicklung einsetzen. Die wesentl ichen Arbeitsschwerpunkte der Arbeitsgruppe 
sind derzeit:   

l die Diskussion um die Pol i t ikwirksamkeit  von Lokalen Agenda 21 -Prozessen  
l die Ermitt lung und Analyse der Stabi l is ierungsbedingungen von Agendaund 

Nachhalt igkeitsprozessen auf der kommunalen Ebene  
l das Aufzeigen von neuen Finanzierungsmodel len von Agenda 21-Projekten 

und -Prozessen durch die Gesellschaft (z.B. B ürgerst i f tung)  
l die Entwicklung von Instrumenten zur Bewertung der Fortschri t te in Richtung 

einer Nachhalt igen Entwicklung, z.B. Nachhalt igkeitsindikatorensysteme und 
Ökologischer Fu ßabdruck  

l Aufzeigen von Ideen und Konzepten zur Einbindung der Wirtschaft  in Lokale 
Agenda 21 -Prozesse  

l die F örderung der kommunalen Entwicklungszusammenarbeit  in Lokalen 
Agenda 21 -Prozessen  

l die Diskussion der nachhalt igen Entwicklung im Rahmen der 
Verwaltungsreform der Kommunen  

l die Betei l igung an internat ionalen Netzwerken zur Nachhalt igkeit   
l Aktivit äten im Zusammenhang mit  dem Rio-Nachfolgeprozess (Rio+10)  
l Aufzeigen von Guten Beispielen auf dem Weg zur Nachhalt igkeit   
l die Nutzung neuer Informations- und Kommunikat ionstechnologien zur 

Unterst ützung kommunaler Nachhalt igkeitsprozesse  
l die Stärkung der Part izipat ion  

 
 
Zwei aktuelle Projekte   
1. Internet Portal :  Als einen ersten wicht igen Schri t t  hat die AG eine eigene Website 
www.agenda21-netzwerk.de eingerichtet.  Mit Hi l fe dieses Online-Portals vernetzen 
sich die Kommunen und Ini t iat iven auch vir tuel l .  Links führen zu den Lokalen Agenda 
21-Portalen der einzelnen Kommunen oder zu Best Pract ices nachhalt iger 
Stadtentwicklung und - ini t iat iven.  
Diese Platt form wird als bundesweite Informations- und Kommunikat ionsplatt form f ür 
Lokale Agenda 21-Prozesse in deutschen Gro ßst ädten ausgebaut.  
"2. Projekt:  Diskussionspapier "Erfolgsfaktoren Lokaler Agenda 21-Prozesse" Vor 
dem Hintergrund des bevorstehenden Weltgipfel über Nachhalt ige Entwicklung in 



Johannesburg im September 2002 stel l t  s ich auf der kommunalen Ebene die Frage 
nach dem aktuel len Stand und der Effekt iv i t ät von Lokalen Agenda 21-Prozessen in 
Deutschland. Die AG Lokale Agenda 21 Netzwerk Deutschland m öchte hierzu einen 
akt iven Beitrag l iefern. Ziel  eines Diskussions -  und Thesenpapiers ist es, aufgrund 
der bisherigen Erfahrungen in Deutschland, Erfolgsfaktoren einer Lokalen Agenda 21 
zu empfehlen, die es gew ährleisten die Agenda - Prozesse und deren Anl iegen in den 
Kommunen zu stabi l is ieren. Hintergrund bi ldeten dabei diverse Recherchen zur 
Evaluation Lokaler Agenda 21 -Prozesse in Deutschland und Europa und eine 
Umfrage der unter Akteuren von insgesamt 20 deutschen Gro ßstädten. Die Umfrage 
orient ierte sich dabei an der Systematik eines Forschungsprojektes zu 
Stabi l is ierungsbedingungen Lokaler Agenda 21-  Prozesse.*  
Die Recherchen zeigen u.a.,  dass, nunmehr 10 Jahre nach der Rio-Konferenz ü ber 
Umwelt und Entwicklung, ledigl ich ca. 14% der deutschen Kommunen einen 
pol i t ischen Beschluss zur Aufstel lung einer Lokalen Agenda 21 beschlossen haben. 
Somit ist  die Lokale Agenda 21 und das Leitbi ld einer nachhalt igen Entwicklung in 
vielen Kommunen vielerorts noch ein unbekanntes Thema. In den Kommunen mit 
Agenda-Beschl üssen haben sich innovative Ans ä tze in Richtung Nachhalt igkeit  
entwickelt .  Gute Ideen wurden jedoch auch oftmals nicht real is iert .  Sie scheitern an 
mangelnden Finanzen oder dem guten Wil len in Pol i t ik und Verwaltung. Viele 
Aktivit äten bl ieben isol iert .  Zudem ist  in vielen Kommunen ein Rückzug der Aktiven 
zu beobachten; Arbeitskreise nehmen ab, Akt ionsprogramme sind Mangelware.  
In der Umfrage galt  es, die Erfolgsfakttoren und Hemmnisse bisheriger Lokaler 
Agenda 21 -Prozesse zu identi f iz ieren und zu analysieren. Denn, sol len die Anl iegen 
der LA21 Eingang in Pol i t ikund Verwaltungshandeln Eingang f inden, sind weitere 
Anstrengungen, Entscheidungen und Instrumente notwendig, um die Prozesse zu 
stabi l is ieren, bzw. auf eine neue Grundlage zu stel len. Die Ergebnisse der Umfrage 
wurden erstmals auf einem AG -Treffen paral lel  zur Johannesburg 2002-
Auftaktveranstaltung des BMU/BMZ/FuE vorgestel l t .  Die Ergebnisse m ündeten in 10 
Thesen ein, die bis zum Fr ühjahr weiter diskut iert  werden sol len (siehe Kasten). Sie 
bi lden in der dann überarbeiteten diskut ierten Form den Kern eines Bi lanzpapiers, 
das die AG als Beitrag zur Nachhalt igkeitsdiskussion auf der kommunalen Ebene in 
den Vor-Johannesburg -Prozess einbringen wird.  
 
Manfred Born  
 
Der Autor ist  Sprecher der AG Lokale Agenda 21.  
 
Kontakt: Gesch äftsstel le AG Lokale Agenda 21 Lokale Agenda 21 Netzwerk 
Deutschland (LAND) c/o Grüne Liga e.V.  
Ansprechpartner: Stefan Richter Prenzlauer Al lee 230, D-10405 Berl in Tel:  
++49/30/443391 -64 Fax:++49/30/443391 -33 E-Mail :  stefan.r ichter@gruenel iga.de 



Website: www.agenda21 -netzwerk.de  
 
 
*K. -W. Brand et al  (2001): Bedingungen inst i tut ionel ler Stabi l is ierung lokaler 
AGENDA 21 -Prozesse -  Model lhafte Stabi l is ierungspfade, MPS Mü nchen  

 
10 Thesen f ür Nachhaltige Kommunen 

 
1. Pol i t ische Relevanz ist nur zu erreichen, wenn nach einem Ratsbeschluss eine 
Lokale Agenda 21 durchzuf ühren, eine konstrukt ive Zusammenarbeit  von Verwaltung 
und gesel lschaft l ichen Gruppen erfolgt und diese gemeinsam ein kommunales 
Akt ionsprogramm mit Projekt ideen erarbeiten. Innerhalb von 1 -3 Jahren sol l te die 
Kommune f ür eine lebensfähige Struktur, die grundsätzl iche Finanzierung dieses 
Konsultat ionsprozesses sowie die Dokumentat ion der Ergebnisse sorgen.  
 
2. Eine thematische Integrat ion innerhalb der Kommune ist  eine notwendige 
Voraussetzung f ür den Erfolg, d.h. eine Verkn üpfung von Ökonomie, Umwelt, 
Soziales, sowie mit der Eine -Wel t-Verantwortung, eine Verkn üpfung mit 
Pol i t ikprozessen, eine Bearbeitung von lokalen Problemthemen an runden Tischen 
sol l te erreicht werden.  
 
3. B ürgerbetei l igung sol l te geweckt und immer wieder erneuert werden. 
Gesel lschaft l ich relevante Akteure, aus Inst i tut ionen und Wirtschaft  s ind zu 
vernetzen mit  Fachleuten aus der Verwaltung zur Fest legung von Projekt ideen, zur 
Formulierung nachhalt iger Strategien sowie zur sp äteren Umsetzung von Projekten.  
 
4. Nachhalt ige Entwicklung muss als langfr ist iger Prozess erkannt werden. Zur 
eff iz ienten Aufrechterhaltung sind ( je nach Größe der Kommune) hauptamtl iche 
Besch äft igte, bzw. ein Agenda Bü ro zur Koordinat ion und zum 
Vernetzungsmanagement erforderl ich. Wichtige Treffen wie z.B. Runde Tische, 
sol l ten immer mit  professionel ler Moderat ion und Dokumentat ion ablaufen.  
 
5. Die Aufklärung über die Ziele einer nachhalt igen Entwicklung und Agenda 21 ist 
durch professionel le Ö ffentl ichkeitsarbeit  und Internet -Auftr i t te immer aktuel l  zu 
beglei ten. Um Erfolge sichtbar zu machen, sol l te über erfolgreiche Vorzeigeprojekte 
(Gute Beispiele) berichtet werden. Die Lokale Agenda 21 ist als Trendsetter der 
gesel lschaft l ichen Entwicklung zu entwickeln. Das neue Motto hei ß t:  "Sustainabi l i ty 
Mainstream".  
 
6. Part izipation und b ürgerschaft l iches Engagement sol l te durch systematische 



Einbindung von relevanten Nichtregierungsorganisat ionen, Inst i tut ionen, der 
Wirtschaft  und der Verwaltung erreicht werden. Daneben sol l ten aber auch 
Gelegenheiten zur Information und zur Tei lnahme bei Agenda -Projekten in 
Stadttei len, in Bi ldungseinr ichtungen gefunden werden und zwar spezif isch auch f ür 
Jugendl iche, Randgruppen und speziel le Interessensgruppen der Bev ö lkerung.  
 
7. Kommunen sol l ten sich an Nachhalt igkeitsbem ühungen ihrer Region betei l igen 
und Vernetzung in einzelnen Handlungsfeldern anstreben. Punktuel le Agenda 21-
Kooperat ionen mit  Stä dten der Einen Welt ( im S üden, im Osten, Im Regenwald) 
zeigen globales Denken.  
 
8. Ein Nachhalt igkeits -Control l ing ist zwingend, um Fortschrit te an Hand von 
Indikatoren überhaupt beurtei len zu k önnen. Das setzt quanti f iz ierte Ziele, Leitbi lder 
der einzelnen Referate der Verwaltung, Nachhalt igkeitsindikatoren und periodisch 
publ iz ierte Nachhalt igkeitsberichte voraus. Eine Tei lnahme an 
Nachhalt igkeitswettbewerben erlaubt kommunebezogene Evaluat ionen.  
 
9. Bewusstsein f ür g ünst ige Rahmenbedingungen und konkrete 
Unterst ützungsbedingungen f ür nachhalt ige Programme der Kommunen durch die 
Landes -  und Bundesregierung sol l ten für die wesentl ichen Handlungsfelder 
entwickelt  und verdeutl icht werden. Die Ergebnisse der nat ionalen 
Nachhalt igkeitsstrategie sind für die kommunalen Agenda- Prozesse zu nutzen.  
 
10.Nachhalt ige Entwicklung ist  ein kreat iver,  lokaler/regionaler/nat ionaler 
Gleichgewichtsprozess in vielen Handlungsfeldern, der jeweils unterschiedl iche 
Strategien, L ösungen und Projekte erfordert .  Nur eine systematische, integrierte, 
langfr ist ige und konsequente Vorgehensweise wird die notwendigen Veränderungen 
für zunehmende Nachhalt igkeit  hervorbringen.  



Flächenschutz und Innenentwicklung  

AG Habitat  

Strategietreffen der AG Habitat 

 
Bei dem Strategietreffen der AG Habitat am 23./24.11. in Berlin konnte zwischen 
den anwesenden VertreterInnen umweltpolit ischer, wohnungspolit ischer und 
stadtplanerischer Verbände ein strategischer Grundkonsens erzielt werden.   
 
"Soziale Innenentwicklung statt Zersiedlung" lautet die Überschri f t  der geforderten 
Doppelstrategie zur Beendigung des Flä chenwachstums und zur St ärkung der 
Stä dte. Die Subventionierung von Zersiedlung und Flächenverbrauch durch 
Mil l iarden Steuermittel  muss beendet werden. Die steuerl ichen, pol i t ischen, und 
f inanziel len Instrumente des Bundes sol l ten sektorübergrei fend auf den 
bedarfsgerechten Ausbau und die Verbesserung der ö kologischen und sozialen 
Qualit äten der bestehenden Siedlungsbereiche konzentr iert  werden.  
 
Alternativen zur Zersiedlung?   
Diagnose und al lgemeine Zielbest immung sind sicherl ich al les andere als neu. Seit  
langem wird der Zersiedlungsdruck in Deutschland wegen seiner nachtei l igen Folgen 
für das Verkehrsaufkommen, das Kl ima, die Infrastrukturkosten und die Schwächung 
der Kernstädte beklagt.  Seit  langem werden auch die denkbaren Alternat iven 
diskutiert  und erprobt: Nachverdichtung in Baul ücken, Reakt iv ierung industr iel ler 
Brachf lä chen, Nutzungsmischung, ökologische Aufwertung, stärkere 
Bestandsorient ierung im Wohnungsbau. Al lein: Zahlreiche Forschungsaufträge, 
Model lprojekte, Sonntagsreden und auch Programme wie "Soziale Stadt" oder 
"Stadtumbau Ost" haben bislang nichts daran ge ändert,  dass die Zersiedlung und 
Versiegelung von Boden und Landschaft  unvermindert anh ält, dass die Großst ädte 
ausbluten, dass sich die sozialen Probleme in den benachtei l igten Stadtgebieten 
zuspitzen.  
 
Nutzung von leer stehenden Wohnungen statt Neubau   



In den letzten Jahren haben die Abwanderungs -  Trends in einigen Krisenregionen 
tei lweise dramatische Ausmaße angenommen. W ährend in den ostdeutschen 
Ländern 1 Mil l ion Wohnungen leer stehen und viele davon -  staat l ich gefördert mit 
dem "Stadtumbau Ost" - abgerissen werden sol len, werden in den gleichen Regionen 
auch weiterhin Eigenheime auf der grü nen Wiese geplant. Grunds ätzl ich nicht viel  
anders ist  es im Ruhrgebiet,  wo sich die Kommunen bei sinkenden 
Bev ölkerungszahlen die Bauwil l igen mit attrakt iven Grundst ückangeboten abspenst ig 
machen.  
 
Verbesserung der Wohnumfeldqualität   
Die Ursachen dieser Entwicklungen sind au ßerordentl ich komplex und nur tei lweise 
pol i t isch beeinf lussbar. Zum Beispiel  macht es wenig Sinn, über den weitverbreiteten 
Traum vom Eigentum im Grünen oder den Trend zu immer größerem 
Wohnf lä chenkonsum zu lamentieren. Wohnwünsche lassen sich nicht dikt ieren. Es 
lassen sich al lenfal ls nachhalt igere und bedarfsgerechtere Angebote entwickeln. 
Neuere Untersuchungen in Gro ßstädten belegen, dass nur ein kleiner Tei l  der 
abwanderungswil l igen Leute tats ächl ich auf das Eigenheim im Umland f ix iert  ist .  
Aber sehr viele sind unzufr ieden mit der Wohnumfeldqual i t ät ,  dem mangelnden Grün, 
der Lärmbelastung und den schlechten Spielm ö glichkeiten für Kinder. Um ihre 
Bed ürfnisse zu befr iedigen, suchen sie sich das für sie am ehesten passende und 
bezahlbare am Markt aus. Das kann eine Mietwohnung in der Nachbarstadt sein, ein 
Reiheneigenheim am Stadtrand oder ein Eigenheim auf den preisgünstigeren 
Grundstü cken im Umland. Entscheidend fü r den Zersiedlungsdruck ist dann, dass 
über die Eigenheimzulage und andere Ma ßnahmen zweistel l ige Mil l iardenbetr äge 
jä hr l ich in die Förderung von Eigentumsma ßnahmen f l ießen, wovon ein wesentl icher 
Tei l  in die Real is ierung von Eigenheim-Suburbs f l ießt, w ährend die Förderung von 
Investi t ionen zur Verbesserung der bestehenden Stä dte und Wohnungen deutl ich 
geringer ausf äl l t .   
 
Planungsrechtliche Rahmenbedingungen gehören auf den Prüfstand   
Aus den Prüfstand geh ören in diesem Zusammenhang natürl ich planungsrechtl iche 
Rahmenbedingungen, die im Grunde immer noch auf ein weiteres 
Siedlungsfl ächenwachstum nicht aber auf schrumpfende St ädte geeicht sind. 
Dringender Handlungsbedarf besteht bei der Verbesserung der Regionalplanung. 
Regional Überangebote bei Gewerbe -  und Bauflä chen sind nicht gerade ein Anreiz 
zum Fl ächensparen.  
 
Politische Vernetzung zur Eigenheimzulage   
Ergebnis des Strategietreffens war jedoch, sich zunä chst auf die 
Zersiedlungssubventionen und konkret die Eigenheimzulage zu konzentr ieren. Diese 
sol l te durch eine - auf berei ts bebaute Bereiche zu beschränkende - 



Bauinvesti t ionszulage ersetzt werden. Im Unterschied zur Eigenheimzulage würde 
diese nicht eine bestimmte Eigentumsform ohne Rü cksicht auf soziale und 
ökologische Qual i täten fördern, sondern al le Wohnungsbauinvest i t ionen, gerade 
auch zur Verbesserung des Bestandes. Art und Umfang der Invest i t ionszulage l ie ße 
sich zus ätzl ich an Nachhalt igkeitskr i ter ien or ient ieren. Sicherl ich sind mit diesem 
Ansatz bei weitem nicht al le Probleme zu lö sen. Auf dem Strategietreffen wurde 
diskut iert ,  wie eine part iz ipat ive Stadttei lentwicklung verbindl ich gemacht werden 
kann. In diesem Zusammenhang wi l l  s ich die AG Habitat auch in Zukunft  mit  der 
Frage der Einbeziehung der MigrantInnen befassen. Wicht igstes Ergebnis des 
Treffens ist  aber die Idee eines vernetzten pol i t ischen Vorgehens zur 
Eigenheimzulage. Die dazu notwendigen Diskussionen sol len in den nächsten 
Monaten fortgesetzt werden. Die Rückmeldungen der betei l igten Verbandsvertreter 
(Mietervereine, BUND, Grüne Liga, SRL) haben die Option für die Entwicklung einer 
bislang vermissten Kampagnenf ähigkeit von NROs zu stadtentwicklungspoli t ischen 
Fragen eröffnet.  
 
Knut Unger  
 
Der Autor ist  einer der Koordinatoren der AG Habitat des Forums Umwelt  & 
Entwicklung und Mitarbeiter des Habitatforums NRW  
 
Webseite der AG Habitat:  www.habitants.de  



Positionspapier der AG Wasser 

AG Wasser   

Wasser - eine unentbehrliche und gefährdete 
Lebensgrundlage  

 
Auszug aus dem Positionspapier zur Bonner Wasserkonferenz, 
3.-7.12.2001 

 
 
(. . .)  Problemkreis I:  
Wasserbau mit massiven Eingriffen   
Auf der ganzen Welt wurden und werden die nat ür l ichen Flussläufe durch 
Eindeichung, Verbauung der Ufer, Err ichtung von Talsperren, Staud ämmen und 
Wehren sowie durch Be - und Entw ässerungsmaßnahmen stark verä ndert und in ihrer 
ökologischen Vielfal t  weitgehend eingeschr änkt.  Das betr i f f t  nicht nur die Flussläufe 
selbst,  sondern auch deren ursprüngl iche, vom Wechsel zwischen Hoch- , Mi t te l - und 
Niedrigwasser geprä gten Überschwemmungsgebiete, die Flußauen. ( . . . )  Die 
industr ial is ierten Länder des Nordens verdanken es vor al lem ihrer Finanzkraft  und 
Technik, dass trotz massiver Eingri f fe in den nat ür l ichen Wasserhaushalt  eine 
qual i tat iv und quanti tat iv hinreichende Trinkwasserversorgung im wesentl ichen 
gesichert ist.  (. . .) In den L ändern des S üdens, wo die M öglichkeit  zur technischen 
Reparatur an fehlenden Finanzmitteln scheitert ,  schlagen die Folgen von 
Verschmutzung und aggressiver Verbauung direkt auf die Versorgung der 
Bev ölkerung mit einwandfreiem Trinkwasser durch. ( . . . )   
 
Problemkreis I I:  Verschmutzung   
Ohne eine drast ische Verr ingerung der weltweit  zu verzeichnenden 
Gew ässerverschmutzung ist eine nachhalt ige Wasserwirtschaft nicht zu erreichen. 
(. . .)  Selbst die EU -L änder sind trotz einiger Erfolge bei der Verr ingerung der 
Gew ässerbelastungen aus Siedlungsabwässern und der industr iel len Produktion 



noch weit  entfernt von dem Ziel,  die Belastungen der Gewä sser mit gefährl ichen 
Schadstoffen auf ein Maß nahe Null  bzw. nahe den nat ürl ichen Hintergrundwerten zu 
vermindern, obwohl dieses Ziel  in internat ionalen Meeresschutzabkommen wie 
HELCOM (Ostsee) und OSPAR (Nordostat lant ik) bereits von den Anrainerstaaten 
vereinbart wurde.  
Die Dispar i täten in den L ändern und Regionen des S üdens werden durch 
Bev ölkerungs -  und Wirtschaftswachstum, unangepasste Wassernutzung, 
außerordentl ich hohe Wasserverluste durch undichte Leitungssysteme und 
Verdunstung aufgrund ineff iz ienter Bew ässerungssysteme versch ärft. (...)  
 
Problemkreis II I:  Falsche Entwicklungsans ätze Einige der vom Norden 
gef örderten  
Entwicklungsprojekte mit ihrem hohen Einsatz von Technik und Kapital  -  etwa 
Großstaud ämme oder Bew ässerungslandwirtschaft -  haben die Wasserkrise noch 
verschärft .  Zudem gingen sie viel fach mit gravierenden Menschenrechtsverletzungen 
einher. Auf die schwerwiegenden sozialen und ökologischen Auswirkungen weist u.a. 
der Bericht der World Commission on Dams hin, der im November 2000 vorgestel l t  
wurde: Danach wurden zwischen 40 und 80 Mil l ionen Menschen wegen 
Staudammbauten umgesiedelt  -  of t  gegen ihren Wil len -  oder vertr ieben. Aus dieser 
Vergangenheit  gi l t  es, Konsequenzen für  zukunftsfähige Projekte zu ziehen.  
Großfl ächige Kanal isat ion und Bewässerungslandwirtschaft ,  nach dem Muster der 
Industriel änder, sind zudem keine übertragbaren L ösungen, da sie unter anderem 
ausreichend Wasser voraussetzen.  
Die industr iel le Bewässerungslandwirtschaft ,  die weltweit  70 Prozent des Wassers 
beansprucht,  t rägt mit  hohem Verbrauch, Verschwendung und Ineff iz ienz wesentl ich 
zu Wassermangel und ungleicher Vertei lung bei.  ( . . . )   
 
Problemkreis IV: Privatisierung der Trinkwasserversorgung   
(.. .) In manchen L ändern hat der Staat seine Aufgabe, Wasser f ür al le zu 
akzeptablen Bedingungen bereitzustel len, nicht erfül l t .  Das kann an 
Missmanagement, Korrupt ion und Fehl invest i t ionen l iegen, aber auch an öffent l icher 
Armut durch falsche oder überei l te Strukturanpassungspol i t ik,  Überschuldung, 
rück lä uf ige Entwicklungsgelder und sinkende Exporteinnahmen. Manche 
Regierungen, aber auch Entwicklungsorganisat ionen setzen seit  einigen Jahren 
vorrangig darauf,  die Wasserprobleme durch eine Betei l igung global t ät iger privater 
Versorgungsunternehmen l ösen zu k önnen.  
Erwartet werden von diesen Firmen Mittelzufl üsse für neue oder die Ert üchtigung 
alter Anlagen, das erforderl iche technische und betr iebl iche Know-how, 
Eff izienzsteigerungen und l ängerfr ist iges Engagement. Diese Ausrichtung 
unterst ützen die Weltbank, der Internationale W ährungsfonds und die bi laterale 
Entwicklungspoli t ik einschlie ß l ich der deutschen Entwicklungszusammenarbeit .  



Gefordert  wird, dass sich der Staat darauf beschränkt,  die Rahmenbedingungen f ü r 
die T ätigkeit  pr ivater Investoren zu verbessern. Von den internationalen 
Kreditgebern sind damit zum Teil  Forderungen f ür die Umgestaltung der 
Volkswirtschaften verbunden, die der Sicherheit  der Investoren dienen und 
zumindest kurzfr ist ig von den ärmeren Tei len der Bevölkerung die meisten Opfer 
verlangen. Internat ional wird auch über die Welthandelsorganisat ion WTO versucht,  
den Welthandel im Dienst leistungssektor von Wettbewerbsschranken zu befreien 
(GATS-Verhandlungen) und die Wasserwirtschaft  in die globale Kapitalvermarktung 
einzugliedern. Die Ökonomisierung und Kommerzial is ierung der Wasserwirtschaft 
hat eine Reihe von Nachtei len. ( . . . )  Die starke Kapital is ierung der Wasserwirtschaft  
in der Hand der Privatwirtschaft beg ünst igt fast immer die Bevorzugung teurer 
Projekte mit aufwendiger Technik. Sie verst ärken die wirtschaft l iche Abh ängigkeit  
ärmerer L änder und vernachl ässigen gerade jene Projekte und Entwicklungsformen, 
die Aussicht auf Nachhalt igkeit  bieten. Das sind vor al lem kostengünstige, 
dezentrale, basisnahe und histor isch erprobte und bewährte L ösungen, zum Beispiel  
die Regenwassernutzung. Nur solche sind an die Bed ürfnisse und Erfordernisse 
ärmerer Bev ölkerungsgruppen und Gebiete angepasst.  ( . . .)  Auch an der dr ingend 
erforderl ichen Verbesserung der Abwassersituat ion in den Entwicklungsl ändern 
zeigen private Konzerne wenig Interesse, ebenso wenig an 
Unterhal tungsmaßnahmen älterer Anlagen.  
Den immer wieder formul ierten Anspruch, das Wasserdi lemma der Armen zu l ösen 
und die Weltwasserkr ise zu bewält igen, werden private Wasserkonzerne nicht 
erf ül len, denn:  
 
Liberalisierung und Privatisierung   

l führen weltweit  zu einem Verlust der gemeindl ichen, demokrat isch 
legit imierten Kontrol le über die Wasserversorgung,  

l begü nst igen eine erweiterte Monopolbi ldung durch Firmenkäufe und 
Zusammenschl üsse,  

l verst ärken die Abhä ngigkei t  von ausländischen Kapitalgebern, die dennoch 
versuchen ihr wirtschaft l iches Risiko abwälzen  

l befö rdern die einseit ige Ausrichtung von strategischen Optionen der 
Wasserbeschaffung und Wasseraufbereitung an ökonomischen Kri ter ien und 
Interessen,  

l gefä hrden lokale Wasserkreislä ufe durch hohe Entnahmen für 
Fernwasserversorgungen,  

l tragen zum Verlust von fachl ichen Know -How bzw. tradiertem Wissen bei,  
l gefä hrden lokales Interesse an vorsorgendem Ressourcenschutz und 

nachhalt iger Ressourcenbewirtschaftung. 



 
In der Bundesrepubl ik Deutschland hat die Wasserversorgung, die noch zu über 85 
Prozent in öffent l icher Hand l iegt,  ein im internationalen Vergleich sehr hohes 
Qualit ätsniveau erreicht.  ( . . . )  Von vielen Seiten werden durch Liberal is ierungen und 
Privat isierungen und die damit verbundene Kommerzial is ierung der 
Wasserversorgung Einbußen vor al lem an der Wasserqual i t ät,  am Gew ässerschutz, 
an der bew ährten strukturel len Vielfal t  und einer nachhalt igen Betrachtung der 
Wasserwirtschaft bef ürchtet.  Dagegen hat sich ein breiter Widerstand gebi ldet.   
 
Forderungen und Vorschlä ge   
D ie natürl ichen Belastungsgrenzen von Ökosystemen lassen sich nicht erweitern. 
Sie müssen beachtet und die Ökosysteme in ihren Naturfunkt ionen auch im Interesse 
menschlicher Bed ürfnisse erhalten werden. Nachhalt iger Umgang mit Wasser sol l   
 

l über die unmit telbar genutzten Wasserressourcen hinaus die klein-  und 
gro ßrä umige Vernetzung der aquatischen Ökosysteme beachten und ihre 
vielf äl t igen Funktionen erhalten,  

l Verschmutzung, Verbauung, Übernutzung und andere nachtei l ige 
Veränderungen von Gew ässern und Feuchtgebieten vermeiden oder nach den 
Umst änden so gering wie mögl ich halten,  

l nationale und internationale Standards f ür die Erhaltung und 
Wiederherstel lung der Gewässerg ü te und Gewässerökosysteme setzen, wo 
diese fehlen oder nicht ausreichen,  

l die Gew ässer im Sinne der europä ischen Wasserrahmenricht l inie in ihren 
natü rl ichen großräumigen Zusammenh ängen (Einzugsgebieten) als Schutzziel  
definieren,  

l Wasserverschwendung vermeiden, eff iz iente Wassernutzung im jeweil igen 
Anwendungsbereich f ördern und Ressourcen nachhalt ig bewirtschaften. 

 
 
Ebenso notwendig für die Bewahrung der S üßwasser-Ökosysteme ist es, strukturel le 
Eingri f fe, die oft  i rreversibel und meist nicht ausgleichbar sind, in Zukunft  mehr als 
bisher zu prüfen, zu unterlassen oder zu minimieren. Das betr i f f t  Staud ämme, 
Kanalisierung von Fl ü ssen, Abtrennung von Auensystemen, Trockenlegung von 
Feuchtgebieten und gro ße Bew ässerungsprojekte in Gebieten mit Wassermangel. 
Generel l  sol l te die Beanspruchung der Ressourcen vermindert werden. Das kann die 
Einstel lung wasserintensiver Produkt ionsweisen insbesondere in der Landwirtschaft  
in  dafür nicht geeigneten Gebieten bedeuten, wobei die kurz - und langfr ist igen 
volkswirtschaft l ichen Kosten beachtet werden m üssen.  
Wasserwirtschaft l iche Projekte d ürfen nicht isol iert betrachtet werden. Sie sind kein 



Instrument zur Exportf örderung der einschl ägigen Industr ien und Dienst leister und 
sol len nicht den Rück -  oder Abfluss von Kapital aus den Empf änger ländern 
generieren. Eine zielgerichtete fachl iche und pol i t ische Organisat ion der 
Wasserwirtschaft  in den jewei l igen L ändern ist für die nachhalt ige Entwicklung des 
Wasser - und Abwassersektors unverzichtbar. Sie sol l te durch Kooperat ionen auf 
nichtkommerziel len Ebenen mit  dem Ziel  gestä rkt werden, die Tei lhabe der 
Bev ölkerung und einzelner Gruppen an Planungs -  und Entscheidungsprozessen zu 
schaffen und auszubauen, lokales Knowhow zu f ördern und dauerhaft zu sichern.  
Dies ist auch die Aufgabe einer breit  angelegten interdiszipl in ären Bi ldungsarbeit ,  
bei der sich umwelt - und entwicklungspol i t ische Aktivi tä ten verbinden sol l ten. 
Insgesamt mü ssen Prozesse des staat l ichen Handels auf al len Ebenen transparenter 
und offener für die Aufnahme part izipat iver Elemente werden.  
Die Forderungen an die Entwicklungszusammenarbeit  ergeben sich aus den 
bisherigen Erfahrungen.  

l Da die Betei l igung des ausl ändischen privaten Sektors entwicklungspol i t isch 
mehr Gefahren und Nachtei le als Chancen birgt,  sol l te die öffentl iche 
Entwicklungszusammenarbeit  ihre Unterst ützung von Gro ßkonzernen mit 
Mit teln der Entwicklungszusammenarbeit  ü berprü fen und gegebenenfal ls 
einstel len.  

l Statt  dessen sol l te sie die Real isierung von Alternat iven f ördern. Dazu 
gehö ren u.a.  e ine Stärkung der F ähigkeiten des Staates und der Kommunen, 
ihre Pf l icht zur Daseinsvorsorge f ür al le Bürger zu erf ül len,  d ie verstärkte 
Förderung öffent l icher, kommunaler Wasserversorger und die Entwicklung 
und Umsetzung basisnaher L ösungen unter Betei l igung der Bev ölkerung.  

l Wasserverbrauch und Wasserversorgungssysteme der wasserreichen 
Regionen d ürfen nicht als Model l  auf die ganze Welt übertragen werden  

l Die Prinzipien der World Commission on Dams m üssen als Mindeststandard 
für die Planung und Real is ierung von Wasserbauprojekten anerkannt und 
umgesetzt werden, wobei von den gesamtö kologischen Nachtei len von 
Staud ämmen und Flu ßverbauungen nicht abgesehen werden darf.  

 
 
Es gi l t ,  das Menschenrecht auf Wasser weltweit  anzuerkennen! Sauberes 
Trinkwasser ist  eine Grundbedingung f ür menschliches Überleben. Seine sichere und 
bezahlbare Bereitstel lung ist  deshalb eine humane und soziale Grundforderung und 
ein vorrangiges Ziel  staat l icher Entwicklung. Voraussetzungen dafür sind u.a. die 
Anerkennung des Rechts auf Wasser und eine lokale Kontrol le über den Schutz und 
die gerechte Vertei lung der Ressourcen.  



Die Garantie des Grundrechts auf Wasser bedarf über mögliche Kodif izierungen 
hinaus eines wirksamen Regelwerks, das nat ionale und internat ionale Inst i tut ionen 
und private und ö ffentl iche Wirtschaft bindet.  
Al le gesel lschaft l ichen Gruppen sind aufgerufen, dazu beizutragen, dass in Ländern 
des Nordens wie des S üdens Wasserfragen und ihre nachhalt ige L ösung hohe 
Priorit ät er langen und die öffentl iche Diskussion darüber gef ördert wird.  
 
Die vollst ändige Fassung (deutsch/engl isch) dieses Posit ionspapiers ist  unter 
www.forumue.de abrufbar oder kann in der Projektstel le Umwelt & Entwicklung 
bestel l t  werden.  



Gut leben statt viel haben?  

AG Lebensweise   

Die Suche nach einer neuen Lebensweise geht weiter  

 
Dieser Slogan ist l ängst nicht mehr so en vouge wie vor Jahren, als er im 
Rahmen der Kampagne um ein "Zukunftsfähiges Deutschland" von BUND, 
MISEREOR und dem Wuppertal Institut aufgebracht wurde. Und trotzdem: immer 
noch sind viele Menschen und gesellschaftl iche Strömungen auf der Suche 
nach einer neuen Lebensweise. "Erdcharta" für eine nachhaltige Entwicklung   
 
Über 10 Jahre arbeiteten weltweit  verschiedene Gruppierungen daran, eine 
"Erdcharta" zu erstel len, die sich als eine inspir ierende Vision grundlegender 
ethischer Prinzipien f ür eine nachhalt ige Entwicklung versteht und nach dem Wunsch 
ihrer Entwickler ein verbindl icher Vertrag der Vö lker auf der ganzen Welt  werden 
sol l .  Die Prinzipien der Erdcharta skizzieren eine integrierte Vision fü r eine 
nachhalt ige Entwicklung und die Achtung der Menschenrechte. Die Kommission der 
Erdcharta hoff t ,  das Dokument in Johannesburg zum Beschluss vorlegen zu k önnen. 
Die Ökumenische Ini t iat ive Eine Welt,  die vom internat ionalen Erd -Charta -
Sekretar iat in Costa Rica als Koordinat ionsstel le f ür Deutschland benannt worden 
ist,  hat in Kooperation mit dem Bund f ür Umwelt  und Naturschutz Deutschland 
(BUND) die deutsche Übersetzung der Erd-Charta veröffent l icht,  die kostenlos 
angefordert werden kann.  
 
Bezug:  Ökumenische Ini t iat ive Eine Welt e.V.,  Mit telstr .  4, 34474 Diemelstadt-  
Wethen, Tel. :  05694 /  1417, Fax: 05694 /  1532, e-mail :  erdcharta@oeiew. de, web: 
www.oeiew.de   
 
Paral lel  zu dem internationalen Prozess wird in Deutschland zur Zeit  an 
verschiedenen Stel len die Frage gestel l t ,  wie aus der individuel len, di f fusen Suche 
nach einem zufunftsfähigen Leben eine neue pol i t isch -  kulturel le Bewegung werden 
kann. Hierzu fanden in den letzten Monaten mehrere Tagungen statt .   
 



Hin zu nachhaltigen Lebensstilen   
Vom 24. bis 26. August 2001 gab es im Ökodorf Sieben Linden einen 
Erfahrungsaustausch zwischen Aktivisten aus dem Bereich Umwelt und Entwicklung, 
Gemeinschaftsmitgl iedern und anderen Interessierten. Er widmete sich den Fragen: 
Wie kann eine Umorientierung zu nachhalt igen Lebenssti len zustande kommen? 
Welche Maßnahmen mü ssen auf gesel lschaft l icher Ebene ergri f fen werden? Wie 
kann der/die Einzelne motiviert  werden? Welche Rolle k önnen sozial -  ökologische 
Model lprojekte einer zukunftsfähigen Lebensweise dabei spielen? M üssen wir nicht 
die t iefsten Quellen unserer Suche nach Sinn und Sinnl ichkeit  wieder entdecken, um 
diese Wende zu erreichen? Dabei wurde betont,  dass es fü r Kampagnen, die auf 
reine Informationsvermit t lung setzen, klare Grenzen gibt.  Immer noch sei für die 
meisten Menschen das Streben nach Genuss und Glück an die Fülle von leicht 
zug änglichen Konsumg ütern gebunden.  
Gerade deswegen ist es wicht ig zu wissen, in welchen Handlungsfeldern des Al l tags 
die -  aus Umweltsicht -  s innvol lsten Bei t räge l iegen, sich nachhalt ig zu verhalten. 
Untersuchungen zeigen: die größten Einsparungsmöglichkeiten an Energie und 
Ressourcen l iegen in den Bereichen Ernährung (hin zu biologischen, regionalen und 
vegetarischen/veganen Produkten), Heizen (bessere W ärmedämmung, bessere 
Heizanlagen, das r icht ige L üftungsverhalten) und Mobi l i tät  (s tä rkere Nutzung der 
öffent l ichen Verkehrsmittel  und des Fahrrads, Car-sharing, weniger Ferntourismus).  
Dass gut zu leben gelernt sein wi l l ,  machten die Tei lnehmerInnen deutl ich, die in 
sozial -ökologischen Gemeinschaftsprojekten leben. Von ihnen wurde betont,  dass 
Einsparungen im materiel len Konsum -  wenn sie posit iv erlebt werden sol len -  ein 
Wachstum im menschl ichen, sozialen und kulturel len Bereich erfordern. Sozial -
ökologische Projekte k önnten model lhaft  neue Erfahrungen ermögl ichen, die einen 
nachhalt igen Lebensst i l  nicht nur als m öglich, sondern auch als wü nschenswert 
erleben lassen.  
 
Infos:  Netzwerkbüro deutscher Gemeinschaften, Ökodorf Sieben Linden, 38486 
Poppau, Tel:  039000 -51233, Fax: 039000-51232, e -mail:  eurotopia.wn@t -online.de   
 
Initiative "Anders besser leben"   
Auch die Ini t iat ive "Anders besser leben" der Ökumenischen Basisgruppen im 
Konzi l iaren Prozess wi l l  vor al lem den Einzelnen in seiner Verantwortung zu einer 
nachhalt igen Lebensweise motivieren. Die Orient ierungen sind: nachhalt ig 
konsumieren, sol idarisches Zusammenleben, ein neuer geist ig -ethischer Aufbruch. 
Ganz bewusst begreifen sie ihre Ini t iat ive als Erinnerung an Prozesse und 
Einsichten, die berei ts sei t  langem vorhanden sind. So argumentieren sie: "Wir 
brauchen nicht bei Nul l  anzufangen. Vieles bewegt sich paral lel  und manches könnte 
sich b ündeln, damit sich daraus eine 'kr i t ische Masse' ergibt."  Ihre Zielgruppe sind 
zun ächst die Menschen, denen die Widerspr üche zwischen ihrem Wissen, ihren 



Idealen und ihrer Lebensweise immer noch Ansporn für eine pers önliche 
Weiterentwicklung sind. Dabei geht es um Befreiung aus einem überholten 
Kulturmuster,  nicht um Verlust,  sondern um Gewinn an Lebensqual i t ät.  
Mit  der Betonung der Eigenverantwortung wi l l  die Basis -Bewegung jedoch 
keineswegs die Pol i t ikerInnen aus ihrer Verantwortung entlassen. Vielmehr geht es 
in gleichem Maße darum wieder radikaler als in den letzten Jahren die Umgestal tung 
der gesel lschaft l ichen Rahmenbedingungen einzufordern nach dem Motto: 'Wer 
pol i t ische Forderungen stel l t ,  ohne sein eigenes Leben zu verändern, ist  ein 
Heuchler;  wer nur sein eigenes Leben verändert,  ohne pol i t ische Forderungen zu 
stel len, ist ein Tr äumer. '   
 
Infos:  Projektb üro f ür Nachhalt igkeitsstrategien der Ökumenischen Gesel lschaft :  
Dietr ich-Bonhoeffer-Haus, Ziegelstr.  30, 10117 Berl in, Tel. :  030 -28303922; Fax: 030 -
28303925; e -mail :  agendabuero@tbx.berl inet.de   
 
Al l  d iese Gruppen und Ini t iat iven begrüßen, dass der Aspekt "Konsum und Lebensst i l  
nachhalt ig gestal ten" in die 10 Forderungen der Forums-Kampagne "Rio+10" f ü r 
Johannesburg aufgenommen wurde. Sie werden ihn in der Vorberei tung auf den 
Weltgipfel  mit  Leben und Akt ionen fül len.  
 
Sylvia Lorek  
 
Die Autorin ist Koordinatorin der AG Lebensweise des Forums Umwelt & Entwicklung 
 



Rundbrief IV/2001 . 

Handlungsbogen nach 10 Jahren geschlossen 

Grünes Licht für Inkrafttreten des Kyoto -Protokolls im 
nächsten Jahr 

 
Auf dem Klimagipfel in Marrakesch (COP 7; vom 29. Oktober bis 9. November 
2001) wurde der Weg f ür ein Inkrafttreten des Kyotoprotokolls geebnet. Nun 
kann eine neue Phase der Verhandlungenbeginnen. Viele stritt ige Fragen 
blieben bei diesem Gipfel jedoch weiterhin offen.   
 
Al le hatten es erwartet,  denn der Schwung durch die Einigung auf die Bonner 
Agreements im Jul i  war noch stark ausgeprä gt,  und die USA waren durch die 
tragischen Ereignisse am 11.9. so mit anderem besch äftigt, da ß sie auf dem 
Kl imagipfel  in Marrakesch auch nicht im Ansatz einen Gegenvorschlag zum Kyoto-
Protokol l  präsentieren konnten. Doch als am Morgen des 10. November nach der 
übl ichen durchverhandelten letzten Nacht1 der Konsens zu den Accords von 
Marrakesch (wie die dort erziel ten, gut zweihundert Seiten umfassenden Beschl üsse 
hei ßen) festgestel l t  wurde, war -  anders als in Bonn - keine Begeisterung zu 
vernehmen.  
Vermutl ich hatte sich diese aufgrund der knal lharten Verhandlungsf ührung Ru ßlands 
(und Kanadas) in den letzten Stunden nicht einstel len wol len. Denn der russische 
Unterhändler Bedri tzki  hatte zu dieser fortgeschri t tenen Zeit  durchgesetzt,  die als 
sakrosankt geltenden Inhalte des Bonner Agreements zu verä ndern. Er holte weitere 
16 Mio t C j ährl ich durch Senkenprojekte f ür sein Land heraus (obwohl manifest war, 
daß diese Zahl durch einen Rechenfehler zustande gekommen war).  So wurde eine 
separate, auf Ru ßland zugeschnit tene COP-Entscheidung gezimmert.  
Damit war der Weg frei fü r den notwendigen Konsens in der COP wie auch für die 
Ank ündigung Ru ßlands, das Kyoto - Protokol l  rat i f iz ieren zu wol len. Das Protokol l  
kann also in Kraft  treten, wenn die EU und Japan dem gleichtun, was bereits off iz iel l  
angek ündigt wird. Der Handlungsbogen von mehr als 10 Jahren intensiver 
Kl imaverhandlungen auf UNEbene ist endl ich geschlossen. Der Mult i lateral ismus hat 
sich ein weiteres Mal bewährt. Selbstverst ändl ich sind die Inhalte der zwei Wochen 
dauernden Konferenz damit ledigl ich im entscheidenden Finale angerissen. 



Viereinhalbtausend Tei lnehmer bei COP 7, und darunter vor al lem die 
zweieinhalbtausend Delegierten, waren die fast ganze Zeit  beschäftigt, die 
Verhandlungstexte so vorzubereiten, da ß sie verabschiedet werden konnten. Aus 
Bonn brachte man ein Paket entscheidungsreifer Vorlagen zu den Anl iegen der 
Entwicklungsl änder (wie die Etabl ierung dreier neuer Fonds oder zu 
Technologietransfer) und die Bonner Agreements mit ,  die minister iel le Vorgaben für 
d ie Kyoto-Mechanismen, für die Behandlung der Senken und die Erfü l lungskontrol le 
enthielten. Der Pr äsident von COP 6 beschwor die Delegierten in seiner 
Eröffnungsrede, das Paket aus Bonn nicht aufzuschn üren und die dort erziel ten 
Agreements nicht anzutasten (was auch abgesehen von dem erwä hnten Auftr i t t  
Ru ßlands befolgt wurde).  
 
Kyoto-Mechanismen   
Das betraf die zum einen Kyoto -Mechanismen (darunter zählen der Emissionshandel 
sowie die projektbezogenen Instrumente JI (Joint Implementat ion) und CDM (Clean 
Development Mechanism)).  Das Vorl iegen eines korrekten Treibhausinventars und - 
krypt ischer Formul ierung entsprechend -  das Unterwerfen unter die 
Erfül lungskontrol le ist Voraussetzung fü r die Tei lnahme an den Mechanismen. 
Kernkraftwerke bleiben weiter außen vor. Das Lobbying der 
Nichtregierungsorganisat ionen hinsicht l ich der Tei lnahme der Öffentl ichkeit  hat sich 
gelohnt:  Die Prozesse sind weitgehend transparent.  F ür die Buchhaltung der 
Emissionen -  jede Tonne bekommt eine Identi f ikat ionsnummer, die ihre Geschichte 
zurü ckverfolgen l äßt -  wurde eine weitere Kategorie RMU (Removal Unit)  eingef ührt,  
die Emissionen von Senkenprojekten labelt .  Nicht ben ötigte Emissionserlaubnisse 
aus der ersten Verpfl ichtungsperiode k önnen auf die zweite übertragen werden. 
Davon sind al lerdings RMUs ausgeschlossen. Die Aussagen zum Basisfal l  bei JI-
Projekten sind dü rf t ig,  und auch diejenigen zu CDM Projekten lassen den Betei l igten 
gro ßen Spielrä ume. Formal wird ein Projekt vom Executive Board (der in Marrakesch 
gewählt wurde) akzeptiert.   
 
Senken   
Bei den Senken wurde neben der erwähnten Konzession an Ru ßland die 
Berichtspfl ichten in der ersten Verpfl ichtungsperiode auf Drä ngen Kanadas und 
Japans (die sich vermutl ich die Option zum Erwerben preisg ünstiger 
Emissionserlaubnisse aus Rußland offen halten wol len) schwach angelegt. So f ühren 
Defizi te bei den Inventaren der Biosph äre nicht automatisch zum Ausschlu ß an der 
Tei lnahme bei den Kyoto Mechanismen.  
 
Erf üllungskontrolle   
Der Text zur Erfül lungskontrol le konnte, obwohl dabei v ölkerrechtl ich weitgehendes 
Neuland betreten wurde, noch vor den Verhandlungen im Ministersegment 



verabschiedet werden. Der große str i t t ige Punkt ist und bleibt die Frage der 
recht l ichen Verbindl ichkeit  (" legal ly binding") der Verpf l ichtungen. Nach der 
Interpretat ion von deutschen Delegierten war diese Frage in den Bonner Agreements 
nicht klar festgehalten worden, so daß auch Marrakesch keine weitere Klarheit 
brachte. Al lerdings ist  zu hinterfragen, was in Abwesenheit  einer "Weltpol izei" den 
Unterschied zwischen " legal ly binding" und dem jetzt erreichten Status ist .  
COP/MOP 1 wird hierzu weitere Beschl üsse fassen.  
 
Neue Verhandlungsphase eingeleitet   
In Marrakesch wurde nicht nur der Sack zur Rati f iz ierbarkeit  des Kyoto -Protokolls fü r 
die Industr iel änder zugebunden, sondern auch der Weg f ür eine neue Phase der 
Verhandlungen geebnet.  Mit  dem Verarbeiten der Ergebnisse des Dri t ten 
Sachstandsberichts des IPCC wurde begonnen, und dies wird die Nebenorgane und 
auch die COP im n ächsten Jahr besch äft igen. Wichtig ist es, da ß auf diese Weise 
die Operat ional is ierung von "Equity" und von Art.  2 der Kl imakonvention angegangen 
wird -  beides Schri t te, die eine wicht ige Vorbereitung f ür die Verhandlungen um die 
zweite Verpf l ichtungsperiode sind.  
 
Flug-  und Seeverkehr   
Ein Trauerspiel  war die Behandlung des internat ionalen Flug - und Seeverkehrs. 
Nachdem die EU eine progressive Intervent ion vorgelegt hatte, gab es nur noch 
Rückschl äge. Die USA (hier war sie zu vernehmen), Saudi Arabien (f ür G77 und 
China),  Japan und Kanada blockierten jeden Fortschri t t ,  so daß wieder nur eine 
nichtsagende Schlu ßfolgerung in SBSTA zustande kam. Es herrscht gro ße 
Ratlosigkeit  al lerorten, wie bei diesem Thema auf fr iedl iche Weise Fortschri t te 
erzielt  werden können.  
Nach 6 Jahren wurde auf das Anl iegen der Türkei,  als junges Industr ieland 
speziel ler Behandlung unterworfen zu werden, durch die Streichung ihres Namens 
aus dem Annex II  eingegangen. Kasachstan unternimmt weitere Schri t te in Richtung 
Annex I.  
Von Unternehmensseite war prakt isch nur die Ini t iat ive e -mission 55 wahrzunehmen, 
die sich f ür ein Inkraft treten des Kyoto -Protokol ls im nächsten Jahr ausspricht.  Offen 
ist  noch der Austragungsort von COP 8 (23.10. -  1.11.2). Indien hat Interesse an der 
Ausrichtung bekundet,  bis Ende November sol l  entschieden werden. Wie es derzeit  
scheint,  wird COP 9 (die vermutl ich gleichzeit ig COP/MOP 1 ist)  in St.  Petersburg 
statt f inden.  
 
Manfred Treber  
 
Der Autor ist  Kl ima-  und Verkehrsreferent bei GERMANWATCH und einer der 
Koordinatoren der AG Kl ima des Forums Umwelt  & Entwicklung. 1 für Eindr ücke zum 



Verhandlungsgeschehen siehe www.germanwatch.org/r io/c7 -kber.htm  



Im "Marrakesch-Express" nach Johannesburg  

Zum Stand der EU-Ratifikation des Kyoto -Protokolls  

 
Unbeachtet von der Weltöffentlichkeit ging am 10. November die dritte 
Weltklimakonferenz im Laufe eines Jahres zu Ende. Nun sind sie fertig, die 
Details des Kyoto-Protokolls. Angesichts der Zweifel über seine Zukunft,  
welche der Rückzug der USA vom internationalen Klimavertrag im M ärz 
heraufbeschworen hatte, ein allenthalben willkommener Abschluss.   
 
Die "Vertr äge von Marrakesch" br ingen gut 250 Seiten auf die Waage. Was dem 
Klimaschutzprotokol l  jetzt fehlt ,  ist  Leben. Doch vor das lang erwartete Inkraft treten 
haben die M ütter und V äter von Kyoto gewisse Bedingungen gestel l t .   
 
Wann tritt das Protokoll in Kraft?   
Bevor der Vertrag endg ült ig zu internationalem Recht werden kann m üssen erst eine 
ausreichende Anzahl Staaten den Vertrag rat i f iz iert  haben. Das bedeutet,  dass sie 
off iz iel l  erklären sich an seine Best immungen gebunden zu f ühlen. In den meisten 
Ländern ist f ür diese Zusage die Überfü hrung in nat ionales Recht bzw. die 
Zust immung des jewei l igen Parlamentes notwendig. Darauf folgt als formaler Schri t t  
ein Brief mit  entsprechendem Inhalt  an die "H üter" des Protokol ls, die Vereinten 
Nationen in New York.  
Mindestens 55 solcher Erklärungen sind erforderl ich. Eine Zusatzklausel besagt, 
dass durch diese Rati f ikat ionsinstrumente mindestens 55% der Kl imagase aus 
Industriel ändern, den Hauptverantwort l ichen f ür den Kl imawandel,  abgedeckt sein 
müssen, bevor der Vertrag (drei Monate sp äter) zu internat ionalem Recht werden 
kann (s. Art ikel  25 KP).  
 
Stand der Ratif izierung   
Wer also hat es in den vier Jahren seit  dem Ende der Konferenz von Kyoto geschafft  
diesen Schri t t  zu tun? Etwa die selbsterklärten Retter des Kl imas aus Europa, an 
ihrer Spitze gar die grüne Weltmacht Deutschland? Fehlanzeige.  
Die langen Verhandlungsjahre haben vor al lem eins bewiesen: Papier ist  geduldig. 
Vierzig Staaten haben bis dato rat i f iz iert,  davon jedoch nur zwei Industr iel änder: 



Rumä nien und die Tschechische Republ ik. Ohne die genaueren Ausführungen der 
vagen Best immungen des Protokol ls zu kennen, wol l ten sich nur wenige Staaten 
endg ült ig binden. Das Argument der Ungewissheit  ist  spätestens seit  dem 10. 
November obsolet.  
 
Die EU - Kommission: warten auf die Minister   
Wie also ist der Stand in der Europ äischen Union und ihren Mitgl iedsstaaten? 
Wiederholt  haben deren Regierungen im vergangenen Jahr ihren Wil len verkündet, 
dem Protokoll bis zum gro ßen Umweltgipfel  in Johannesburg im September 2002 
Leben einzuhauchen. Die Kl imapol i t ik der EU basiert  auf dem Prinzip, die 
angestrebten Ziele gemeinsam erbringen zu wol len. Die Staaten der EU haben 
dementsprechend das in Kyoto vereinbarte Ziel ,  ihre Treibhausgasemissionen um 
acht Prozent zur ückzuschrauben, intern neu vertei l t .  Aus diesem Grund ist auch die 
EG als rechtl icher K örper Vertragspartei,  und muss das Protokol l  rat i f iz ieren. 
Zumindest  d ie EU-Kommission hat ihre Hausaufgaben bisher ordent l ich gemacht.  
Gem äß der Vorgaben des EUGipfels im vergangenen Juni hat das Generaldirektorat 
(GD) Umwelt einen Entwurf f ür ein entsprechendes Rechtsinstrument erarbeitet,  
welches Kommissarin Wallström Ende Oktober ihren Kol legInnen aus den 
Mitgl iedsstaaten vorgelegt hat (COM(2001)579). Beim n ächsten EUUmweltministerat 
Mit te Dezember dü rfen diese nun das Papier off iz iel l  annehmen. M öglich, wenn auch 
wesent l ich spä ter,  wäre auch noch der darauf folgende Ratstermin im M ärz.  
Der Entwurf der Kommission hält  die Mitgl iedsstaaten dazu an, ihre Bereitschaft  zur 
Rati f iz ierung bis Mitte Apri l  mitzutei len, al ler letzte "Abgabefr ist" ist  der 14. Juni.  
Dieser Termin, drei Monate vor dem Gipfel in Johannesburg, ist  f ür die gemeinsame 
EU-Rati f iz ierung vorgesehen. Abgesehen von dem Einhalten des angepei l ten 
Zeitplans steht vor al lem der hohe symbolische Wert hinter dem Wunsch, dass al le 
15 EU -L änder gleichzeit ig rat i f iz ieren sol len. Dies diente als wichtiges Argument, 
warum bisher kein Mitgl iedsstaat al lein rat i f iz iert  hat,  obgleich es daf ür keine 
zwingende rechtl iche Grundlage gibt.   
Welchem Procedere der Entwurf auf dem Weg durch die EU- Insti tut ionen folgen 
wird, ist  bisher unklar.  Die Kommission hat ein einfaches Konsultat ionsverfahren 
vorgesehen. Sol l ten jedoch EU-Parlament oder die Minister auf dem 
Mitentscheidungsverfahren bestehen, k ö nnte der Vorgang langwierig werden und die 
EU die angepei l te Marke Juni 2002 verfehlen.  
 
Die Mitgliedsstaaten: 15 verschiedene Verfahren  
In  den EU-Staaten selbst ist  das Bi ld gemischter.  15 L änder bedeuten 15 
verschieden Sit ten und in diesem Fal l  auch unterschiedl iche recht l iche Regelungen. 
Das Bonner Abkommen vom Jul i  hatte bereits fü r erste Dynamik gesorgt.  Auch 
diejenigen EU -Staaten (Belgien, Finnland, Griechenland, Spanien, Portugal,  
Schweden), welche bisher nur unzusammenh ängende oder veraltete Klimapl ä ne 



besa ßen, haben ihre Versä umnisse nachgeholt  und Umsetzungsstrategien erarbeitet.  
Fortschri t te gibt es auch im Rati f ikat ionsprozess. In Frankreich und D änemark haben 
die nat ionalen Parlamente bereits vor einiger Zeit  ihren Regierungen die 
Zust immung zur Rati f iz ierung ausgesprochen und warten auf Nachahmer. Luxemburg 
könnte im Dezember der Dri t te im Bund werden. In Deutschland sol l  ein vom BMU 
erarbeiteter Gesetzentwurf noch vor Weihnachten vom Kabinett  verabschiedet und 
an Bundestag und Bundesrat weitergegeben werden. In Gro ßbri tannien, welches sich 
wie die BRD seinem Reduktionsziel bereits angen ähert hat,  dauert die Prozedur 
ef fekt iv nur drei  Wochen, eine formel le Bestät igung des Parlaments ist nicht 
notwendig.  
Das im Vergleich dazu notorisch langwierige belgische Verfahren, welches neben 
den f öderalen Kammern auch die Zustimmung der Regionalparlamente vorsieht,  
brauchte im Fal l  der Kl imarahmenkonvention ganze vier Jahre f ür die Rati f iz ierung. 
Als Inhaber der EU -Präsidentschaft  haben sich Wallonen und Flamen jedoch redl ich 
bem üht, den Prozess zu beschleunigen, dessen Abschluss f ür Anfang 2002 
vorgesehen ist .   
Die gr ößten Sorgen bereitet derwei l  I tal ien, welches sich seit  Jahren schwer tut,  
eine seiner Wirtschaftsst ärke entsprechende Kl imapoli t ik zu betreiben. Mit der 
Amts übernahme von Rechtspopul ist  Berlusconi,  der in vielen Themen US -Pr äsident 
Bush nä her steht als seinen EU-Kol legen, schien sich diese Haltung zu best ärken. 
Bislang fä l l t  Rom vor al lem durch Untätigkeit auf, w ährend es off iz iel l  auf Bewegung 
in Brüssel  wartet .  In einem internen EU-Papier warnten die I tal iener, ihre 
Ratif izierung k önne nicht vor der Konferenz in Johannesburg absolviert  werden. 
Diese Blockadetakt ik steht in klarem Widerspruch zu erklär ter  EU-Pol i t ik und darf 
von den anderen Mitgl iedsstaaten auf keinen Fal l  toler iert  werden. Auch die 
Niederlande haben noch einen Stein aus dem Weg zu räumen. Nach der Konferenz 
von Kyoto machten sie ihr Verhalten von der Tei lnahme der USA und Japans 
abhä ngig. Diese angesichts der momentanen Situat ion hinfäl l ige Klausel wird von 
der konservativen Opposit ion verteidigt,  Experten sehen jedoch einen l ösbaren 
Konfl ikt.   
Spanien gehörte ebenso zu den Nachz üglern in Sachen Kl imapoli t ik und deutete 
sogar insgeheim an, die interne Lastentei lung der EU nachverhandeln zu wol len. Mit  
dem im Januar beginnenden spanischen EU -Vorsitz d ürf ten diese Anwandlungen 
gebannt sein. Unklar bleibt vorerst,  ob einige Staaten darauf insist ieren werden, das 
bestehende Abkommen in einem zus ätzl ichen Rechtsdokument weiter zu 
formal isieren, und ob eine solche Konkret is ierung vor der gemeinsamen 
Rati f iz ierung statt f inden m üsse. Angesichts des Wirbels, das dieses "hei ße Eisen" 
heraufbeschw ören k önnte, kann jedoch kaum ein Mitgl iedsstaat größeres Interesse 
an einer verfrühten Diskussion haben.  
 



Der Weg nach Johannesburg   
Der Weg f ür die n ächsten Monate ist  also klar vorgegeben, auch wenn er die 
Europ äer noch einige Anstrengungen kosten wird. Die EU-Mitgliedsl änder und ihre 
Partnerstaaten aus Mittel -  und Osteuropa verursachten im entscheidenden Basisjahr 
1990 zusammen gut 32% der Treibhausgasemissionen in Industr iel ändern. Um die 
obengenante Kyoto -Klausel zu erfül len, fehlen daher noch mindestens 23%. Mit dem 
von Präsident George W. Bush im M ärz verk ündeten R ückzug der USA vom Kyoto -
Protokol l  werden diese nur mit  Anstrengungen erreicht werden, denn der weltgrößte 
Emittent verbuchte mehr als ein Dri t tel  auf sich. Im entsprechendem Ma ße wuchsen 
damit die Rol len von Japan (8,5%) und der Russischen Föderation (17,4%). Beiden 
machten die Europ äer in den Verhandlungen entsprechende Zugest ändnisse. 
Umweltminister Tri t t in bot den Japanern gleich einen Wettstreit  darum an, wer die 
Ziel l inie Rati f ikat ion als erster erreichen m öge.  
Tatsächlich erkl ärte der japanische Ministerpräsident Koizumi nach dem Ende der 
Marrakesch -Konferenz umgehend, das Japan nun z ügig zur Rati f iz ierung schreiten 
werde. Über den Zeitpunkt der ebenfal ls angek ündigten, unabdingbaren russischen 
Zustimmung ranken sich vergleichsweise größere Zweifel .  In einem gemeinsamen 
Statement zum EU -Russland- Gipfel  im Oktober l ieß jedoch auch Präsident Putin 
verlauten, dass er sich f ür ein fr ühes Inkraft treten einsetze. Momentane Pl äne sehen 
als weiteren Anreiz vor, dass die entsprechende erste Kl imakonferenz nach diesem 
Ereignis in Russland stattf inden k önnte.  
Soweit  es also die pol i t ischen Bedenken gegen eine Rati f iz ierung betr i f f t ,  hat der 
"Marrakesch -Express" den schleichenden Kyoto -Zug wieder in Fahrt gebracht hat.  
Jetzt m üssen Worten Taten folgen. Ein halbes Jahr vergeht schnel l  in legislat iven 
Prozessen, und die Zeit drängt, wenn das Momentum des Erdgipfels genutzt werden 
sol l .  Die EU steht in der Pfl icht.  Eine schnel lstm ögliche und unkomplizierte 
Rat i f iz ierung al ler Mitgl iedsstaaten hat oberste Prior i tät.  Erst wenn das Protokoll  
wirkl ich in kraft  tr i t t ,  haben die Kl imaverhandlungen ihren Nutzen bewiesen.  
 
Matthias Duwe  
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Entwicklungsländer zu "Entwicklungsrunde" 
gezwungen  

Vierte Ministerkonferenz der WTO in Doha/Katar 

 
Mit mehr als 24 Stunden Verspätung und nach über 30 Stunden andauernden 
nahezu ununterbrochenen Verhandlungen wurde auf der vierten 
Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation (WTO) in Doha/Katar, die 
Ministererklärung beschlossen. EU setzte sich in Doha mit ihren Forderungen 
nach einer umfassenden Verhandlungsrunde der WTO weitgehend durch. 
Entwicklung und Umweltthemen waren jedoch die Verlierer.   
 
Obwohl gerade die EU im Vorfeld nicht m üde wurde zu betonen, dass es sich dabei 
um eine "Entwicklungsrunde" handeln sol l te,  waren es vor al lem die 
Interessenkonfl ikte mit zahlreichen Entwicklungsl ändern voran der Like-minded 
group um Indien, Pakistan und karibische Staaten sowie der afr ikanische Gruppe, 
die einen frü heren Abschluss der Verhandlungen verhinderten.  
Zu Anfang wurde das bei vorherigen Konferenzen heft ig kr i t is ierte "greenroom-  
Verfahren", bei dem "wicht ige" Staaten auf Einladung des Vorsi tzenden hinter 
verschlossenen Tü ren verhandeln und das Ergebnis vom Rest der Mitgl ieder nur 
noch absegnen lassen, vermieden. Statt  dessen wurden zu den str i t t igen Fragen 
"faci l i tators" benannt, die Vorschlä ge der Mitgl ieder sammelten und zur Moderat ion 
von Diskussionen zur Verfügung standen. W ährend auch dies zun ächst wegen der 
intransparenten Auswahl der faci l i tators kr i t is iert  wurde, sahen gerade viele 
afr ikanische Länder in den von den NGOs so bezeichneten "green -men" einen 
Fortschri t t .  Der nach diesem Verfahren am Dienstag entwickelte neue Entwurf für die 
Ministererklärung wurde jedoch von EU -Handelskommissar Lamy scharf zurück 
gewiesen: Er sei schlechter als der vor der Konferenz erarbeitete Entwurf und 
spiegele die Ziele der EU in keiner Weise wider. Die darauf folgende Nacht wurde in 
einem "green room" mit  zwanzig "repräsentat iven" Staaten verhandelt ,  und Mittwoch 
Vormit tag ein neuer Entwurf  vorgelegt,  der dann schl ieß l ich unverändert 
verabschiedet wurde. Darin haben sie die EU und die USA mit ihren zentralen 
Forderungen durchgesetzt:   



 
Singapur-Themen   
Die Erklärung enth ält  den Beschluss, Verhandlungen ü ber die vier sogenannten 
Singapur -  Themen (Invest i t ionen, Wettbewerbsrecht,  Transparenz in öffentl ichem 
Beschaffungswesen und administrat ive Vereinfachungen beim Grenz übertr i t t  von 
Waren) aufzunehmen. Dies sol l  zwar nicht,  wie von der EU gefordert,  sofort  
geschehen sondern erst nach der nächsten Ministerkonferenz in knapp zwei Jahren, 
bis dahin sol l  aber intensiv über die Modali tä ten dieser Verhandlungen diskut iert  
werden, die dann auf der Konferenz einst immig beschlossen werden müssen.  
Dies schafft f ür die kr i t ischen Entwicklungsländer eine Art "Notausgang": Die 
Verhandlungen können nicht beginnen, wenn keine Einigung über die Modali t äten 
erziel t  wird. Dies stel l te der Vorsi tzende der Konferenz noch einmal ausdrücklich 
klar,  bevor die Deklarat ion verabschiedet wurde. Indien, Kenia und Jamaika hatten 
dies mit Unterstü tzung von sieben weiteren Entwicklungsländern zur Bedingung f ür 
ihre Zust immung gemacht.  Es würde al lerdings pol i t isch au ßerordentl ich schwierig, 
die Verhandlungen in zwei Jahren noch abzulehnen, nachdem sie grunds ätzl ich 
schon beschlossen sind.  
 
Umsetzungsprobleme   
Die Like -Minded Group und andere Entwicklungsländer konnten sich mit ihrer 
Forderung, die Probleme mit  der Umsetzung der bestehenden Abkommen vor der 
Aufnahme neuer Verhandlungen zu l ösen, nicht durchsetzen. Es wurde zwar eine 
Deklarat ion zu dem Thema verabschiedet, sie enth ält al lerdings nur Pr üfund 
Berichtsaufträge an verschiedene WTO -  Gremien und unverbindl iche Aufforderungen 
an die Industriel änder bei der Anwendung der Best immungen f lexibler zu sein. Der 
einzige Punkt,  der konkrete Verbesserungen gebracht h ätte, die schnel lerer 
Erhöhung der Quoten für Texti l importe, wurde auf Druck vor al lem der USA zur 
Diskussion an die WTO-Gremien verwiesen. Dort wird das Thema seit  Jahren 
ergebnislos diskut iert .  Zur Klarstel lung des Anti-Dumping und des 
Subventionsabkommens werden Verhandlungen aufgenommen.  
 
Agrarverhandlungen  
Im Paragraphen zu den Agrarverhandlungen sperrte sich die EU auf Druck 
Frankreichs bis zuletzt gegen die Formulierung, über "die Reduktion von 
Exportsubventionen mit  Bl ick auf deren Auslaufen" zu verhandeln. Die Zust immung 
hierzu diente als Faustpfand, um die Entwicklungsländer zur Zustimmung zu den 
Singapur-  Themen zu bewegen. Für Entwicklungsländer bietet der Paragraph 
immerhin eine Grundlage, um weitergehende Regelungen zum Schutz der 
Ernährungssicherheit  zu fordern.  
 
Abbau von Zöllen   



Verhandlungen über den Abbau von Zö l len auf nicht landwirtschaft l iche Produkte 
wurden ebenfal ls beschlossen. Von der Forderung der am wenigsten entwickelten 
und der afr ikanischen L änder, dies erst zu tun wenn sie die Auswirkungen auf ihre 
durch frühere Zol lsenkungen schon stark geschrumpfte Industr ie absehen k önnen, 
bl ieb die Zusicherung, sie bei der Analyse während der Verhandlungen zu 
unterstü tzen.  
 
TRIPS-Abkommen   
Der  größte Erfolg der Entwicklungsländer ist  die separate Deklarat ion zum TRIPS -
Abkommen (zum Schutz geist iger Eigentumsrechte) und öffent l iche Gesundheit .  Sie 
geht zwar über das bestehende Abkommen nicht hinaus, legt aber die Bestimmungen 
zu Zwangsl izenzen bei Epidemien und zu Paral lel importen in deren Sinne aus, so 
dass die Versorgung mit  preiswerten Medikamenten einfacher wird. Mit  der 
Zust immung zu einer neuen umfassenden Verhandlungsrunde ist  dieser Fortschri t t  
al lerdings teuer erkauft.   
Umweltthemen   
Der EU ist  es zwar erstmals gelungen, das Umwelt thema als 
Verhandlungsgegenstand zu etabl ieren, al lerdings nur um den Preis einer tei lweise 
ans L ächerl iche grenzenden, und tei lweise gefä hrl ichen Agenda. Von ihrer 
umfassenden Agenda ist nur noch die Klä rung des Verhältnisses zwischen der WTO 
und mult i lateralen Umweltabkommen gebl ieben.  
Die eigent l ich problematische Frage, wie mit  Staaten umzugehen ist ,  die Mitgl ied der 
WTO, nicht aber best immter Umweltabkommen sind, darf  jedoch ausdrückl ich nicht 
behandelt  werden. Zudem sol l  über die Zusammenarbeit  der Sekretariate verhandelt  
werden. Gefahren drohen bei den beschlossenen Verhandlungen zum Abbau von 
Zöl len und anderen Handelshemmnissen auf Umweltg üter und -  dienst leistungen. 
Wasserversorgung und Abfal lbehandlung gelten als Umweltgü ter. Die Liberal isierung 
dieser Sektoren bietet mehr Gefahren als Chancen für die Umwelt .  Posit iv zu 
bewerten sind dagegen die Verhandlungen zur Senkung der Fischereisubventionen.  
 
Vorwurf des Protektionismus   
Es kann eigentl ich auch nicht überraschen, dass die Entwicklungsl änder den 
Themen Umwelt und soziale Entwicklung mit so großer Ablehnung begegnen, wenn 
die Industr ielä nder gerade in den natur-  und arbeitsintensiven Sektoren 
Landwirtschaft und Texti l  und Bekleidung kaum zu Zugestä ndnissen bereit  sind..  Der 
Verdacht, hier sol le ein alter Protekt ionismus nahtlos durch einen neuen ersetzt 
werden, ist  zwar z.B. bei den aktuel len Vorschl ägen der EU sachl ich unbegrü ndet, 
aber nahel iegend.  
EU und USA bestimmten Agenda  
Anders als in Seatt le ist  es EU und USA dieses mal gelungen, eine umfassende 
Verhandlungsrunde durchzusetzen. Die Anl iegen der Entwicklungsl änder spielen 



dabei nur eine Nebenrol le. Die Rhetorik von der "Entwicklungsrunde" die von der EU 
immer noch bemüht wird, ist  angesichts der inhaltslosen Erklärung zur 
Implementierung v öl l ig unangemessen. Die erreichten und zu verhandelnden 
Klarstel lungen bei TRIPS, Anti -Dumping und Subventionen mussten die 
Entwicklungsl änder mit  der Zust immung zu Verhandlungen über die Singapur-
Themen erkaufen, und in harten Verhandlungen verteidigen. Dagegen werden ihre 
grundlegenden Forderungen wie die nach der Überarbeitung des TRIPS gar nicht 
aufgegri f fen. Dass vor al lem die EU auf den greenroom Prozess und massiven 
diplomatischen Druck zurück greif t ,  wenn mit part iz ipat iveren Verfahren kein 
Ergebnis in ihrem Sinne erreicht werden kann, ist  eigent l ich ein Skandal.  Dass 
überhaupt einige Themen der Entwicklungsl änder behandelt  werden, ist  dem in den 
letzten Jahren gewachsenen Selbstbewusstsein und einer besseren Koordinat ion 
untereinander zu verdanken. Diese Konferenz war damit hoffent l ich die letzte, bei 
denen es den Industr iel ändern letzt l ich doch gel ingt,  den Ausgang in dieser Weise 
zu best immen.  
 
Tobias Reichert  
 
Der Autor ist  Mitarbeiter der Projektstel le Handel und Koordinator der AG Handel im 
Forum Umwelt & Entwicklung.  



Der erste Deutsche Waldgipfel zeigt Bewegung 
der Deutschen Forstwirtschaft 

Biodiversit ätskonvention soll  im April  2002 globale 
Urwaldkrise angehen 

 
Am 23./24. Oktober 2001 fand in Bonn/Bad Honnef der 1. Deutsche Waldgipfel 
statt.  Der Gipfel stand unter dem Motto "Nachhaltigkeit - Ein 
Generationsvertrag mit der Zukunft". Umweltorganisationen bewerten die 
erzielten Konsens -Ergebnisse zu "Urw äldern von morgen" und Zertif izierung als 
Erfolg.   
 
In den jahrelangen, forstpol i t ischen Auseinandersetzung um eine glaubwürdige 
Waldzert i f iz ierung, und damit einer Kontrol le ökologischer und sozialer Kri ter ien im 
Waldbetr ieb, hatte der Deutsche Forstwirtschaftsrat seine Führungsrol le verloren 
(vgl.  Auszug aus der Rede von Mart in Kaiser).  Mit dem Waldgipfel bestand die 
Chance die konservat ive Forstwirtschaft  für die gesel lschaft l ichen Belange wieder zu 
öffnen und in dessen Folge die gemeinsamen Anl iegen umzusetzen. Die Rol le des 
internat ionalen Holzhandel und dessen Auswirkungen auf die Abholzung der letzten 
Urwaldgebiete m üssen erkannt werden, wenn es eine nachhalt ige Entwicklung der 
deutschen Forstwirtschaft  geben sol l .  Darauf machte Greenpeace mit  einer Akt ion 
vor dem Tagungsgebä ude in Bad Honnef aufmerksam.  
 
Umweltorganisationen zeigten Konsequenz  
Im Vorfeld drohte die Einbeziehung der Umweltorganisat ionen zu scheitern, da der 
DFWR (Deutscher Forstwirtschaftsrat) sich in zwei zentralen Fragen nicht bewegen 
wol l te: Die Eignung der von den Umweltorganisat ionen und Gewerkschaften 
unterst ützten FSC Zert i f ikat (Forest Stewardship Council)  f ür al le Waldbesitzer und 
die Umsetzung der Empfehlungen des Sachverst ändigenrates f ür Umwelt fragen zum 
Waldnaturschutz. Letzterer hatte 10% Naturschutzvorrangflä chen und davon 5% 
forst l ich ungenutzte Fl ächen gefordert;  zus ätzl ich 2 -4% naturnahe Waldrä nder. Nur 
durch die konsequente Haltung der Umweltorganisat ionen im Vorfeld sowie zu 
Beginn des Waldgipfels als auch die darauf folgende Kompromissbereitschaft der 



Arbeitsgemeinschaft  Deutscher Waldbesitzerverbände konnten schl ieß lich in den 
zwei Punkten Zustimmung erfolgen. Da mussten dann auch einige 
Landesforstverwaltungen den Konsens mit tragen. Leider haben diese, al len voran 
Bayern,  Baden-Württemberg und Hessen, bis heute nicht unterschrieben. Die 
Umweltorganisat ionen haben deshalb ihre Unterstü tzung von einer Nachzeichnung 
dieser Verwaltungen abhängig gemacht.  
 
Suche nach internationalen Antworten nötig  
Staatssekretä r Mathias Berninger vom Verbraucherschutzminister ium, zuständig für 
Waldpol i t ik,  hob in seiner Rede die Einbindung der Forstwirtschaft  in 
gesel lschaft l iche und internat ionale Rahmenbedingungen heraus. In den Bereichen 
Luftschadstoffe, Zerschneidung von Waldf l ächen durch Infrastrukturprojekte und 
durch Emissionen im Bereich der Landwirtschaft  werden Wald ökosysteme zu stark 
belastet. Da steuert das Ministerium "K ünast" dagegen. Der Holzhandel sei 
international ausgerichtet,  deshalb m üssen auch internat ionale Antworten gefunden 
werden. Neben dem FSC, den er sehr begrüßte, m üsse auch der Urwaldgipfel  im 
Apri l  2002 genutzt werden, um dem internat ionalen Raubbau wirkungsvol l  zu 
begegnen. In diesem Zusammenhang unterstützte der 1. Deutsche Waldgipfel in 
seiner Abschlusserklä rung die Stärkung der Biodiversit ätskonvention (CBD) zum 
internat ionalen Urwaldschutz.  
 
Konsens zu Zert i f iz ierung   
Auf dem Waldgipfel  wurde am Nachmittag des ersten und Vormit tag des zweiten 
Tages in vier Arbeitsgruppen gearbeitet.  Besondere kontrovers wurden "Naturschutz 
und Wald" und "Forstwirtschaft  als Wirtschaftsfaktor",  wo es nach Vorgesprächen zu 
einer Konsens -Formul ierung zu Zert i f iz ierung kam: "Der 1. Deutsche Waldgipfel  
spricht sich fü r eine Zert i f iz ierung der Forstbetr iebe in Deutschland auf der 
Grundlage internat ional anerkannter Systeme aus. Die Umweltverb ände anerkennen 
die Bemü hungen und Fortschri t te der deutschen Forstwirtschaft zu einem al lgemein 
anerkannten Zert i f iz ierungssystem zu kommen.  
Der DFWR erkennt die Eignung des FSC und des PEFC (Pan-Europä ische 
Forstzert i f iz ierung) als Zert i f iz ierungssysteme f ür Waldbesitzer al ler Arten in 
Deutschland an.  
Der 1. Deutsche Waldgipfel  fordert  al le Betei l igten auf die Existenz der beiden 
Zert i f iz ierungssysteme zu toler ieren, sieht aber Unterschiede in System, Verfahren 
und Standards."  
Endl ich hat der Deutsche Forstwirtschaftsrat die Eignung von FSC für Waldbesitzer 
al ler Art anerkannt. Bemerkenswert ist auch, dass der Pr ä sident der AGDW 
(Arbeitsgemeinschaft  Deutscher Waldbesitzerverbände), Prinz Salm -  Salm, in der 
Arbeitsgruppe die Eignung von FSC auch f ür den Kleinprivatwald anerkannt hat.  Ein 
fast schon histor ische Aussage nach al l  den Jahren, wo FSC in die Ecke der v.a. 



kommunalen Gro ßwaldbesi tzer gedrängt wurde.  
 
Streit um Nationalpark "Kellerwald"   
In der Naturschutz -Debatte wurde vor und während dem Waldgipfel die Rolle der 
langj ährigen Auseinandersetzungen um den einzurichtenden Nationalpark ?
Kel lerwald'  deut l ich. Das Land Hessen verhinderte, dass sich der Waldgipfel  für das 
längst fä l l ige und fachl ich nie umstr i t tene Großschutzgebiet für einen Buchenwald im 
Mittelgebirge auf saurem Gestein ausspricht.  Hessen hat deshalb auch als einziges 
Bundesland die Zust immung zu 10% Naturschutzvorrangflä chen im Wald auch mit  
dem Instrument des Nationalparks verweigert. Dabei ist die 
Schutzgebietskategorie ?Nationalpark'  im hessischen Naturschutzgesetz verankert.  
Die pers önl ichen Interessen und fachl iche Inkompetenz der Vertreter der hessischen 
Forstverwaltung standen da einem Konsens im Wege.  
 
Rückzieher bei Unterzeichnung   
Zum Ende der Veranstaltung, als die Unterzeichnung anstand, machten einige große 
Landesforstverwaltungen einen Rückzieher.  Und das war schon bemerkenswert:  
Nicht die Waldbesitzerverb ände und die Umweltorganisat ionen standen sich 
gegens ätzl ich gegen ü ber,  sondern die Landesforstverwaltungen von Bayern, Baden-
Württemberg und Hessen gegen den Rest der Wald-Interessenvertretungen. Trotzt 
monatelanger Vorbereitung des Waldgipfels, wo besagte Bundesl änder Mitgl ied sind, 
sahen sich die Landesforstchefs nicht in der Lage zu unterschreiben und verwiesen 
auf die Unterschri f t  des DFWR. Mit einer Briefakt ion wi l l  nun der DFWR die 
rest l ichen Unterschri f ten einfordern. Denn einige Landesforstverwaltungen 
unterschrieben bereits auf dem Waldgipfel .   
Nicht in al len waldpol i t ischen Fragen konnte ein Konsens gefunden werden. 
Weiterhin bestehende Dissenspunkte, zum Beispiel  der Verzicht auf Pest iz ide und 
die Bevorzugung heimischer Baumarten in deutschen W äldern, sol len im Rahmen 
des vom Bundesminister ium für Verbraucherschutz (BMVEL) moderierten Nationalen 
Waldprogramms weiterverhandelt  werden.  
 
Forstwirtschaft ist offen für die Gesellschaft   
Doch hat der 1. Deutsche Waldgipfel  gezeigt,  dass sich die Forstwirtschaft  in die 
Gesellschaft wieder öffnen kann und durch den FSC etabl ierte Prozesse mit  anderen 
relevanten Gruppen nutzen kann, um gemeinsame Posit ionen und dann später auch 
Forderungen formulieren zu k önnen. Der Gipfel hat auch sehr deutl ich die Linie 
zwischen Erneuerern und Blockierern aufgezeigt.  W äre dies früher transparent 
geworden, h ätte evt l .  beispielsweise der Irrweg PEFC vermieden werden kö nnen. Im 
Rahmen des nat ionalen Waldprogramms sol len nun die Ergebnisse eingebracht 
werden, die offenen Punkte weiter diskut iert  werden. Paral lele Prozesse sind auf 
Dauer v.a. für die Umweltorganisat ionen zu aufwendig, um diese konstrukt iv 



begeleiten zu k önnen. Dem Wald ein Forum zu geben war ein wicht iges Anl iegen des 
DFWR. Nur schade, dass ein solcher Gipfel  zur Zeit  kaum öffent l iche Beachtung 
f indet.  Nach den Konsensen auf dem Papier muss nun versucht werden die 
Ergebnisse in waldrelevante Ma ßnahmen umzusetzen. Daran ist  dann der wirkl iche 
Erfolg des 1. Deutschen Waldgipfels zu messen. Die Umsetzungsdebatten sol len nun 
im Rahmen des Nationalen Waldprogramms diskut iert  werden. Da müssen dann auch 
die Bundesländer in die Pfl icht genommen werden. Der n ächste Runde Tisch sol l  
mit  ?Biodiversi tät und Wald' befassen. Da gi l t  es nun auch die internationalen 
Vereinbarungen der Biodiversi tätskonvention und von Natura2000 sowie die 
Ergebnisse des 1. Deutschen Waldgipfels umzusetzen.  
 
Mart in Kaiser  
 
Der Autor ist Mitarbeiter bei Greenpeace/ Waldbereich.  
 
 
" . . .Als Prä sident Ihlaender im Winter zum 1. Deutschen Waldgipfel eingeladen hatte, 
schien es, als ob die Dachorganisat ion der deutschen Forstwirtschaft  in den 
zentralen Fragen der forstpol i t ischen Diskussion einen notwendigen Schri t t  nach 
vorn tun wol l te.  
Der DFWR hatte ja in den letzten Jahren seine Meinungsführerschaft zu Waldfragen 
verloren. Und zwar deshalb, wei l  s ich bei der Suche nach Lö sungen im Bereich 
Waldnaturschutz, gute forstwirtschaft l iche Praxis und glaubw ürdige Zert i f iz ierung die 
"hardl iner" durchgesetzt haben. Und die k önnen sich mit ihren Konzepten aus der 
Klamottenkiste nicht mehr den Herausforderungen der Zeit  stel len: Dazu geh ören, 
wie schon zum Tei l  von meinen Vorrednern genannt,  die Global is ierung der 
Holzmärkte, Sicherung ökologischer und sozialer Mindeststandards, enorme 
Vergrößerung der Forst - und Holzindustr ieeinheiten mit  Preis-  und Sort imentsdiktat,  
Mechanisierung der Forstwirtschaft  zu Lasten der Arbeitspl ätze im l ändlichen Raum, 
Nord -S üd-Verantwortung, die angespannte Situat ion öffentl icher Haushalte und in 
deren Folge die Tendenz zur Privat isierung.  
Auch, um die konkreten ökologischen Herausforderungen der Forstwirtschaft  
anzugehen, waren und sind Lösungen gefragt. Mit der Baumartenwahl, dem 
Biotopholzantei l ,  der zulä ssigen Kahlschlaggröße, den Referenzfl ächen, dem 
Pestizideinsatz und der fü r den naturgem äßen Waldbau kontraprodukt iven 
Troph äenjagd sind nur einige kontroverse Themen der vergangenen Jahre genannt."  
 
Auszug aus der Rede auf dem 1. Deutschen Waldgipfel im Namen der 
Umweltorganisationen von Mart in Kaiser, Greenpeace  



Mit allen Wassern gewaschen... 

von der 5. Konferenz der Vertragsstaaten der UN 
Desertif ikationskonvention 

 
Auch auf der fünften Konferenz der Vertragsstaaten (VSK) der UN 
Desertif ikationskonvention in der ersten Oktoberhälfte in Genf standen 
prozessuale Fragen gegen über den inhaltlichen Fragen der 
Desertif ikationsbekämpfung wieder einmal im Vordergrund. Und wie immer 
zeigten die Verhandler aus den 176 Beitrittsl ändern, dass sie in punkto 
Verhandlungstaktik -  ganz im Gegensatz zu dem Sujet ihrer Konferenz -  mit 
allen Wassern gewaschen sind.   
 
Nach einem gem ächl ichen und wie gewohnt organisator isch chaotischen Start  
stauten sich gegen Ende der zweiten Woche die anstehenden Entscheidungen 
(einschlie ß l ich der ums Sekretariatsbudget),  dass die Konferenz erst nach 
durchmachter Nacht und unter der Androhung einer Sonderkonferenz verspätet zu 
Ende gebracht werden konnte.  
 
Wesentliche Ergebnisse sind   

l Die Einr ichtung eines neuen Nebenorgans zur Überprüfung der 
Konventionsumsetzung (CRIC: Committe for the Review  

l of the Implementat ion of the Convention).   
l Eine Reform des al lgemein als ineff iz ient arbeitenden wissenschaft l ich -

technischen Ausschusses (CST: Committe on Science and technology)  
l Die Unterstü tzung der Einr ichtung eines Förderbereichs 

"Desert i f ikat ion" ( focal area, nicht window) in der globalen Umweltfazi l i t ät 
(GEF: Global Environmental Faci l ty)  

l Ein erstmal ig themenzentr ierter Pol i t ikdialog (Ministerebene) um 
Zusammenh änge von Armuts-  und Desert i f ikat ionsbek ämpfung;  

l bescheidene "mainstreaming"-Beiträge der NGO mit Bl ick auf eine 
zunehmende operat ive Akzeptanz der Bedeutung der zivi lgesel lschaft l ichen 



Akteure sowie insgesamt eine st ärkere an inhalt l ich -  pragmatischen 
Fragestel lungen des Verhandlungsgeschehens or ient ierte NGO-Mitwirkung  

l die Erh öhung des Zwei jahres (Kern -) Budgets des Konventionssekretar iats um 
knapp 17% auf USD 16,2 Mio.  

 
 
Mechanismus zur Überpr üfung der Umsetzung der Konvention (CRIC)   
Die von den G77 -Staaten in jahrelangem Ringen geforderte Einr ichtung, quasi eine 
Mini -Vertragsstaatenkonferenz, wird u.a. den j ährl ichen Sitzungsturnus auf der 
internationalen Ebene aufrecht erhalten und sol l  die Umsetzung der Konvention f ür 
die VSK anhand der Lä nderberichte thematisch und regional aufbereiten.  
In Genf erst einmal "Vorl äufigkeit" verhandelt.  Die Konferenz wird in 2007 das 
Nebenorgan auf seine Zweckmäßigkeit überprüfen. Die Mitgl iedschaft ist offen. Das 
CRIC wird jeweils zwischen den ab jetzt im zweij ährl ichen Turnus statt f indenden 
VSK sowie w ährend dieser tagen.  
Die intersessionals werden 2 Wochen dauern. Die erste Sitzung des CRIC ist f ür den 
18-29.11.2002 in Bonn vorgesehen.  
 
Reform des wissenschaftlich -technischen Ausschusses (CST)   

Bereits seit  einiger Zeit  beanstandeten viele die geringe Eff iz ienz des CST. Der 
Reformbeschluss sieht vor, dass statt  der bisher 3 ad hoc Arbeitsgruppen (mit max. 
12 Mitgl iedern) eine max. 25 -köpfige Expertengruppe arbeiten sol l .  Die dadurch 
mögl iche Kontinuität  und Selekt ion der Mitgl ieder der Expertengruppe sol l  Qual i tät 
die Arbeit  des CST auf einen neue Stufe br ingen, und dürfte gegen über dem was in 
der Vergangenheit  z.T. geboten wurde nicht schwer fal len. Auch dieses Gremium 
wird einmal j ährl ich, al lerdings nur eine Woche lang und während der VSK tagen. 
Die Bundesrepubl ik stel l t  den Co -Vorsitzenden des Ausschusses und wil l  eine 
Expert in in das Expertengremium entsenden.  
 
Einrichtung eines F örderbereichs Bodendegradation bei der GEF   
Die von GEF Counci l  im Mai 2001 getroffene Entscheidung die -  sei t  einiger Zeit  von 
den G77-Stataten angestrebte -  Ausweisung von Desert i f ikat ion (und Abholzung) als 
neuen F örderbereich wurde von der Konferenz begrüßt. Dies wird endgült ig erst im 
Oktober 2002 durch die GEF -Vollversammlung beschlossen werden; inwieweit sich 
die L änder der G77/China mit dieser Regelung pol i t isch zufr ieden geben bleibt 
abzuwarten; ihre Forderung nach Einrichtung eines "GEFFensters" als 
Finanzierungsinstrument fü r die Desert i f ikat ionsbek ämpfung besteht nach wie vor.  
 
Interaktiver Dialog auf Ministerebene zu "Desertif ikationsbek ämpfung und 
Armutsminderung"   



Als eine Neuerung wurden die Beiträge der hochrangigen Regierungsvertreter 
erstmals themenzentr iert  und interakt iv organisiert .  In einem vom Vorsi tzenden der 
Konferenz zusammengefassten Dokument wird erklärt ,  dass die Verbindung von 
nachhalt igem Ressourcenmanagement und Armutsbek ämpfung einen 
kontinuierl ichen Poli t ikdialog im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit erfordert.  
Besonders wird darauf verwiesen, dass  

l das Ausmaß der Umweltdegradation bedrohl ich ist;   
l die Produktivi t ätsverluste des landwirtschaft l ichen Sektors rapide 

fortschreiten;  
l Desert i f ikat ion wirtschaft l iches Wachstums verhindert;   
l Armutsbek ämpfung Priorit ät einer internationaler Pol i t ik f ür Nachhalt igkeit  ist ,  
l Boden ein gemeinsames Gut der Menschheit  ist ,  das verpf l ichtenden, 

dr ingl ichen und abgest immten weltweiten Schutz erfordert ;   
l Armutsbek ämpfung demokratische Betei l igungsans ä tze zur tats ächlichen 

Gestaltungstei lhabe der lokalen Ebene und besonders von Frauen erfordert  
l Wachstum sozial  regul iert  sein muss  
l die wirtschaft l ichen Rahmenbedingungen f ür die Entwicklungsländer u.a. 

durch Schuldenerlass, niedrige Zinsen und eine Verbesserung der 
Handelsbedingungen gefördert werden m üssen. 

 
Die Zusammenfassung des Konferenzvorsitzenden wird als Beitrag der UNCCD in 
die Vorbereitung von Johannesburg eingebracht.   
 
NRO -Beitr äge   
Die inhalt l iche darstel lbare Mitwirkung der NGO an den Verhandlungen konzentr ierte 
sich auf den Bereich "zivi lgesel lschaft l iche Betei l igung" in den 
Umsetzungsprozessen der Konvention. In Vorbereitung des CST (Wissen/Technik) 
wurde ein Vorschlag f ür einen Erarbeitungsprozess fü r Indikatoren über die 
Betei l igung von Zivi lgesel lschaft  und lokaler Ebene erarbeitet und eingebracht.  
Diese Aktivit äten wurden im Rahmen einer interakt iven Dialogveranstaltung im 
Konferenzrahmen (open dialogue session) mit  Fal lstudien aus verschiedenen 
Ländern (u.a. die synopse der T ätigkeit  deutscher NRO in den Trockengebieten und 
das Brot- für -die-Welt Unterst ützungsprogramm zur UNCCD) ergä nzt. Dabei war 
besonders das zust immende Interesse und die Beitr äge der afr ikanischen 
Delegierten auffäll ig.  
Insgesamt war zu ersten Mal eine kont inuier l iche inhalt l iche Präsenz der NGO auf 
der Konferenz wahrzunehmen. Dies gi l t  besonders f ür die Sitzungswoche des CST. 
Die inhalt l iche Vorbereitung wurde zu einem wesentl ichen Tei l  von der im Juni 2001 



gegründeten europäischen NRO Ini t iat ive geleistet,  deren Koordinat ion die AG 
Desert i f ikat ion des FUE ü bernommen hat.  Dies wurde auch seitens der EU/EC 
wahrgenommen. In einer Reihe von Arbeitsfeldern ( im pol i t ischen wie technischen 
Bereich) sind die NRO nun gefordert konkrete Verfahrensvorschl äge zu machen.  
 
 
Termine   

l Sitzung des Mechanismus zur Überprüfung der Umsetzung der Konvention 
(CRIC) voraussicht l ich 18. - 29.11.2002 in Bonn  

l 6. Vertragsstaatenkonferenz der UNCCD voraussicht l ich vom 19.-31.10.2003 
in Bonn  

 
 
Jürgen Gliese  
 
Der Autor koordiniert  die AG Desert i f ikat ion sowie das UNCCD 
Unterst ützungsprogramm von Brot fü r die Welt /  FAKT.  
Kontakt:  ag.d@riod.de oder up -act-cs@gliese.de Weitere Informationen sowie den 
ausf ührl ichen Ergebnisbericht erhalten Sie beim "Frage und Antwort-Dienst 
Desert i f ikat ion" qasd@gliese.de  



CBD-Ad Hoc Working Group for Access and 
Benefit Sharing  

NRO diskutieren über gemeinsame Basis -  mit Erfolg  

 
Vom 22. bis 26. Oktober fand in Bonn die Sitzung der Arbeitsgruppe über 
Zugang zu genetischen Ressourcen und gerechte Vorteilsaufteilung des 
Übereinkommens über die Biologische Vielfalt (Convention on Biological 
Diversity, CBD) statt.   
 
Laut Beschluss der 5. Vertragsstaatenkonferenz im Mai 2000 in Nairobi bestand das 
Mandat der Arbeitsgruppe darin, "to develop guidel ines and other approaches for 
submission to the Conference of the Part ies and to assist  Part ies and stakeholders 
in addressing the fol lowing elements as relevant to access to genet ic resources and 
benef i t -sharing, inter al ia:  

l terms for prior informed consent and mutual ly agreed terms;  
l roles, responsibi l i t ies and part ic ipat ion of stakeholders;  
l relevant aspects relat ing to in si tu and ex si tu conservation and sustainable 

use;  
l mechanisms for benef i t -sharing, for example through technology transfer and 

joint q research and development;  
l and means to ensure the respect,  preservat ion and maintenance of 

knowledge,  
l innovations and pract ices of indigenous and local communit ies embodying 

tradit ional l i festyles relevant for the conservat ion and sustainable use of 
biological diversity, taking into account, inter al ia, work by the World 
Intel lectual Property Organizat ion on intel lectual property r ights issues." 

 
W ährend dieser Beschluss seinerzeit  die M ögl ichkeit  offen hiel t ,  anstatt  freiwi l l iger 
Richt l inien auch den Weg eines recht l ich verbindl ichen Protokol ls einzuschlagen, 
wurde diese Option in der Zwischenzeit  von den Vertragsparteien ad acta gelegt.  Die 



Gr ünde dazu sind höchst unterschiedl ich: die EU ist  gegen verbindl iche Vorgaben, 
da die Mitgl iedsstaaten Regelungen f ür ihre Terr i tor ien als unnötig betrachten, 
zahlreiche Entwicklungsländer haben inzwischen Gesetze geplant oder er lassen, die 
vermutl ich sehr viel  strenger als ein Kompromiss auf CBDEbene sein werden. Zudem 
würden Verhandlungen über ein ABS -Protokol l  recht lange andauern und den 
nationalen Gesetzgebungsprozess eher l ähmen als befl ügeln.  
 
Freiwil l ige Richtl inien  
So strebte der Gastgeber, das BMU, auch an freiwi l l ige Richt l in ien mit  
quasiverbindl ichem Quarakter auszuarbeiten.  
Als Beispiel  wurden immer wieder die DIN-  bzw. ISO-Vorschri f ten genannt,  gegen 
die ja schlie ß lich auch keiner verst ößt obwohl sie "nur" freiwi l l ig sind. Al lerdings 
wurde nicht thematisiert ,  warum dieser quasi -verbindl iche Charakter auftr i t t .  Wer 
gegen DIN/ISO -Vorschr i f ten verstößt, den straft  - mindestens -  der Markt.  Wer würde 
schon Schrauben einer Firma kaufen, die nicht in die Gewinde al ler anderer Firmen 
passen? Ein solcher "Abstrafmechanismus" fehlt  nat ür l ich auf dem Markt der 
genetischen Ressourcen. Auf welcher Packung von Arzneimitteln oder Kosmetik wird 
in Zukunft  stehen, ob die zugrunde l iegende genetische Ressource CBD -gerecht 
erworben wurde? Und selbst wenn diese Information angegeben wü rde, wäre dies 
kein zwingender Grund daf ür,  dieses Produkt nicht zu kaufen.  
Folgericht ig wurde der vorl iegende Entwurf der guidel ines von zahlreichen 
Entwicklungsstaaten "kleinverhandelt".  WTOSprache wurde herausgestr ichen und 
al le Formulierungen, die an die Sprache verbindl icher Texte er innern, wurden 
umformuliert ,  im letzteren Punkt unterstützt durch die USA. So wurde z.B. aus dem 
Vorschlag: "15. The Panel of Experts suggested that the object ives of the guidel ines 
could include: (a) To provide a non -discr iminatory framework to faci l i tate access to 
genetic resources and ensure fair and equitable sharing of benefi ts;" 
"nondiscriminatory" durch "transparent" ersetzt.   
Der Vorschlag der guidel ines setzte stark auf "Pf l ichten" der Anbieter und ging kaum 
auf die "Pfl ichten" der Nutzer ein, der beschlossene Text hat dieses Verh ältnis 
ausbalanciert.  
 
Mittel f ür Capacity Building   
In einem zweiten Beschluss wurde gefordert,  dass Mit tel  f ür capacity bui lding 
bereitgestel l t  werden sol len. Es wurde ein Akt ionsplan verabschiedet,  dessen Ziel  es 
pikanterweise nicht ist ,  die Bonn Guidel ines umzusetzen, sondern: " to faci l i tate and 
support the development and strengthening of capacit ies for the effect ive 
implementat ion of the provisions of the Convention relat ing to access to genet ic 
resources and benef i t -sharing at the local,  nat ional,  sub - regional, regional and 
internat ional levels."  Als erstes Mit tel ,  wie diese Vorgaben der CBD umgesetzt 
werden k önnen, nennt der Akt ionsplan: "Development of appropriate nat ional 



regulatory framework". Somit beschloss die Arbeitsgruppe zwar die Bonn Guidel ines, 
es ist  al lerdings fragl ich, wozu diese gebraucht werden und welchen Mehrwert sie 
der internationalen ABS -Diskussion bringen.  
 
Rechte an geistigem Eigentum   
In dem dri t ten Beschluss wird auf die Rol le der Rechte geist igen Eigentums in ABS -
Fragen eingegangen. Die Diskussion der Vorlage wurde intensiv und h äufig 
kontrovers gefü hrt.  Der Strei t  um die Angemessenheit  der Patent ierung genetischer 
Ressourcen in Bezug auf gerechte Entwicklungschancen der L änder des S üdens 
stand im Mit telpunkt,  le ider aber auch im Schatten der TRIPs-  und Internat ional-  
Undertaking -Verhandlungen. Letztere fanden ja beinahe zeitgleich in Rom statt .  Mit 
der Folge, dass et l iche Entwicklungsländer starke Verhandlungspersonen aus Bonn 
abzogen oder erst gar nicht dorthin schickten. Diese Schw äche zeigte sich unter 
anderem deutl ich in der contact group zu IPR, in der es die Verhandlungsleitung 
zulie ß, dass die CBD -Nichtmitgl ieder USA und Thai land zusammen mit  der Gen - und 
Biotechnologieindustr ie den Text gegen Peru und Kolumbien verhandelten. Wo doch 
die Gelegenheit  so g ünstig war, machten auch die NRO zwei Vorschl äge... Diese 
unvorhergesehene " Öffnung" der Verhandlungen wurde nicht etwa durch staat l iche 
Delegationen gestoppt, sondern durch eine Intervention der Vertreter in des CGIAR! 
Letzt l ich enth ält  der Text zu Rechten geist igen Eigentums et l iche wünschenswerte 
Vorgaben, insbesondere auch die heiß umstr i t tene Passage: "Recognizing that 
intel lectual property r ights might,  under certain cirsumstances, constrain access to 
and use of genet ic resources and scient i f ic research,".  Dieser Beschluss stel l t  einen 
-  wenn auch kleinen -  Baustein in der Argumentat ion gegen immer stärker werdende 
Formen der Rechte geist igen Eigentums dar.  
NRO -Konsens erarbeitet   
Die Verhandlungen in Bonn kamen zudem zu einem weiteren, nicht geplanten, aber 
sehr posit ivem Ergebnis. In einem langen Diskussionsprozess zwischen den NRO 
und dem International Indigenous Forum on Biodiversi ty konnte ein abgestimmtes 
NRO -Schlusswort (vgl .  NGOStatement in engl ischer Sprache) erarbeitet werden, 
welches von einer bis dato nicht erreichten Viel fal t  an NRO bzw. ihren 
VertreterInnen unterst ützt wird. Inhalt l ich wurden etl iche zentrale Posit ionen 
gefunden, die Basis f ür die weitere Arbeit im ABS -Prozess und w ährend COP-6 im 
Apri l  2002 in Den Haag sein sol len. Auf COP-6 müssen die Beschlüsse aus Bonn 
off iz iel l  verabschiedet und z.B. n ähere Arbeitsaufträge im bereich capacity bui lding 
erarbeitet werden.  
 
Hartmut Meyer  
 
Der Autor ist  Koordinator der AG Biologische Viel fal t  des Forums Umwelt & 
Entwicklung  



 

 
NGO - Statement 

 
Ad Hoc Open-Ended Working Group on access and Benefit  Sharing, Bonn, Oct. 
26, 2001   
 
 
1. Voluntary Guidelines   
The purpose of the voluntary guidel ines developed by this working group can only be 
to give guidance to governments when developing national legislat ion, in both user 
and provider countr ies. Furthermore, these guidel ines should not be used to 
faci l i tate access in countr ies without national ABS regulat ion. To ensure an effect ive 
implementat ion of the CBD and specif ical ly i ts ABS provisions, legal ly binding 
instruments have to be developed and implemented at least on a nat ional level.  Such 
instruments must recognise the r ights, customary laws, and pract ices of indigenous 
peoples and local communit ies.  
 
2. Stakeholders   
We support the statement of the Internat ional Indigenous Forum on Biodiversi ty to 
clearly dist inguish between r ights holders and stakeholders, each group with 
di f ferent r ights and responsibi l i t ies. The customary r ights of indigenous peoples and 
local communit ies over biological and genetic resources, as wel l  as their  r ights over 
tradit ional knowledge, must be recognised in order to meet the object ives of the 
Convent ion. This also appl ies with concepts such as Farmers'  Rights as recognised 
by the Internat ional Undertaking. We recommend that these r ights be ful ly 
acknowledged in the implementation of the CBD, including through the ful l  
part ic ipat ion of such groups in al l  processes of the Convention.  
 
3. PIC   
Pr ior Informed Consent is an inherent and col lect ive r ight of indigenous peoples and 
local communit ies, which includes the denial  of access or other act iv i t ies when they 
contradict their  tradit ions and bel iefs. Therefore the ABS process must recognise 
these r ights and develop mechanisms for their successful real isat ion. Changes in the 
agreed use of the resources should require a new PIC process with involvement of 
the original providers.  
 
4. Benefit  Sharing   
Benefi ts, which arise from access and use of genetic resources and tradit ional 
knowledge should serve the object ives of conservation and sustainable use of 



biological diversity. Moreover, any benefi t  sharing arrangement must be fair and 
equitable and contr ibute to poverty al leviat ion.  
 
5. IPRs   
IPRs, especial ly patents, can be counter to CBD object ives. By i ts very nature, 
patent ing of genetic resources, meaning pr ivat isat ion of genetic resources and 
monopol isat ion of their  use wi l l  lead to a restr ict ion of use rather than to faci l i tat ion, 
as the CBD requires. We cal l  upon the CBD Part ies to ensure that IPRs shal l  not be 
granted i f  they constrain or even block the further access to the genet ic resource. 
The CBD should inf luence the IPR systems and not vice versa, in order to achieve 
i ts object ives.  
The disclosure of geographic or igin and PIC are unquest ionable pr inciples for the 
ent ire genetic resource use process. Disclosure of PIC in patent appl icat ions is 
crucial  to prove that the appl icant has aquired the genetic resource lawful ly and not 
through biopiracy. Final ly,  disclosure of geographic or igin enables indigenous 
peoples and local communit ies, ethnic groups, farmers, and ci t izens to monitor the 
fate of their  genetic resources. Countr ies should support the development of 
community-based measures to protect tradit ional knowledge based on customary 
laws and pract ices. They should establ ish nat ional legal and pol icy frameworks, 
based on a bottom -up approach, to ensure that these measures are respected.  
 
6. Relationship between CBD and Trade Agreements   
CBD Part ies must ensure that the Convention's object ives and obl igat ions are not 
subordinated to WTO agreements and regional trade agreements  
 
7. For upcoming consideration   
The CBD wil l  have to address the fol lowing issues:  

l col laborat ion with other internat ional fora deal ing with the potent ial  problems 
concerning access to and use of human genetic resources;  

l potential  responsibi l i t ies concerning plant genetic resources that may not be 
covered by the mult i lateral  system of the Internat ional Undertaking;  

l increase coordinat ion between the exist ing and emerging legal nat ional and 
international instruments on human r ights, part icular ly on indigenous peoples 
and recognit ion of the r ight to selfdeterminat ion of indigenous peoples;  

l increase inf luence of the CBD in other internat ional fora, which may be 
obstacles to achieving CBD goals. 

 
 
Berne Declarat ion (EvB), Switzerland BUKO Agrocoordinat ion, Germany Church 



Development Service - An Associat ion of the Protestant Churches in Germany 
(EED), Germany ECOROPA German NGO Forum Environment & Development (FUE), 
Germany Greenpeace Internat ional Inst i tute for Ecology andAction - Anthropology, 
Cologne ( infoe),  Germany Kl ima-Buendnis (Cl imate Al l iance), European Secretariat 
Krystyna Swiderska (Internat ional Inst i tute for Environment and Development 
( I IED)),  UK Maria Fernanda Espinosa (The World Conservat ion Union (IUCN)) Paul 
Sanchez -Navarro (World Wide Fund for Nature Internat ional (WWF)) South -East Asia 
Regional Inst i tute for Community Education (SEARICE), Phi l ippines  



Nichts neues seit Rio und New York? 

Bei den UNECE -Vorbereitungen auf den Weltgipfel f ür 
nachhaltige Entwicklung blockieren die USA weiter 

 
Seit Attacken auf New York und Washington haben die USA, das ist immerhin 
positiv, eine neue Ära der Kooperation ausgerufen. Kongress und Senat haben 
bereits beschlossen, dass sie die mill ionenschweren Schulden, die die USA bei 
den Vereinten Nationen haben, begleichen wollen. Doch noch ist die neue 
Stimmung der globalen Partnerschaft nicht in der Umweltpolitik angekommen. 
Die USA stellt  sich weiter ins Abseits, auch bei den Vorbereitungen f ür den 
Weltgipfel f ür nachhaltige Entwicklung, die im September 2002 in 
Johannesburg, S üdafrika stattfindet.   
 
In regionalen Konferenzen werden im Moment die Themen f ür diese 
Riesenveranstaltung festgeklopft.  So auch am 24. und 25. September in Genf, wo 
die UNECE (United Nations Economic Commission for Europe) Region, die ganz 
Kontinentaleuropa, die USA und Kanada vereint,  zusammenkam. Aber statt  darüber 
zu diskut ieren, welche Themen in Johannesburg zu behandeln wä ren, stel l ten die 
USA lang akzeptierte Prinzipien der Umwelt -  und Entwicklungspol i t ik in Frage.  
 
Entwicklungshilfe   
In Rio hatten sich die meisten Industr iel ä nder (al lerdings auch damals nicht die 
USA) z.B. dazu bekannt, dass sie mindestens 0,7% ihres Bruttosozialproduktes f ür 
die Entwicklungshi l fe zur Verf ügung stel len wol l ten. Das Versprechen ist  gebrochen 
worden, auch in Deutschland, wo der Wert bei etwa 0,3% l iegt.  In Genf wol l te die EU 
dieses Ziel  aber pol i t isch bestät igen und Besserung noch vor dem Gipfel  in 
Johannesburg in Aussicht stel len. Das weigerten sich die USA mitzutragen. Das 
Schlusskommunique der Minister verkam zur leeren Phrase, die die 
Entwicklungsl änder nur weiter ver ärgern wird. Und so ging es in einem fort.   
 
Umweltpolitik   
Die anderen L änder wol l ten z.B. auch das "Vorsorgeprinzip" (auf Engl isch: 
precautionary pr inciple) als eine wicht ige Grundlage der Umweltpol i t ik best ätigt 



wissen. Die USA - auch mit  Bl ick auf ihre fortgesetzte Verweigerungshaltung bei der 
internationalen Kl imapoli t ik -  blockierten auch hier. Die USA widersetzen sich auch 
quanti tat iven Zielen für den Ausbau regenerat iver Energien. "Mindestens 10% des 
Energiebedarfs sol l ten bis 2010" durch erneuerbare Energien gedeckt werden, hie ß 
es noch in einem Entwurf.  Zum Schluss war nur ein vages Bekenntnis, dass es ja 
schön w äre, wenn erneuerbare Energie ausgebaut würden, übrig. Die USA weigerte 
s ich darüber hinaus die Worte "ecological footpr int" in dem Ministerstatement 
überhaupt auftauchen zu lassen. Dieses Konzept sei in den USA v ö l l ig unbekannt 
und niemand wisse, was es bedeute. Auch wenn dies der WWF durch das Vertei len 
hübscher Brosch üren widerlegte und die US -Delegation von NGOs darauf 
hingewiesen wurde, dass einer der Erf inder des "ecological footprints",  Mathis 
Wackernagel,  seit  Jahren in den USA arbeitet -  die USA bl ieben stur.   
Die einzige neue Idee der Verhandlungen war ein sogenannter "Global Deal",  ein 
Ausgleich zwischen dem S üden und Norden. Der Global Deal wurde auf Anregung 
Dänemarks von der EU, der Schweiz und Norwegen vertreten und forderte u.a. einen 
Schuldenerlass f ür die Dri t te Welt und die Eind ämmung der negativen ö kologischen 
Folgen des Wirtschaftswachstum. Selbstverstä ndlich weigerte sich die USA den 
Global Deal als einen m ögl ichen Tagesordnungspunkt für Johannesburg zu 
akzeptieren.  
 
Kulturelle Kluft zwischen USA und Europa   
Al le Delegationen aus den 54 anwesenden L ändern erkl ärten sich nach den 
Terrorattacken mit den USA sol idarisch. Der Frust aufgrund der Blockadehaltung der 
USA stand vielen Verhandlungspartnern der EU, der Schweiz und Norwegens 
al lerdings ins Gesicht geschrieben. Ein EU-Vertreter meinte entnervt:  "Es klaff t  eine 
r iesige kulturel le Lücke zwischen uns". Dies wurde bei einem Gespr äch des 
amerikanischen Delegationslei ters. Jonathan Margol is,  mit  den anwesenden über 80 
Nichtregierungsorganisat ionen, bestä tigt. John Hontelez, Generalsekr äter des 
Europ äischen Umweltbüros (EEB), wies dezent darauf hin, dass die USA auch 9 
Jahre nach Rio weiter weit  über ihre ökologischen Verh ältnisse lebten. Er fragte, ob 
die USA bereit  wä re, in diesem Punkte Selbstkri t ik zu üben. "Ich fand die Art und 
Weise wie Sie diese Frage stel l ten sehr interessant",  meinte Margonis. "Als 
Amerikaner kann ich mit dem Begri f f  Selbstkr i t ik nichts anfangen. Wir schauen eher 
immer auf die posi t ive Seite der Medai l le."  "Das ist  genau das Problem" stöhnte es 
ihm aus der Gemeinschaft  versammelter Umweltschützer entgegen. Jonathan 
Margolis best ätigte außerdem, dass die USA weiterhin kein Interesse an 
internationalen Abkommen haben. "Wir sprechen mit unseren Partnern über die 
Dinge, die uns wicht ig sind. Das halten wir f ür effekt iver." Selbstkr i t ik war in Genf 
al lerdings auch bei anderen Delegationen Mangelware. Nur der bri t ische 
Umweltminister Michael Meacher, gab offen zu, dass die Entwicklung der letzten 9 



Jahre weiter in die falsche Richtung gegangen sei.  Eine der entscheidende 
Grundlagen f ür diese Entwicklung, n ämlich die wirtschaft l ich dominierte 
Global is ierung, wol l te al lerdings niemand kr i t is ieren. Selbst der von der EU 
favorisierte Global Deal forderte mehr internat ionalen Handel und das 
Abschlusskommunique besagt, dass die Umweltpol i t ik,  das gegenw ärtige 
internat ionale Handelssystem "unterstützen" sol le. Forderungen, wie die von Friends 
of the Earth Internat ional,  dass Umweltabkommen immer Handelabkommen 
überst immen sol l ten, wurden nicht aufgegri f fen. Auch Forderungen nach einem 
globalen Regelkatalog f ür Konzerne verpufften.  
 
Kritik an der Globalisierung fehlte   
Aus umweltpol i t ischer Sicht bieten die Vorbereitungen f ür den Weltgipfel zur 
nachhalt igen Entwicklung also im Moment noch ein trauriges Bi ld.  Die wirtschaft l iche 
Global is ierung, eine Hauptursachen für die fortschreitenden Verschlechterung der 
Umweltsi tuat ion, wird von den Regierungen ausgeblendet.  Die USA blockiert  bereits 
die kleinsten, symbol ischsten Schri t te in die r icht ige Richtung, wie sie die EU in 
Genf forderte. Wenn der Weltgipfel  für nachhalt ige Entwicklung im September 2002 
ein Erfolg werden sol l ,  dann muss der Rest der Welt noch mehr pol i t ischen Mut 
zeigen, und die USA das Zeital ter der Kooperat ion auch in der Umweltpol i t ik 
einl äuten. In den Korr idoren ging zum Abschluss der Konferenz das Gerü cht um, die 
USA h ätten f ür die Zukunft  mehr Kooperat ion signal is iert .   
 
Daniel Mitt ler   
 
Der Autor ist  Fachreferent f ür internat ionale Umweltpol i t ik beim Bund f ür Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND), Rio+10 Koordinator dessen internat ionalen 
Netzwerkes, Friends of the Earth International (www.foei.org) und Mitgl ied im 
Leitungskreis des Forums Umwelt & Entwicklung  
Seine Rede bei der Rio+10 Vorbereitungskonferenz in Genf ist unter 
http:/ /www.i isd.ca/ l inkages/ wssd/WSEUR/monday.html abrufbar.   

 
 

Die UNECE-Region schlägt die folgenden Themen und 
Prioritäten für den Gipfel in Johannesburg vor: 

 
"sustainable management and conservation of natural 
resources, environment and health, making globalization work 
for sustainable development, improving governance and 



democratic processes at all  levels, education, science and 
technology. Financing for sustainable development wil l  be a 
crucial cross -cutting issue."  
Das Schlusskommunique des UNECE-Gipfels ist zu finden 
unter  
http:/ /www.johannesburgsummit.org/web_pages/european_regional_preparatory_ 
process.htm weitere Infos zum UNECE Prozess gibt es unter 
http:/ /www.unece. org/env/rio+10/  
Vor der Konferenz trafen sich NGOs aus der ganzen UNECE-
Region und stimmten ein gemeinsames Papier ab. Dies ist 
unter http:/ /www.johannesburgsummit.  
org/web_pages/final_unece_ngo_statement.pdf zu finden.  



Mit Kapitalanlagen Gesellschaft zukunftsfähig 
gestalten  

Umsetzungsverordnung zur Rentenreform 
überarbeitungsbed ürftig  

 
In der Rentenreform vom Mai 2001 ist  s ie nun auch in Deutschland eingef ührt.  Eine 
Nachhalt igkeitsberichtspf l icht,  bei der jeder Anbieter von staatl ich gef örderten, 
pr ivaten oder betr iebl ichen Altersvorsorgeprodukten j ährl ich berichten muss, ob und 
wie er ethische, soziale und ö kologische Belange bei der Verwendung der 
eingezahlten Beitr äge berü cksichtigt.  
 
Mit  der Berichtspf l icht wurde eine bri t ische Regelung übernommen, die es bei al ler 
Kri t ik,  wie z.B. fehlendes Monitor ing, geschaff t  hat,  dass über die H älfte der 
Pensionsfonds ethische, soziale und ökologische Prinzipien in ihre Anlagestrategie 
aufgenommen haben. Die angesto ßene Dynamik ist  insgesamt vielversprechend.  
 
Die posit iven Konsequenzen von nachhalt igen Kapitalanlagen lassen sich an 
folgenden Effekten festmachen: Zum einen wird dem Markt der nachhalt igen 
Unternehmen Kapital zur Verf ügung gestel l t ;  e ine gute Kursentwicklung schützt vor 
Übernahmen und erleichtert  es den Unternehmen Fremdkapital  aufzunehmen.  
Dazu kommen Imagegewinne und oftmals Verbesserungen im unternehmensinternen 
Nachhalt igkeitsmanagement und in der Ressourceneff iz ienz. Die Aufnahme in die 
entsprechenden Indices (z.B. Dow Jones Sustainabi l i ty World Index) hat eine 
sp ürbar steigende Prest igebedeutung und lockt Nachahmer an.  
 
Im derzeit  laufenden Prozess der Erarbeitung der Umsetzungsverordnung zum 
Altersverm ögengesetz (AvmG) haben sich aber Unstimmigkeiten und 
Ungleichbehandlungen eingeschl ichen, die das Bundesf inanzminister ium noch 
überarbeiten muss. Der derzeit ige Stand* der pr ivaten Altersvorsorge sieht vor,  dass 
nur solche Anbieter j ährl ich berichten m üssen, die ethische, soziale und ökologische 
Kri ter ien ber ücksichtigen.  
 
Dies bedeutet eine Ungleichbehandlung von Anbietern zum Nachtei l  der Anbieter,  



die ethische, soziale und ökologische Belange berücksicht igen. Diese 
Diskriminierung widerspricht der Intent ion des Gesetzgebers, so Reinhard Loske 
B ündnis 90/Die Grünen auf der Konferenz: "Meine Rente -  Unsere Zukunft" 
veranstaltet  
von GERMANWATCH und dem Verbraucherschutzministerium NRW am 22.11.01 in 
Düsseldorf.  
 
Mit  der Begr ündung, dass sich über die gesamte Laufzeit  am Produkt nichts 
ver ändern würde, werden demnach Anbieter,  die keine Kri ter ien anlegen von der 
j ährl ichen Berichtspf l icht befrei t .  Dies hat zur Folge, dass es für solche Produkte 
unm öglich wird innerhalb der oft  sehr langen Laufzeit  von 20, 30 bis über 40 Jahre, 
Nachhalt igkeitskri ter ien anzulegen.  
 
Die absehbare Notwendigkeit  zur ö kologischen und sozialen Anpassung der 
Finanzprodukte an eine sich ändernde Umwelt ,  darf  nicht durch die 
Umsetzungsverordnung verbaut werden. B ärbel Hö hn, Verbraucherschutzministerin 
des Landes NRW betonte auf der Konferenz "Meine Rente -  Unsere Zukunft" die 
Bedeutung der Nachhalt igkeitsberichtspf l icht f ür den Verbraucherschutz: " Immer 
mehr Privatanleger wol len wissen, ob ihr Geld direkt in Unternehmen invest iert  wird, 
die nach ethischen, sozialen und ökologischen Kri ter ien wirtschaften. Durch die 
neue Berichtspfl icht k önnen sie klar erkennen, ob sie in Unternehmen invest ieren, 
die zum Beispiel  die Umwelt sch ützen und Kinderarbeit  ausschl ießen." Jetzt muss 
das Bundesf inanzminister ium die Umsetzungsverordnung entsprechend pr äzisieren, 
dann l iegt es an den Verbrauchern, die Altersvorsorgeprodukte mit  ethischen, 
sozialen und ökologischen Kri ter ien an ihrem Bankschalter nachzufragen und 
einzufordern.  
 
Stefan Rostock  
 
Der Autor ist  Mitarbeiter von GERMANWATCH  
 
 
www.bundesf inanzminister ium.de/Anlage7592/  
Fragen -und-Antworten -zum -Altersvorsorgevertraege-  
Zert i f iz ierungsgesetz.pdf vom 23.11.021   


